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62. Sitzung 

Bonn, den 26. Oktober 1973 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich be-
kannt, daß Ihnen eine Liste von Vorlagen vorliegt, 
die keiner weiteren Beschlußfassung bedürfen und 
die nach § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zu-
ständigen Ausschuüssen überwiesen werden sollen: 

Betr.: Gesetz über die weitere Finanzierung von Maßnah-
men zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden und des Bundesfernstraßenbaus (Ver-
kehrsfinanzgesetz 1971) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 1. März 
1972 

– Drucksache 7/1104 —

zuständig: Finanzausschuß 

Betr.: Berufs-/Laufbahnreform 
Bezug : Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. .Juni 

1973 

— Drucksache 7/1129 — 

zuständig: Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Verordnung (EWG) des Rates über die zolltarifliche Behand-
lung bestimmter Erzeugnisse, die zur Verwendung beim Bau, 
bei der Instandhaltung und der Instandsetzung von Luft-
fahrzeugen bestimmt sind 
— Drucksache 7/1110 —

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte uni 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der im Falle 
von Störungen auf dem Reissektor anzuwendenden Grund-
regeln 

Drucksache 7/1111 —

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Markt-
rfchtpreises und des Interventionspreises für Olivenöl für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 
— Drucksache 7/1112 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 234/73 hinsichtlich der Festsetzung der als 
Ausgleichsbeträge auf dem Schweinefleischsektor anwend-
baren Beträge 
— Drucksache 7/1113 —

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Wir fahren in der Aussprache zum Tagesord-
nungspunkt 2 fort: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes über die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans für das Haushaltsjahr 1974 
(Haushaltsgesetz 1974) 

— Drucksache 7/1100 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsauschuß 

b) Beratung des von der Bundesregierung 
vorgelegten Finanzplans des Bundes 1973 
bis 1977 

— Drucksache 7/1101 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Hanshaltsauschuß 

Das Wort hat Herr Dr. Wörner. Für ihn hat seine 
Fraktion eine Redezeit von 40 Minuten beantragt. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! „Manche Leute 
haben sich in den letzten Jahren einzureden begon-
nen, die Großwetterlage sei unfehlbar stabil und in 
dieser Eigenschaft durch die Entspannung zwischen 
den Großen sozusagen garantiert. Das hat die 
Schleusen für alle Narreteien geöffnet, die sich 
unter der Einbildung eines gesicherten Friedens 
üblicherweise einstellen. Tendenzen zum einseitigen 
Abbau kriegsverhindernder Maßnahmen, naiver 
Pazifismus, Antimilitarismus, Papier- und Deklama-
tionsgläubigkeit. Der neue Nahostkrieg böte eine 
Gelegenheit zu erkennen, woran wir wirklich sind. 
Der Friede, den man so gern nach menschlichem 
Ermessen für gesichert hält, steht in Wahrheit nach 
wie vor auf tönernen Füßen." Das schreibt einer 
der angesehensten Journalisten der westlichen 
Welt, Fred Luxinger, in der „Neuen Zürcher Zei-
tung", und er schließt daraus: „Es wäre Torheit, 
sich danach noch für politisch solid versichert gegen 
Katastrophen zu halten und auf bloße Entspannungs-
proklamationen zu bauen." 
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Ich finde, wer heute über die sicherheitspolitische 
Lage in Europa nachdenkt und spricht, der kann das 
nicht tun, ohne einige Blicke auf den Nahen Osten 
zu werfen und ohne einige Schlußfolgerungen auch 
für unsere Lage in Europa zu ziehen. Ich darf diesen 
Versuch am Anfang meiner Rede hier machen. 

Die erste Schlußfolgerung, die, wie ich glaube, 
gezogen werden muß, lautet: Auch das atomare 
Mächtegleichgewicht zwischen der Sowjetunion und 
den Vereinigten Staaten von Amerika vermag den 
Ausbruch von Auseinandersetzungen auf regionaler 
Ebene nicht zu verhindern, wenn dort das Gleich-
gewicht gestört ist. Oder um es ganz konkret auf die 
Situation zu übertragen, in der sich die Bundesrepu-
blik Deutschland befindet: Auch die strategische 
Gleichgewichtssituation, auch das atomare Patt zwi-
schen den USA und der UdSSR wirkt sich nur dann 
kriegsverhindernd und friedensstabilisierend in Mit-
teleuropa aus, wenn dieses atomare Patt auch hier 
in Europa durch ein Gleichgewicht der Kräfte unter-
mauert wird. Dies um so mehr, als die beiden Groß-
mächte sichtbar und zu Recht bestrebt sind, die 
nukleraren Risiken einzugrenzen. 

Die zweite Schlußfolgerung: Nur derjenige, der 
selbst den Willen und die Kraft zur Selbstbehaup-
tung aufbringt, kann mit der Unterstützung durch 
seine Verbündeten rechnen. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Um auch das auf unsere Situation zu übertragen: 
Auch wir hier in der Bundesrepublik Deutschland 

I können nur dann mit der Unterstützung durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika rechnen, wenn 
wir selbst den Willen und die Kraft zur Verteidi-
gung unseres Landes bewahren und aufrechterhal-
ten. 

(Erneuter Beifall bei der CDU CSU. — Zu-
ruf von der SPD: Was ist denn daran neu?) 

Dies, meine Damen und Herren, gilt natürlich um 
so mehr, als, wie Sie wissen, die Vereinigten Staa-
ten von Amerika gerade in der jetzigen Situation 
von ihren Verbündeten begreiflicherweise höhere 
Eigenleistungen erwarten. Und niemand hier in der 
Bundesrepublik Deutschland sollte sich täuschen: 
Wenn wir den Vereinigten Staaten von Amerika 
und ihren Bürgern gegenüber nicht sichtbar und 
deutlich zu machen verstehen, wie ernst wir unse-
ren Beitrag zur europäischen Verteidigung meinen 
und daß wir bereit sind, dafür Opfer zu bringen, 
dann werden in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika diejenigen die Oberhand gewinnen, die dem 
Abzug ihrer Truppen aus Europa das Wort reden, 
und das, glaube ich, wäre verhängnisvoll für die 
Sicherheit der Bundesrepublik und ihrer Bürger. 

Und die dritte Schlußfolgerung schließlich, die aus 
diesem Konflikt zu ziehen ist:  Erst das direkte 
Engagement und Eingreifen der Supermächte und 
ihr dominierendes Interesse an der Verhinderung 
eines Weltkonflikts bieten wenigstens eine Chance, 
regionale Konflikte zu stabilisieren. Um auch das auf 
unsere Situation zu übertragen: Nur die direkte, 
sichtbare und unmittelbare Präsenz der Vereinigten 
Staaten von Amerika in der Bundesrepublik garan-

tiert schlußendlich die Abschreckung und damit den 
Frieden in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch eine Europäische Verteidigungsunion, die 
wir wollen, die wir anstreben, könnte und dürfte — 
lassen Sie mich das in aller Klarheit sagen — an 
dieser grundlegenden Tatsache nichts ändern. Eine 
solche Europäische Verteidigungsunion kann und 
soll die Amerikaner entlasten, sie kann und soll sie 
aber nicht ersetzen. Das heißt, daß das Bündnis mit 
den Vereinigten Staaten und ihr strategischer Atom-
schutz der unverzichtbare Rahmen für die europä-
ische Verteidigung auch nach einer Einigung Euro-
pas bleiben. 

Die Vorgänge im Nahen Osten haben für den, der 
nicht völlig blind ist, doch eines mit geradezu drama-
tischer Deutlichkeit klargemacht und haben eine 
Lehre in Erinnerung gerufen, die in unserem Volk 
von vielen unter dem Einfluß eben dieser 28jähri-
gen Friedenszeit, die wir gehabt haben, leider ver-
gessen wurde: daß nämlich der gesicherte Frieden, 
daß schon das rein physische Überleben der Bürger, 
daß auch die Handlungsfreiheit der Bundesrepublik 
Deutschland allein davon abhängen, ob es uns ge-
lingt, das Gleichgewicht der Kräfte hier in Mittel-
europa auf allen Ebenen zu bewahren und zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist doch kein Zufall, daß es in diesen 28 Jahren 
nach dem Zweiten Weltkrieg allein in Mitteleuropa 
nicht zu einer kriegerischen Auseinandersetzung 
kam, während in Vietnam, in Korea, im Nahen 
Osten die Waffen gesprochen haben. Dies verdanken 
wir doch — und diese Lehre muß wieder und wieder 
ausgesprochen werden — allein oder mindestens 
überwiegend der Tatsache, daß wir hier in Europa 
eine ausgewogene Machtbalance hatten. 

Darum sage ich in aller Deutlichkeit: Nicht der 
gefährdet Frieden und Entspannung, der diese Dinge 
beim Namen nennt, der das militärische Gleichge-
wicht aufrechtzuerhalten sucht, der die Verteidi-
gungsbereitschaft in diesem Volk wachzuhalten ver-
sucht, sondern der gefährdet Frieden und Entspan-
nung, der darüber in diesem Volk Illusionen auf-
kommen läßt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und der mit naiver Vertrauensseligkeit — anders 
kann man das doch nicht nennen — grundlegende 
Lehren der Geschichte, auch der jüngsten Geschichte, 
außer acht zu lassen bereit ist. Der gefährdet Friede 
und Entspannung, der Entspannungseuphorie, Staats-
verdrossenheit, Verteidigungsunwillen und Abnei-
gung gegenüber der Bundeswehr aufkommen läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Natürlich müssen wir alle unsere Anstrengungen 
in der Bundesrepublik und in Europa darauf kon-
zentrieren, die politischen Spannungen zwischen den 
Staaten und Völkern   nicht nur hier in Europa, 
sondern in der Welt — abzubauen. Aber wir können 
militärische Sicherheit bis auf weiteres eben nicht 
durch vage Entspannungshoffnungen ersetzen; auch 
das ist eine der Lehren, die wir aus cien Vorgängen 
zu ziehen haben. Selbstverständlich — um das auch 
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gegenüber all denen deutlich zu machen, die die 
öffentliche Diskussion entstellen, die uns von der 
CDU/CSU in die Ecke der überständigen kalten 
Krieger zu drängen hoffen—müssen wir alles daran-
setzen, ausgewogen und kontrolliert abzurüsten, um 
das Gleichgewicht der Kräfte auf einer niedrigeren 
Ebene, mit weniger Truppen, weniger Kosten und 
weniger Material zu stabilisieren. 

Schließlich waren es Regierungen der CDU/CSU, 
die die fundiertesten Abrüstungsvorstellungen in 
die Weltdiskussion eingebracht haben; auch das bitte 
ich, nicht zu vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber wir müssen eben wissen, daß eine vorweg-
genommene, einseitige Verminderung unserer Ver-
teidigungsanstrengungen jede beiderseitige Ab-
rüstung unmöglich macht und genau das gefährdet, 
was wir in diesem Hause alle zusammen und was 
auch unser Volk in seiner Gesamtheit wollen: den 
Frieden und die Stabilität in Europa. 

Wenn es aber richtig ist — und es ist richtig —, 
daß das Gleichgewicht der Kräfte für absehbare Zeit 
— politisch wie militärisch — schicksalsentschei-
dend ist, dann ist die Frage, die wir an den Vertei-
digungsetat zu stellen haben, ob er dieser Lage 
gerecht wird. Denn, meine Damen und Herren, man 
kann vor einer bitteren Tatsache die Augen nicht 
verschließen — man sollte auch nicht darüber hin-
wegreden —: daß sich nämlich allen beruhigenden 
Erklärungen — nicht nur der Bundesregierung —
zum Trotz das Kräfteverhältnis in Europa in den 
letzten Jahren immer deutlicher und völlig unver-
kennbar zuungunsten des Westens verschoben hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU CSU. — Abg. 
Haase [Kassel] : So ist es!) 

Ich meine, das müßte all diejenigen besorgt stim-
men, die die Entwicklung der Sicherheitspolitik bzw. 
die Entnwicklung der politischen Kräfte in Europa 
beobachten. 

Das Schlimme ist — auch das muß in dieser 
Stunde ausgesprochen werden —, daß sich diese 
für uns außergewöhnlich besorgniserregende Ent-
wicklung fortsetzt — wer, meine Damen und Her-
ren, wollte das leugnen?! Wer wollte zum ersten 
leugnen, daß die Verteidigungsanstrengungen des 
Westens, gemessen am Bruttosozialprodukt, Jahr um 
Jahr mit steter Regelmäßigkeit zurückgehen — im 
übrigen auch in der Bundesrepublik Deutschland —, 
während die der Sowjetunion und die des War-
schauer Pakts wachsen! Der Herr Bundesverteidi-
gungsminister hat das in seiner Rede, die er vor 
noch nicht einmal einem Jahr gehalten hat, deut-
lich gemacht. Wer sieht es nicht — und wer sieht 
es nicht mit Sorge! —, was sich in Belgien, was sich 
in_  Holland, was sich in Dänemark tut! Die NATO 
verringert ihre konventionelle Kampfkraft mit all 
den Konsequenzen, die das für das Kräfteverhältnis 
und im übrigen leider auch für den Nukleareinsatz 
im Rahmen der flexible response hat, Jahr und Jahr. 

Und wer, meine Damen und Herren, wollte in die-
ser Situation eine zweite gefährliche Entwicklung 
übersehen, nämlich Tendenzen in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, ihre Truppenstärke in Europa  

zu vermindern? Wer wollte sich denn angesichts der 
Tatsache, daß wir in Europa im Bereich der NATO 
selbst reduzieren, in der Hoffnung wiegen, wir 
könnten einen etwaigen Abzug der Amerikaner aus-
gleichen? 

Ein Drittes. Auch darauf muß hingewiesen wer-
den, weil das andere kaum mehr tun, mit der einen 
rühmlichen Ausnahme des Herrn Bundesverteidi-
gungsgministers: Wer sieht nicht die Risiken, die 
sich aus der Stabilisierung des nuklear-strategi-
schen Gleichgewichts ergeben — an sich ist dies 
eine durchaus wünschenswerte Entwicklung —, weil 
diese Stabilisierung auf der strategischen Ebene 
eben nicht auch durch eine Stabilisierung auf der 
konventionellen Ebene untermauert und nicht ge-
stützt wird, sondern weil sich genau das Gegenteil 
vollzieht: Unter der stabileren nuklearen Ebene 
wurde das konventionelle Mächteverhältnis in 
Europa fortlaufend unstabiler. Das ist doch genau 
das Ziel der Sowjetunion: die Stabilisierung, das 
nukleare Dach zu unterlaufen, indem sie auf kon-
ventioneller Ebene das Kräfteverhältnis zu ihren 
Gunsten, und zwar Jahr um Jahr deutlicher, ver-
schiebt. 

Die Frage ist doch: Arbeiten wir dieser Strategie 
nicht in die Hände? Ist es nicht offenkundig, daß in 
unserem Volk der Wille zur Verteidigung mit dem 
Gefühl, nicht mehr bedroht zu sein, schwindet? Ist 
nicht deutlich zu sehen, wie sich überall Gleichgül-
tigkeit, wie sich überall Illusion und wie sich zum 
Teil bewußte Ablehnung breitmacht? Mit dein 
Schwinden der Verteidigungsbereitschaft, um das in 
aller Deutlichkeit auszusprechen, schwindet im 
Grunde genommen die Basis, auf der sich im Zei-
chen wachsender sozialer Ansprüche fast aus-
schließlich eine wirksame Verteidigung aufbauen 
laßt. 

Ist das nicht der eigentliche Triumph der sowjeti-
schen Strategie, daß sie erlebt, wie im Westen 
der Wille und die Fähigkeit zur Verteidigung nach-
lassen, ohne daß sie auch nur einen einzigen Mann 
abzuziehen braucht, zum selben Zeitpunkt, in dem 
die Sowjetunion beispielsweise seit 1968 1500 Pan-
zer — das ist eine komplette Panzerstoßarmee— 
im Zeichen der „Entspannung" nach Mitteleuropa 
nachgezogen hat? 

(Zuruf von der SPD.) 

Das ist doch der eigentliche Triumph der Sowjet-
union! Ist es nicht ein noch viel größerer Triumph 
der sowjetischen Politik, muß es die sowjetischen 
Führer nicht in ihrer Überzeugung bestärken, auf 
dem richtigen Weg zu sein, wenn es so weit ge-
kommen ist, daß der Bundesverteidigungsminister 
diese Tatsachen hier im deutschen Parlament nicht 
mehr beim Namen nennen kann, ohne daß er an-
schließend von Ihnen und Ihrer Fraktion zur Re-
chenschaft gezogen wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch, wenn Sie sich einmal die Reaktion 
derer drüben in Moskau überlegen, für sie der Be-
weis dafür, daß sie auf dem richtigen Wege sind, 
wenn es bereits so weit gekommen ist, daß man die 
Dinge nicht mehr beim Namen nennen kann. 
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Hier geht es, Herr Kollege Horn, gar nicht um das 

ideologisch fixierte Feindbild. Man pflegt uns ge-
legentlich zu unterstellen, wir hätten ein ideolo-
gisch fixiertes Feindbild. Nein, meine Damen und 
Herren, wer den Mut hat, nüchtern die Tatsachen 
beim Namen zu nennen, der hat kein ideologisch 
fixiertes Feindbild. Ich habe den Eindruck, diejeni-
gen haben ein. ideologisch vorgeformtes Feindbild, 
die es nicht mehr wagen, diese Tatsatchen beim 
Namen zu nennen, weil das nämlich nicht in ihr 
ideologisch vorgeformtes Bild der Sowjetunion als 
einer Macht des Status quo paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Darum braucht sich derjenige, der es nicht mehr 
wagt — und ich will gerne zugeben, das ist heute 
nicht mehr gefragt —, von Bedrohung zu reden, 
nicht zu wundern, wenn der feste Boden, auf dem 
wir seither gestanden haben, zumindest in Mittel-
europa, zu bröckeln anfängt. 

Wenn wir von Bedrohung reden — ich bin  sehr 
dankbar, daß Sie hier spöttisch lächeln —, dann den-
ken wir eben nicht in erster Linie, wie das immer 
vermutet wird, an einen Krieg. Sicher hat sich bei 
gleicher Zielsetzung mit der sowjetischen Strategie 
auch der Charakter der Bedrohung gewandelt, und 
ich bin  fest davon überzeugt, daß die sowjetischen 
Führer hier in Mitteleuropa, solange das riskant ist, 
einen Krieg nicht wünschen. Aber das bleibt eben 
nur so lange riskant, wie die Bundeswehr funktio-
niert und wie das Bündnis festbleibt. Auch das muß 
dazu gesagt werden. 

Die Bedrohung, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liegt in der politischen Ausnutzung militäri-
scher Überlegenheit. Auch uns ist bekannt, daß 
„Gleichgewicht" natürlich nicht nur bedeutet, daß 
jedem Soldaten drüben ein Soldat bei uns gegen-
übersteht. Das braucht nicht numerisch exakt das 
gleiche zu sein. Natürlich umfaßt das Gleichgewicht 
der Kräfte mehr als nur die militärische Kompo-
nente. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat in einem sehr 
interessanten und übrigens auch bemerkenswert 
deutlichen Vortrag, den er unlängst auf einer inter-
nationalen Tagung gehalten hat, sehr zu Recht und 
übrigens deutlicher, als er das  neuerdings im Par-
lament auszusprechen pflegt, darauf hingewiesen, 
daß natürlich auch subjektive psychologische Fak-
toren, also etwa die Einschätzung der Lage durch 
den Gegner, eine erhebliche Rolle im Gleichgewicht 
spielen. Aber ganz sicher ist, daß es einen Punkt 
gibt, an dem die militärische Überlegenheit, die 
zahlenmäßige Überlegenheit und die Überlegenheit 
in der Qualität der Waffensysteme in eine politische 
wie psychologische Vorherrschaft umschlägt. 

Das ist der kritische Punkt, den wir zu befürchten 
haben. Wenn das gekommen sein sollte, befänden 
wir uns in einer Landschaft — und ich vermute, daß 
das Ziel der sowjetischen Strategie ist —, in der die 
politischen Absichten der Sowjetunion durchgesetzt 
werden könnten, ohne daß Gewalt angewandt 
würde, weil eben für uns klar wäre, daß Widerstand 
sinnlos ist. Diese Strategie haben wir zu fürchten, 
diese Zielsetzung haben wir zu fürchten. Den poli-

tischen Charakter der militärischen Bedrohung gilt 
es in den Griff zu bekommen. 

Mit diesen Zielen der Sowjetunion deckt sich doch 
auch ihre übrige Konferenzstrategie. Wer kann denn 
übersehen, daß man mit einer Serie von Konferen-
zen — SALT, MBFR, KSZE — versucht, auf der 
einen Seite die Bindungen zwischen Amerika und 
Europa zu lockern und auf der anderen Seite auch 
der verteidigungspolitischen Einigung Europas Fes-
seln anzulegen? Und wenn Sie sich das vor dem 
Hintergrund der veränderten militärischen Kräfte-
verhältnisse vorstellen, dann muß doch jedem klar 
sein: Was uns hier droht, ist ein allmähliches — 
nicht schlagartiges — Abgleiten in den sowjetischen 
Machtbereich, wenn wir nicht verstehen, das zu 
unternehmen, was angesichts dieser Situation unter 
Aufbringung der nötigen Opfer erforderlich gewor-
den ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Friedrich? 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Aber selbstverständ-
lich, gerne. 

Friedrich (SPD) : Muß ich Ihren Ausführungen 
nicht entnehmen, Herr Kollege, daß unser amerika-
nischer Bündnispartner unfähig ist, diese Strategie 
der Sowjetunion zu erkennen, denn er trägt doch 
diese Politik, die Sie gerade skizziert haben? 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD.) 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Verehrter Herr Kol-
lege, ich habe den Eindruck — und ich sage das zum 
Lobe unserer Bündnispartner in den Vereinigten 
Staaten —, daß dort — mindestens in der Führungs-
spitze, wenn ich etwa an den Außenminister Kissin-
ger denke — die Gefahren, die sich aus der mittel-
europäischen Entwicklung ergeben, sehr viel deut-
licher gesehen werden, als das beispielsweise in 
Ihren Reihen der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich wäre dankbar, wenn Sie einmal nachlesen wür-
den, was der amerikanische Präsident in seinen 
Jahresberichten über die Lage und die Entwicklung 
in Mitteleuropa schreibt. Ich wäre dankbar, wenn Sie 
einmal zur Kenntnis nähmen, was der amerikanische 
Verteidigungsminister Schlesinger sagt. Es ist doch 
unverkennbar, daß die Vereinigten Staaten von 
Amerika, gerade weil sie die Verschiebung der 
Kräfte in Europa fürchten, uns laufend mahnen, 
etwas mehr für unsere eigene Verteidigung zu tun. 

Vor diesem Hintergrund, Herr Bundesfinanzmini-
ster, ist der Verteidigungsetat zu sehen. Es ist doch 
klar, daß unsere Haushaltsplangestaltung auch und 
gerade in diesem Bereich Signalwirkung hat, daß 
man in aller Welt — nicht zuletzt eben in den Ver-
einigten Staaten von Amerika — auf die Haushalts-
plangestaltung der Bundesrepublik Deutschland, was 
die Verteidigungsanstrengungen anlangt, blickt. Nun 
haben wir eine Zuwachsrate von 6,5 %. Aber nach 
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den eigenen Ankündigungen der Bundesregierung 
rechnet sie bereits mit einer Preissteigerung von 6 
oder mehr Prozent, d. h. diese Zuwachsrate wird 
nach Ihrer eigenen Überzeugung durch die von Ihnen 
erwartete Preisentwicklung völlig beseitigt. Wenn 
Sie dann noch die Überlegung anstellen, daß selbst-
verständlich mit dem komplizierter werdenden Ge-
rät die Kosten für die Beschaffung von Gerät, die 
Kosten für die Infrastruktur steigen, dann ist doch 
einfach nicht zu leugnen, daß dieser Verteidigungs-
etat wiederum einen faktischen Rückgang unserer 
Verteidigungsanstrengungen bedeutet. 

(Bundesfinanzminister Schmidt: Reiner 
Quatsch!) 

— Herr Bundesfinanzminister, es wäre gut, wenn 
Sie sich angewöhnen könnten, Argumente durch 
Argumente zu widerlegen, nicht durch Bemerkungen, 
deren Gehalt doch leicht ins Gebiet des Zynischen 
abgleitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein bißchen mehr wollten wir dazu gerne von 
Ihnen hören. Es ist doch die Frage, ob diese Ver-
teidigungsanstrengungen ausreichen, erstens einmal 
in den Augen unserer Bündnispartner, ob sie aus-
reichen, um Ihre eigenen Ankündigungen, daß die 
europäische Verteidigung verstärkt werden müsse, zu 
verwirklichen, und ob sie dem entsprechen, was 
sicherheitspolitisch notwendig ist. Wir werden den 
Verteidigungsetat in den Einzelberatungen daran 
und nur daran messen. 

Nun sind Verteidigung und Sicherheit nicht nur 
eine Frage von Zahlen, von Geld und von Summen, 
so wichtig diese auch sind. Die Sicherheit und die 
Verteidigung hängen ganz entscheidend von der 
Einbettung der Bundeswehr in die Gesellschaft und 
damit von dem Vertrauen ab, das die Bürger dieses 
Staates der Bundeswehr und unseren Verteidigungs-
anstrengungen entgegenbringen. 

Bei dem Aufbau der Bundeswehr wurde sehr viel 
Mühe darauf verwandt, die Bundeswehr nahtlos in 
das demokratische Staatsgefüge der Bundesrepublik 
Deutschland einzufügen. Es wurde sehr viel Mühe 
darauf verwandt von Kollegen aus allen Fraktionen, 
die politisch-parlamentarische Kontrolle über die 
Bundeswehr sicherzustellen. Wir haben hier in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Einrichtung ge-
schaffen — den Wehrbeauftragten —, die eigens zu 
diesem Zweck besteht. Ich sage ausdrücklich: daran 
hatten Männer wie Adenauer, wie Heuss, wie unser 
verehrter Kollege Jaeger, wie Blank, aber auch 
Männer wie — etwa von Ihrer Seite — Ihr verstorbe-
ner Kollege Erler entscheidenden Anteil. Ich würde 
jedem, der sich im Augenblick kritisch äußert, ein-
mal dringend empfehlen, die Protokolle aus jenen 
Jahren nachzulesen. 

An kritischer Wachsmakeit gegenüber dieser 
Armee hat es in der Bundesrepublik Deutschland 
bis heute nicht gefehlt. Dieser Armee ist eher zuviel 
als zuwenig Mißtrauen mit auf den Weg gegeben 
worden. Wer erinnert sich nicht an die Situation, vor 
der die ersten Soldaten standen, als sie das erntemal 
mit ihren Uniformen in der Öffentlichkeit waren! 
Wenn es gelungen ist, diesen Wall des Mißtrauens, 
den nicht die Bundeswehr und die Soldaten zu er-

richten drohten, sondern der eher von der Gesell-
schaft aufgebaut war, abzubauen, dann ist das — las-
sen Sie mich das gerade im Blick auf Angriffe in der 
jüngsten Zeit sagen — das Verdienst der Soldaten, 
die unter schwierigen Bedingungen als Demokraten 
und als loyale Staatsbürger bewiesen haben, daß sie 
den Dienst in unseren Streitkräften als Dienst an 
dieser unserer Demokratie verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unsere Bundeswehr hat niemals — wer sie kennt, 
der weiß das — die Tendenz, auch nur die Tendenz 
zum Staat im Staate entwickelt. 

In der Bundeswehr und vor allen Dingen auch in 
jener Schnez-Studie, auf die ich gleich noch zu spre-
chen komme, ist eines von Anfang bis zum Schluß 
unumstritten geblieben, nämlich das Prinzip politi-
scher Kontrolle unserer Armee. Und wenn in den 
letzten Jahren aus der extrem linken Ecke zuneh-
mend versucht wird, ohne jeden konkreten Beweis, 
ohne jeden Anhaltspunkt Mißtrauen gegen diese 
Armee in diese Gesellschaft zu tragen, dann doch 
nicht aus Sorge um diesen demokratischen Staat, 
sondern im Gegenteil, um eine der Säulen dieses 
demokratischen Staates zu untergraben und, wenn 
es geht, auch zu beseitigen. Das gehört doch zur 
Strategie anti- und außerdemokratischer Kräfte, und 
es wäre Aufgabe aller demokratischen Parteien, ge-
rade auch in diesem Parlament dieser Strategie mit  
der gebotenen Klarheit entgegenzutreten und solche 
Angriffe auf die Bundeswehr und damit auf unseren 
Staat zurückzuweisen. Aber was erleben wir statt 
dessen? Auch in der SPD als Regierungspartei wird 
die Bundeswehr — darüber gibt es keinen Zweifel — 
zunehmend in Frage gestellt, setzt die Taktik der 
Verdächtigungen und Verleumdungen ein. 

Einen gewissen Höhepunkt hat diese Anti-Bundes-
wehr-Kampagne in Ihrer Partei mit jener Rede ihres 
ehemaligen Vorsitzenden der Jungsozialisten, Voigt, 
erreicht, der eben doch einen Zusammenhang zwi-
schen den Vorgängen in  Chile und der Bundeswehr 
herzustellen versuchte. Nun hat der Bundesverteidi-
gungsminister Leber getan, was er tun mußte: er 
wies diesen Angriff in der gebotenen Deutlichkeit 
zurück. Aber was passiert? Anstatt von Ihnen, von 
der Fraktion der SPD, ,darin Unterstützung zu er-
halten, wird er wieder einmal aus Ihren Reihen 
massiv kritisiert, und zwar diesmal von einem Bun-
destagsabgeordneten, zudem noch von einem Mit-
glied des Verteidigungsausschusses. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dieses Mitglied des Verteidigungsausschusses bringt 
erneut — und das ist das Ungeheuerliche an diesem 
Vorgang — die Bundeswehr in Zusammenhang mit 
den Vorgängen in Chile. Er verdächtigt ehemals 
führende Offiziere dieser Armee, in Gedanken mit 
Verfassungsbruch gespielt zu haben. Er diffamiert 
pauschal den Geist der mittleren Offiziersgeneration. 

(Zurufe von der SPD.) 

- Es wäre besser gewesen, Sie regten sich nicht 
jetzt auf, sondern Sie hätten sich aufgeregt, als die-
ser Artikel erschienen war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Das Ungeheuerlichste an dieser Behauptung: Der 
Kollege Horn stellt die Behauptung auf, in der Bun-
deswehr gebe es viele Menschen, die zweifellos ein 
gebrochenes Verhältnis zur Demokratie und zu un-
serer Verfassung hätten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Horn: Nichts Neues!) 

— Nichts Neues? Ich höre das sehr gern noch einmal 
als Bekräftigung dessen, was hier gesagt wurde. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Horn.) 

Wenn der Kollege Horn sich damit begnügt hätte 
— was er auch getan hat —, der CDU/CSU und 
ihrem Vorsitzenden Staatsstreichabsichten oder gar 
die geistige Vorbereitung des Staatsstreichs vorzu-
werfen, dann hätten wir das, je nach dem, wie wohl-
wollend man das sieht, unter der Rubrik ,,Unanstän-
diges" oder „ungewollt Komisches" abgelegt. Das 
verdient eine ernsthafte Auseinandersetzung mit 
Sicherheit nicht. Aber was ist das Alarmierende? 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Friedrich? 

Friedrich (SPD): Halten Sie das demokratische 
Verständnis der CSU für intakt, wenn in der Zeitung, 
deren Herausgeber der CSU-Vorsitzende ist, der 
Putsch in Chile gerechtfertigt wird und wenn der 
einzige Partner in Europa die faschistische Partei 
Italiens ist? 

(Beifall bei der SPD. — Oh-Rufe von der 
CDU/CSU.) 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich neh-
me dankbar zur Kenntnis, daß Sie wiederum Ihren 
alten Versuch fortsetzen, eine unbestreitbar demo

-kratische Partei in die rechtsradikale Ecke zu drän-
gen. Aber eines kann ich Ihnen sagen: Die CSU 
hat in ihrer Geschichte und bis zum heutigen Zeit-
punkt nachgewiesen, daß sie diesen demokratischen 
Staat nicht nur mit aufgebaut hat, sondern daß sie 
ihn bis zum heutigen Zeitpunkt auch mit dem Grund-
recht schützt, daß andere diesen Staat in Zweifel 
ziehen und attackieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Wehner? 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Wenn das auf die Rede-
zeit nicht angerechnet wird, gern, Herr Präsident. 

Wehner (SPD) : Abgesehen davon, Herr Kollege, 
darf ich Sie fragen, ob das, was z. B. am Schluß 
einer im parteioffiziellen CDU-Organ stehenden 
Wertung von Chile steht, eine Warnung an den Bun-
deskanzler Brandt ist, der in eine Beziehung zu 
Allende gebracht ist? Das gibt Grund zum Nach-
denken, oder meinen Sie nicht? 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Wörner  (CDU CSU) : Herr Kollege Wehner, 
darauf gibt es nur eine klare Antwort: Ich würde 
Sie dringend bitten, die Erklärung des Präsidiums 
der CDU zur Kenntnis zu nehmen. 

(Abg. Wehner: Und Herr Heck? — Weitere 
lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Ich möchte Sie dringend bitten, das, was sonst zu 
diesem Staatsstreich gesagt wurde, nachzulesen, und 
Sie werden feststellen, daß niemand versucht hat, 
zu rechtfertigen, und daß niemand versucht hat, 
einen Zusammenhang zu Brandt herzustellen. Im 
übrigen können Sie damit nicht von dem ablenken, 
was hier der Gegenstand der Debatte ist, daß nämlich 
ein Mitglied Ihrer Fraktion versucht hat, zwischen 
der Bundeswehr und Chile Zusammenhänge herzu-
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist doch klar ersichtlich, was hier die Taktik ist. 
Aber auf diese Taktik werden wir nicht hereinfallen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Horn? 

Dr. Wörner (CDU CSU) : Herr Kollege Horn, ich 
bin gern bereit, mich mit Ihnen auseinanderzusetzen,  
aber jetzt ist doch offenkundig, was Sie versuchen; 
da Ihnen diese ganze Geschichte unangenehm ge-
worden ist, versuchen Sie, mich daran zu hindern, 
das im Zusammenhang darzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.— Lebhafte 
Zurufe von der SPD.) 

Ich sprach davon, daß dieser Vorgang aus zwei 
Gründen alarmierend ist. Aus dem einen Grund 
nämlich, weil damit wieder einmal sichtbar wird, 
wie stark die Isolierung von Bundesverteidigungs

-

minister Leber in seiner Partei, in seiner Fraktion, 
ja sogar schon im Verteidigungsausschuß gewor-
den ist. Man hat doch langsam den Eindruck — las-
sen Sie es mich einmal so sagen —, daß der Angriff 
auf cien Herrn Leber als eine Art Eintrittskarte in 
den Klub der Linken der SPD gilt 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Wehner: 
Na, na! So denken Sie sich das! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

und daß er als Zielscheibe freigegeben wird; denn 
anders ist es doch nicht erklärbar, daß der Herr 
Bundeskanzler bis zum heutigen Tag dazu kein 
klares Wort gesagt hat. Es wird Zeit, daß er sich 
hier dazu äußert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zum zweiten ist der Vorgang deswegen alarmie-
rend, weil zum erstenmal in der Nachkriegszeit ein 
Mitglied des Verteidigungsausschusses — und nicht 
irgendwer, ich wiederhole das — die Verfassungs-
treue der Bundeswehr in Zweifel zieht. Meine Da-
men und Herren, dies kann man weder verniedlichen 
noch herabspielen noch aus der Welt reden. Man 
muß sich einmal vorstellen, mit welcher Freude 
und welchem Genuß das drüben in den Warschauer 
Pakt-Staaten aufgenommen wird. Man muß sich 
einmal vorstellen, wie uns die Auseinanderset- 
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zung mit extremen Kräften, die sich ja jetzt 
auf eine offizielle Äußerung eines Verteidigungsaus-
schußmitglieds berufen können ,erschwert wird. Wie 
sollen wir denn die Auseinandersetzung draußen 
führen, wenn solche Verdächtigungen aus den Rei-
hen der SPD von einem Abgeordneten ausgespro-
chen werden! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Blank 
meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich habe 
bereits zum Ausdruck gebracht, und ich bitte dafür 
um Verständnis, daß ich den Rest meiner Rede unge-
stört zu Ende bringen will. 

(Zuruf von der SPD: Wie lang ist sie denn? 
— Weitere Zurufe von der SPD.) 

— Sie wird so lang sein, daß sie noch einige Punkte 
enthalten wird, die Ihnen ebensosehr unangenehm 
sind wie das, was Sie vorher von uns hören mußten. 

Ich möchte noch einmal eines klarstellen. 

(Zuruf von der SPD: Sie wollten mal Mini-
ster werden! — Weitere Zurufe von der 

SPD.) 

Die CDU/CSU-Fraktion erwartet zu diesem Vor-
gang, zu dieser Verdächtigung, zur Stellung des 
Bundesverteidigungsministers eine klare Aussage 
des Bundeskanzlers hier in diesem Plenum, aber 
nicht nur hier, sondern auch in und gegenüber sei-
ner eigenen Partei. Wie oft, meine Damen und Her-
ren, haben wir, habe ich an dieser Stelle darauf hin-
gewiesen, was sich in Ihrer Partei tut, wie die Spal-
tung der SPD in Verteidigungsangelegenheiten sich 
fortsetzt, und wie oft ist mir entgegengehalten wor-
den, wir dramatisierten. Man hat mir gesagt: Wir 
werden damit schon fertig werden. Aber geschehen 
ist nichts. Man hat die Dinge auch hier so treiben 
lassen wie anderswo. 

Die Folgen werden immer deutlicher sichtbar. 
Das Kesseltreiben gegen den Bundesverteidigungs-
minister in Ihren Reihen wird immer stärker. Die 
Kritiker der Bundeswehr — nicht ihre Anhänger, 
die es genauso gibt — bestimmen den Ton in Ihrer 
Partei, Herr Bundeskanzler. Da genügt es eben 
nicht, wenn Sie gelegentlich — so gut und richtig 
das ist — einen Truppenbesuch machen und dabei 
einige freundliche Worte für die Soldaten haben. 
Viel wichtiger wäre es, wenn Sie in Ihrer Partei 
endlich für Klarheit sorgten, was nun in Sachen 
Sicherheit, Verteidigung und Bundeswehr gilt und 
was nicht gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Viel dringlicher wäre es, wenn Sie mit der 
Schizophrenie in Ihrer Partei Schluß machten, daß 
auf der einen Seite die Herren Voigt, Horn und 
ändere die Bundeswehr verunglimpfen und zur glei-
chen Zeit der Herr Leber und andere Kollegen aus 
Ihrer Fraktion versuchen, die Bundeswehr dagegen  

in Schutz zu nehmen. Das kann doch auf die Dauer 
nicht nebeneinander stehenbleiben. 

(Zurufe von der SPD.) 

Daher stelle ich für die CDU/CSU-Fraktion im 
Blick auf diese jüngsten Verdächtigungen fest: 

Erstens. Die Bundeswehr ist eine unbestreitbar 
demokratische Armee. An ihrer demokratischen Zu-
verlässigkeit. gibt es für uns keinen Zweifel. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zweitens. Die Soldaten der Bundeswehr haben 
ihre Verfassungstreue von der Stunde des Anfangs 
bis heute durch die Tat unter Beweis gestellt, und 
sie haben mit Ihrem Dienst unsere Demokratie ge-
schützt, während manche — ich sage nicht, alle — 
ihrer Kritiker diese Demokratie eben nicht meinen, 
wenn sie die Bundeswehr angreifen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Darum weisen wir von der CDU/CSU-Fraktion in 
aller Klarheit und in aller Schärfe diese Angriffe 
zurück. 

Drittens. Dies gilt auch für die von Herrn Horn 
namentlich genannten Offiziere. Ich nenne stell-
vertretend Herrn General a. D. Schnez. 

(Zurufe von der SPD.) 

Zunächst einmal verwahren wir uns, Herr Horn, 
gegen den Ausdruck „seine Kamarilla" ; 

(Abg. Haase [Kassel] : Unverschämtheit!) 

denn dazu müßten Sie beispielsweise einen so 
integeren und tüchtigen Mann wie den General 
Hildebrandt rechnen, der von Ihrem Verteidigungs-
minister zum Inspekteur des Heeres ernannt wurde. 

(Abg. Schröder [Lüneburg] : Hört! Hört!) 

Sicher, Herr Horn, kann man über die eine oder 
andere Formulierung in der Denkschrift des Herrn 
Schnez streiten. Manches davon halte ich für falsch, 
manches für richtig; manches halte ich für un-
glücklich formuliert. Aber nirgendwo in dieser 
Denkschrift und nirgendwo in der Bundeswehr ist 
gefordert worden, diesen Staat und diese Gesell-
schaft einseitig, wie Sie es behaupten, militärischen 
Kategorien unterzuordnen. Abgesehen davon — 
auch das muß einmal klargestellt werden; denn was 
hier unternommen wird, ist doch der vorweggenom-
mene Versuch der Geschichtsklitterung; man ver-
sucht, die Geschichte der Bundeswehr umzuschrei-
ben — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

hatte Herr General Schnez — der damalige Ver-
teidigungsminister Schmidt wird das gerne be-
stätigen — den ausdrücklichen Auftrag der poli

-

tischen Führung, ohne Rücksicht auf die bestehen-
de Rechtslage 

(Abg. Pawelczyk: Und auf die Verfassung!) 

die Wünsche und Anregungen der Soldaten zusam-
menzutragen. Lassen Sie mich dazu abschließend 
sagen: Auch für General Schnez und die anderen 
genannten Offiziere gilt: ihre Verfassungstreue 
steht für uns von der CDU/CSU außer jedem Zwei-
fel. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Und um einmal zu zeigen, wie makaber das ist, 

was Sie hier unternommen haben, lese ich Ihnen 
einmal das vor, was der damalige Verteidigungs-
minister Schmidt zum Abschied von General Schnez 
gesagt hat, nachdem er die Tätigkeit von Schnez 
gewürdigt hatte: 

(Abg. Dr. von Bülow: Sie haben die Hand 
in der Tasche!) 

Beides hat zu dem Bild Ihrer Person ganz we-
sentlich beigetragen, das sich mir mitgeteilt 
hat: das Bild eines Mannes, dem ich meinen 
persönlichen Respekt heute ganz öffentlich be-
kunden möchte. Bundespräsident Dr. Heine-
mann hat Sie vor einigen Tagen mit dem Gro-
ßen Verdienstkreuz mit Stern des Verdienst-
ordens unseres Staates ausgezeichnet. 

(Abg. Schröder [Lüneburg] : Hört! Hört!) 

Ich möchte diese Anerkennung 

— so sagt Schmidt — 

ganz wörtlich wiederholen und unterstreichen. 
Sie haben sich um Heer und Bundeswehr ver-
client gemacht. Ich danke Ihnen für den Dienst, 
den Sie der Bundesrepublik geleistet haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Nicht lange danach wagt es ein Mitglied dieser Frak-
tion in einer, wie wir sagen, unverschämten Form, 
nicht nur das Andenken an diesen General, sondern 
auch sein Wirken und seine Verfassungstreue in 
Zweifel zu ziehen. Das ist ein so ungeheuerlicher 
Vorgang, daß dazu nicht nur der Bundesverteidi-
gungsminister, sondern auch der Bundeskanzler Stel-
lung nehmen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser: 
Alle müssen dazu Stellung nehmen!) 

Eine vierte und letzte Bemerkung. Ich muß der 
Behauptung von Herrn Kollegen Horn — auch das 
muß hier klargestellt werden, weil es das ganze 
Parlament trifft, also auch Sie, wenn Sie es nachge-
lesen haben ganz entschieden widersprechen, 
jede parlamentarische Kontrolle hätte bei schwer-
wiegenden Vorfällen, die sich in den letzten Jahren 
ereignet hätten, ausgesetzt — so wörtlich. Der Kol-
lege Horn nennt dafür kein Beispiel. Ich kann Ihnen 
nur empfehlen, Herr Kollege Horn: Lesen Sie die 
Protokolle des Verteidigungsausschusses! Lesen Sie 
die Protokolle des Haushaltsausschusses! Lesen Sie 
die  Protokolle des Plenums und die Berichte des 
Wehrbeauftragten! Dann werden Sie feststellen: 
Dieses Parlament hat seine Kontrollaufgabe der 
Bundeswehr gegenüber zu allen Zeiten, auch zu den 
Zeiten, als Sie in der Opposition waren, ernst 
genommen. 

Ich komme zum Schluß. Die Bundeswehr — ich 
wiederhole das noch einmal   unterliegt zu Recht 
der genauen und sorgfältigen Kontrolle dieses Par-
laments und anderer politischer und Verfassungs-
organe. Niemand will die Bundeswehr generell oder 
im einzelnen von der Kritik und Kontrolle ausneh-
men. Aber die inzwischen 17jährige Geschichte die-
ser Bundeswehr berechtigt nach unserer Auffas-
sung zu der Feststellung: Diese Bundeswehr ver-

dient das Vertrauen der Burger,  des Parlaments und 
der politischen Führung. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Bundesminister der Verteidigung, Herr Leber! 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin nicht 
auf eine Rede vorbereitet. Wenn ich es richtig sehe, 
ist auch nicht eingeplant, daß der Verteidigungs-
minister heute eine längere Rede zu Fragen der 
Verteidigungspolitik hält. Ich bin allerdings durch 
die Ausführungen des Herrn Kollegen Wörner ver-
anlaßt worden, einige Anmerkungen dazu zu ma-
chen. 

Herr Dr. Wörner hat seine große Besorgnis um 
meine Person zum Ausdruck gebracht. Das ist ja 
nicht neu. Es ist seit 25 Jahren, seit ich politisch tätig 
bin, so, daß ich auch umstritten bin. Ich halte es gar 
nicht für schlecht, daß über politische Ansichten auch 
gestritten wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich kann Sie beruhigen, Herr Kollege Wörner. Wenn 
Sie meine Position in meiner eigenen Fraktion in 
Frage stellen, so kann ich Ihnen nur sagen: sie ist so 
gut, wie sie selten gewesen ist, denn ich habe bisher 
alles geschafft, was ich in der Fraktion zu schaffen 
hatte. 

(Beifall bei der SPD. 	Abg. Dr. Altham

-

mer: Wir gratulieren, Herr Minister!) 

Wenn Sie mich für isoliert halten, so muß ich Ihnen 
sagen: So wichtig Isolierband bei bestimmten Gele-
genheiten auch ist, in meiner Fraktion gibt es Isolier-
schichten nicht. 

(Na, na! bei der CDU/CSU.) 

Sie müßten mir einen Punkt nennen, der auch nur 
andeutungsweise und synonym ausdrücken würde, 
daß ich von meiner Fraktion isoliert wäre. Ich habe 
einmal versucht, in Ihrer Seele zu forschen. Solche 
Ansichten wie die Ihre werden ja nicht nur hier zum 
Ausdruck gebracht, sondern ich lese sie auch in ge-
wissen Zeitungen. Ich komme nur zu dem einen 
Schluß: Die Verteidigungspolitik, die diese Bundes-
regierung macht, ist so gut, daß Sie es der SPD nicht 
gönnen, daß sie diese Politik auf ihre Fahnen schrei-
ben kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich kann ja verstehen, daß Sie meiner Partei diesen 
Erfolg nicht gönnen. Deshalb versuchen Sie, den Er

-

folg mir allein zuzuschreiben; und versuchen, die 
SPD von mir und meiner Politik zu isolieren, weil 
im Lande ja anerkannt ist, daß die nicht schlecht ist. 

(Beifall bei der SPD. 	Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Dies halte ich für legitim, meine Damen und Her-
ren. 

(Abg. Dr. Althammer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 
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— Herr Kollege, ich bitte Sie; ich habe drüben den 
Staatspräsidenten von Obervolta sitzen. 

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU/CSU. 
— Abg. Haase [Kassel]: Das ist ja köstlich!) 

Ich möchte bitten, daß sie das verstehen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie den-
noch eine kurze Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Althammer? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Ich wollte Sie nur 
fragen, Herr Minister, wie 'das in Ihrer Fraktions-
sitzung nach Ihrer letzten Rede war. Vielleicht kön-
nen Sie uns darüber etwas sagen. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Das 
war eine Sitzung, die der allgemeinen Auseinander-
setzung über diese Fragen gedient hat. Die Sitzung 
ist zustande gekommen, weil ich unter dem Zeit-
druck des Parlaments nicht alles sagen konnte, was 
ich in dieser Rede zu sagen vor hatte. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rawe: Ha, ha, 
ha! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Das wissen Sie doch! Das war abends um halb 9, 
meine Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Deswegen habe ich in meiner Fraktion aus der Rede 
das nachgetragen, was ich dem Hohen Hause vor-
enthalten mußte. 

Im übrigen müßte ich ja eigentlich gar nicht böse 
sein, wenn Sie mich so sehr in Ihre Fürsorge ein-
schließen, meine Herren. Ich will Ihnen sagen: In 
der Tat halte ich das für gut. Ich sage Ihnen allen 
Ernstes, daß es gut ist, daß der Verteidigungshaus-
halt nicht zuallervorderst im Spannungsverhältnis 
der Fraktionen des Parlaments steht. Das halte ich 
für gut. Wenn Sie mich in Ihre Fürsorge nehmen, so 
muß ich Ihnen im übrigen sagen: So schwach bin 
ich nicht und meine Spannweite ist auch nicht so 
eng, daß ich nicht verkraften könnte, was ein Ver-
teidigungsminister immer zu verkraften hat, ganz 
gleich, woher er auch kommt. 

Erlauben Sie mir ein paar Feststellungen. Ich 
stimme mit dem, was hier gesagt worden ist, soweit 
die verteidigungspolitischen Erfordernisse in Be-
tracht kommen, im wesentlichen überein. Es ist auch 
gut, daß es um die Sicherheit unseres Staates keine 
großen und ätzenden Kontroversen geben muß. 

Erstens müssen wir den Versuch machen, unseren 
Frieden zu sichern und weiter zu festigen. Das errei-
chen wir in optimalem Maße, wenn wir neben die 
militärische Vorsorge, die sich am Ausmaß der mili-
tärischen Bedrohung orientiert, ebenbürtig den nach-
haltigen und ernsten Versuch zur Verminderung der 
Spannung und der Konfrontation setzen. Das ist das, 
was sich die Regierung vornimmt. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wir stellen uns nicht von einem Bein auf das andere, 
sondern versuchen, dem einen Bein, auf 'das allein 
der Frieden über 15 Jahre gegründet war, ein zwei-
tes Bein, nämlich die Entspannung und die Vermin-
derung der Konfrontation, zuzufügen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zweitens. Wir wissen, daß wir uns nicht überneh-
men dürfen und daß auf lange Sicht die Anwesen-
heit der Vereinigten Staaten in Europa nicht nur 
der Sicherheit unseres Landes wegen, sondern der 
freiheitlichen Lebensart ganz Westeuropas wegen 
erforderlich bleibt. Daran darf auch nicht gerüttelt 
werden. 

(Beifall bei der SPD. — Demonstrativer Bei

-

fall bei der CDU/CSU.) 

Drittens. Unsere Bundeswehr erfüllt ihre Auf-
gabe und leistet ihren vollen Beitrag im Bündnis so, 
wie wir ihn selbst für angemessen halten müssen. 
Unsere Bundeswehr zählt zu den guten Armeen in 
der Welt und hat im Osten wie im Westen eine gute 
Reputation. Daran sollte hier niemand rütteln, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD. — Demonstrativer Bei

-

fall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Wörner 
meldet sich zu einer Zwischenfrage. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Gilt das für Herrn 
Horn?!) 

— Sie haben doch gesehen, daß meine Fraktion eben 
sehr unterstrichen hat, was ich hier gesagt habe, 
Herr Kollege Wörner. Wieso zweifeln Sie eigent-
lich daran? 

Wenn wir nach Europa sehen — ich erlaube mir, 
das hier zu sagen —, dann müssen wir ein wenig 
besorgter um die Sicherung Westeuropas sein und 
um das, was jedes Land in den letzten Jahren dazu 
aufgewendet hat, als wenn wir in unser eigenes 
Land sehen. Wir dürfen das, was wir hier tun, nicht 
vor uns selbst verkleinern und verniedlichen. Wir 
wissen um das Kräfteverhältnis in der Welt. Die 
erste Aufgabe, die wir haben, ist, wachsam zu blei-
ben; Wachsamkeit bleibt der Preis der Freiheit. 

(Beifall bei der SPD. — Sehr gut! und Bei

-
fall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben keine Angst. Unser Land und die Men-
schen in diesem Land brauchen keine Angst und 
keine Sorge um den Frieden zu haben. Diese Regie-
rung tut, was nötig ist, um ihren Frieden zu sichern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte allerdings auch davor warnen — ich 
sage das ganz wertfrei —, der Bevölkerung aus 
welchen Gründen auch immer Angst einzuflößen 
und in ihr Furcht auszulösen. Wer ein Geschäft mit 
der Angst und der Furcht der Bevölkerung macht, 
leistet der Sicherheit unseres Landes keinen guten 
Dienst, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Bundesregierung wird in dieser Sorge und in 
dem, was nötig ist, keine Fragen offenlassen, die 
beantwortet werden müssen. Ich kann Ihnen hier 
sagen: Bei allem, was ich als Bundesminister der 
Verteidigung zu tun habe, kann ich mich zuerst und 
in vollem Umfange auf die Zustimmung, die Hilfe 
und Unterstützung des Bundeskanzlers berufen. Ich 
bin in keinem Falle ohne seine persönliche Unter-
stützung gewesen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Ein paar Bemerkungen zum Haushalt. Wir reden 
über den Haushalt 1974. Ich hatte heute während 
der Debatte den Eindruck, wir redeten noch über den 
Haushalt 1973. Den Haushalt hat diese Bundesregie-
rung vorgelegt. Ich möchte, wenn ich ihn einschätze, 
sagen: Er berechtigt sicher nicht dazu, übermütig zu 
werden. Aber ich kann auch aus Überzeugung dazu 
sagen: Die Mittel, die er zur Verfügung stellt, rei-
chen aus — ich würde das nicht sagen, wenn das 
nicht so wäre —, um alle wichtigen Aufgaben, die 
der Sicherheit unseres Landes wegen geboten sind, 
angemessen zu erfüllen. 

Es gibt keine Armee in der Welt, die soviel be-
kommt, wie sie eigentlich möchte. Auch die Bundes-
wehr ist eine dieser Armeen in der Welt; sie be-
kommt auch nicht soviel, wie sie eigentlich haben 
müßte und gerne haben möchte. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Müßte!) 

— Wie sie eigentlich haben müßte und möchte. Ja, 
das stimmt. Das gilt für jede Armee in der Welt, 
wenn sie sich ausrechnet, was eigentlich notwendig 
wäre. Das gilt ja nicht nur für die Verteidigung. 
Nennen Sie mir doch einmal einen Haushalt, wo der 
betreffende Minister soviel bekommt, wie er eigent-
lich möchte und müßte! Das gibt es doch im ganzen 
Bundeshaushalt nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Althammer: Der Maihofer-Haushalt!) 

— Ich gönne dem Kollegen Maihofer noch ein biß-
chen mehr, als er hat. Dadurch wird die Bundes-
republik noch nicht arm! 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Sie haben den Anteil des Verteidigungshaushalts 
am Sozialprodukt kritisiert. Herr Kollege Wörner. 
Der Anteil des Sozialproduktes, den der Verteidi-
gungshaushalt bekommt, ist nicht geringer gewor-
den, sondern ist leicht gestiegen. Der Einzelplan 14 
orientiert sich exakt am Anteil des Sozialproduktes, 
so wie es für die Haushaltspolitik geschätzt worden 
ist. 

(Abg. Dr. Althammer: Das ist ja interessant!) 

Dieser Anhaltspunkt ist es gerade, mit dem wir 
nicht nur hier, sondern in Europa und vor allen ver-
bündeten Völkern in der nordatlantischen Gemein-
schaft gut bestehen können. Ich wollte, jeder Haus-
halt im Bündnis wäre so veranschlagt für 1974, daß 
er sich konkret am Wachstum des Sozialproduktes 
orientiert. Dann brauchte ich einige Sorgen nicht zu 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das zweite: Der Verteidigungshaushalt folge nicht 
dem vollen Wachstum des Haushaltes. Haben Sie 
eigentlich einmal darüber nachgedacht, daß er, wenn 
er dem folgte, proportional stärker wüchse? Der 
Gesamt-Rahmen des Haushaltes wird von Jahr zu 
Jahr größer. Es werden neue Einnahmen für neue 
Aufgaben geschaffen. Wieso muß der Verteidigungs-
haushalt eigentlich, wenn eine höhere Mineralöl-
steuer beschlossen wird und damit die Einnahme-
seite vergrößert wird — das Hundert wird mehr, als 
das früher der Fall war —, prozentual gleich mit

-

steigen? Er kann zurückbleiben, wenn der Bundes-
haushalt ausgeweitet wird, ohne daß die Verteidi-
gungsaufgaben dadurch vernachlässigt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer das anders darstellt, streut cien Menschen Sand 
in die Augen. Für Verteidigung wird nicht weniger 
aufgewandt, sondern, gemessen an dem Bisherigen, 
soviel wie vorher auch. Dabei ist das Wachstum voll 
einbezogen. 

Das Dritte: Ich bin für Offenheit. Die hat es bis 
jetzt nicht gegeben. Ich bin dankbar, daß der Finanz-
minister mit mir völlig einer Meinung gewesen ist 
—das haben wir zusammen gemacht —, endlich ein-

mal das Unter-der-Tischdecke-für-Verteidigungs-
zwecke-Ausgaben beiseite zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin nicht nur dafür, daß wir genug für unsere 
Sicherheit tun, sondern auch dafür, daß wir den Mut 
haben, das der Bevölkerung zu sagen und nicht aus 
sieben Schachteln zusammenzutragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Deshalb gibt es künftig aus dem Einzelplan 60 des 
Finanzministers keine investiven Ausgaben mehr, 
sondern alles wird im Einzelplan 14 ausgewiesen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Wir sind ausgelacht 
worden, als wir das gefordert haben!   
Abg. Haase [Kassel] : Drei Jahre lang ha- 

ben Sie mich ausgelacht!) 

-- Ich bin ja froh, wenn ich mit Ihnen einig bin, 
Herr Kollege Haase. Aber früher war das immer 
so. — Wir haben die Pensionen der Soldaten, die 
eine Aufblähung des Verteidigungshaushaltes dar-
gestellt haben, herausgenommen und sie dorthin 
getan, wo die Pensionen aller, die im öffentlichen 
Dienst tätig sind, auch hingehören, nämlich in Ein-
zelplan 33. Damit ist Haushaltsklarheit geschaffen. 

Wenn Sie von der Steigerungsrate reden: Die 
Personalkosten sind in den 6,7 °o nicht enthalten, 
sondern die kommen noch dazu. Die sind der Höhe 
nach nicht fixiert. Wenn das feststeht, wollen wir 
einmal sehen, um wieviel der Verteidigungshaus-
halt eigentlich gestiegen ist. Alles andere sind Hy-
pothesen und Prognosen, auf die ich mich jetzt nicht 
einlassen möchte. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier in die 
Auseinandersetzungen, die um gewisse Erklärungen 
in der Presse entstanden sind, nicht eingreifen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie als Minister 
müssen das doch!) 

Es ist nicht meine Aufgabe als Minister, mich hier 
im Bundestag in eine Pressedebatte einzuschalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

Das werde ich nicht tun. Das ist Ihre Sache. Wenn Sie 
einmal Minister sind, Herr Kollege Wörner, können 
Sie das ja tun. Ich halte es jedenfalls nicht für einen 
guten Stil, daß sich ein Minister vom Katheder des 
Parlaments in solchen Dingen mit einem Abgeord-
neten seiner Fraktion auseinandersetzt. Ich jeden- 
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falls tue dies nicht. Das geschieht dort, wo es hin-
gehört. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was hier dazu zu sagen habe, sage ich Ihnen jetzt, 
meine Damen und Herren. 

(Abg. Dr. Althammer: Ihre Offiziere sind 
doch angegriffen! — Abg. Dr. Jobst: Mehr 

Mut, Herr Minister!) 

— Verehrter Herr Kollege, seien Sie doch nicht so 
ungeduldig! Was ich zu sagen habe, sage ich jetzt. 
Hören Sie nur einmal zu! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hier?) 

- Hier, ja. Sie können das hören. 

Ich habe eben gesagt, die Bundeswehr zählt zu 
den guten Armeen in der Welt, und sie hat im Osten 
wie im Westen einen hervorragenden Ruf und eine 
gute Reputation. Dies ist das erste, was ich zu sagen 
habe. Dafür bin ich dankbar. 

Ich möchte deshalb folgendes hinzufügen: Unsere 
Bundeswehr bemüht sich nach dem Auftrag, der ihr 
gegeben worden ist, junge Menschen nicht nur für 
den Dienst in den Streitkräften auszubilden, sondern 
auch ihren Teil dazu beizutragen, staatsbürgerliche 
Erkenntnisse bei jungen Bürgern reifen zu lassen. 
Sie bemüht sich, die jungen Bürger mit dem Inhalt 
und dem Wesensgehalt der Verfassung vertraut zu 
machen und Staatsbürger heranbilden zu helfen, wie 
ihr das vom Gesetz mit aufgegeben ist. Sie hilft den 
jungen Menschen, gute Staatsbürger im Sinne unse-
rer Verfassung zu werden. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Mertes 
[Gerolstein] : Gut daß Sie das sagen! — 
Abg. Haase [Kassel] : Besser als in der 

Schule!) 

Dies ist ihre Aufgabe. Diese Aufgabe erfüllt die 
Bundeswehr unter anderem; daran gibt es über-
haupt keinen Zweifel. 

Ich habe hinzufügen: Unsere Bundeswehr steht zu 
unserer Verfassung. Jeder Offizier hat auf diese 
Verfassung seinen Eid geleistet. Ich sage das hier 
von der Bundeswehr, auch wenn ich weiß, daß diese 
Bundeswehr eine große Gemeinschaft von 500 000 
Menschen darstellt, in der es an der Peripherie 
auch einige Soldaten gibt, deren politische Über-
zeugung mit unserer Verfassung in Einklang zu 
bringen mir schwerfällt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies sage ich auch, aber ich stelle mich hier bewußt 
und aus Überzeugung vor 99,9 % unserer Soldaten. 
Sie stehen zur Verfassung. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Wörner? 

(Abg. Dr. Jenninger: Nennen Sie einmal 
Namen! Was sind das für Leute?) 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Wenn 
ich beispielsweise höre, daß ein NPD-Mann oder 
jemand, den ich zu den Kommunisten zählen würde  

— die gibt es auch in der Bundeswehr —, die  Bun-
deswehr setzt sich aus allen Schichten unserer Ge-
sellschaft zusammen —, wenn ich höre, daß ein sol-
cher Offizier auf einer Parteiveranstaltung erklärt, 
die Parteien, die gegenwärtig im Deutschen Bundes-
tag sind, ruinierten den Staat — damit sind Sie auch 
gemeint! —, dann habe ich Bedenken, ob der noch 
dazuzuzählen ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Jennin

-

ger: Warum machen Sie den zum Offi

-

zier? — Abg. Leicht: Was tun Sie gegen 
solche Verfassungsfeinde?) 

Ich habe ein zweites zu sagen, und dies sage ich 
hier nicht polemisch. Ich wäre dankbar, wenn damit 
nicht politisch Unfug getrieben würde. 

(Abg. Leicht: Was tun Sie gegen Verfas

-

sungsfeinde, wie Sie sie schildern, Herr 
Leber?) 

— Darüber müssen wir einmal eigens reden, nicht in 
einer so kurzen öffentlichen Intervention. Das gehört 
dann in einen Ausschuß. Man darf nur diese Aus-
nahmefälle nicht mit der deutschen Bundeswehr 
identifizieren, wie ich mich auch dagegen wehre, daß 
die deutsche Bundeswehr in einen anderen Zusam-
menhang gebracht wird. Sie steht zu dieser Ver-
fassung und zu diesem Staat. 

(Abg. Franke [Osnabrück]:: Wenn es einen 
solchen Mann gibt, gehört er da nicht 

hinein!) 

— Das ist etwas komplizierter, als sich hier aus-
drücken läßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann dürfen Sie 
es nicht so sagen!) 

Lassen Sie mich schließen mit einer Bemerkung. 
Ich habe 1949 als junger Gewerkschaftler am Bun-
deskongreß zur Gründung des DGB teilgenommen. 
Ich war dort innerlich bewegt, als ich hörte, wie 
Hans Böckler sagte: „Wenn dieser demokratische 
Staat, so wie wir ihn meinen, jemals in Gefahr ge-
raten sollte, dann werden wir auf die Barrikaden 
gehen." Ich bin nicht der Überzeugung und habe nir-
gendwo den Eindruck, daß dieser Staat in Gefahr ist 
und daß eine solche Gefahr irgendwo erkennbar ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und dies sage ich hier aus voller Überzeugung 
dazu: Wenn es jemals so weit käme, wie ich es heute 
nirgendwo sehe, daß es in diesem Staat einmal 
Kräfte gäbe, gegen die Demokraten auf die Barrika-
den gehen müßten, dann — da bin ich ganz sicher, 
und dies sage ich sehr froh — würden die Gewerk-
schaften auf der anderen Seite der Barrikaden dann 
nicht die Bundeswehr antreffen. Dies ist etwas ganz 
Wichtiges. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, bevor wir in der Aussprache fortfahren, 
möchte ich den Herrn Staatspräsidenten von Ober-
volta, Staatspräsident Lamizana, der auf der Diplo-
matentribühne Platz genommen hat, herzlich begrü-
ßen und ihm für sein Land und die Länder, die er 
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gegenwärtig in den Verhandlungen in Deutschland 
vertritt — Länder südlich der Sahara, die geplagt 
sind von schwerer Hungersnot —, namens des Bun-
destages alles Gute wünschen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Wir fahren fort. Das Wort hat der Herr Bundes-
minister der Finanzen. 

(Abg. Reddemann: Ist denn hier ein Regie-
rungshappening?) 

Schmidt,  Bundesminister der Finanzen: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren, ich habe nur zu 
einem Punkt zu sprechen. Herr Kollege Wörner hat 
aus einer Rede zitiert, die ich aus Anlaß der Ver-
abschiedung des damaligen Inspekteurs des Heeres 
gehalten habe. Ich stehe zu dieser Rede. Dieser 
Mann, Herr Kollege Wörner, hat nach meiner Über-
zeugung nach bestem Wissen und mit ganzem Wil-
len der Bundesrepublik gedient. 

Was aber nun den mit seinem Namen verbunde-
nen seinerzeitigen Streit und die mit seinem Namen 
verbundene seinerzeitigen Studien angeht, von de-
nen Sie auch geredet haben, so möchte ich Sie 
bitten, bei der geschichtlichen Wahrheit zu bleiben. 
Der Auftraggeber dieser Studien war nicht ich, wie 
Sie gesagt haben, sondern lange vor mir der dama-
lige Minister der Verteidigung Dr. Gerhard Schrö-
der. Die Studien waren abgeliefert, längst ehe ich 
ins Amt kam. Sie lagen in den Akten und waren 
von der vormaligen Leitung des Hauses auch mit 
entsprechenden Randvermerken versehen worden, 
Randvermerken, aus denen zu ersehen war, daß die 
vormalige Leitung des Hauses auf den Gang dieser 
Studien Einfluß genommen hatte und mit dem Inhalt 
sehr zufrieden war. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Eine dieser mehreren Studien ist durch eine Indis-
kretion, deren Quelle ich nicht weiß, zum öffent-
lichen Abdruck gelangt. Das machte es notwendig, 
daß ich als damaliger Verteidigungsminister mich 
öffentlich dazu äußerte. Ich habe dazu öffentlich ge-
sagt — den Text habe ich mir soeben noch einmal 
beschafft, nachdem Sie davon geredet haben; ich 
zitiere den Kernsatz meiner öffentlichen Einlas-
sung —, diese Studie sei diskussionswürdig, aber sie 
sei auch diskussionsbedürftig. Das war sie wirklich. 
Ich habe sie damals nicht auf dem Marktplatz, wohl 
aber in den Sitzungssälen des Verteidigungsministe-
riums stundenlang mit allen Spitzengenerälen des 
Heeres, im übrigen einschließlich des Generalinspek-
teurs, durchgesprochen und habe den Herren deut-
lich gemacht, wo ich ihre Ansicht verstünde, wo ich 
ihre Ansicht sogar respektierte und akzeptierte und 
wo ich ihre Ansicht nicht verstünde, wo ich ihre An-
sicht nicht akzeptieren könnte. Alles dies hat vor 
drei Jahren schon einmal in diesem Hause eine Rolle 
gespielt. Ich darf Sie daran erinnern, daß ich damals 
diesem Hause vorgetragen habe, daß ich z. B. den 
Punkt — das ist nur einer, der mir wieder einfällt 
— nicht akzeptieren könne, wo in der Studie gefor-
dert wurde, es müsse den Soldaten ein einheitliches 
Geschichtsbild vermittelt werden. Dies kann es nicht  

geben. Das war einer der Punkte, die undenkbar' 
sind. 

Ich bitte Sie also herzlich, sich an all das zu erin-
nern und mir nicht eine Mitverantwortung für den 
geistigen Gehalt, für den Auftrag oder für das Er-
gebnis dieser Studien anzudichten. 

Im übrigen sind diese Indiskretionen seinerzeit 
sicherlich erfolgt, um den damaligen, den ersten 
sozialdemokratischen Verteidigungsminister in eine 
Situation zu bringen, in der er sich vielleicht würde 
hinreißen lassen zu unüberlegten personalpoliti-
schen Schritten. Das war der eigentliche Zweck der 
ganzen öffentlichen Debatte. Vielleicht hätte dies 
dann einen groß angelegten Konflikt auslösen kön-
nen, der einigen Herren erwünscht erschienen sein 
mag. 

Ich darf in Erinnerung rufen, daß sich der damalige 
Bundeskanzler — es ist derselbe wie heute — und 
der damalige Verteidigungsminister darin einig 
waren, daß wir solchem Druck nicht nachgeben 
würden. Unabhängig davon hatte ich vor dem Zeit-
punkt, zu dem mir diese Studien bekannt wurden, 
die, wie gesagt, schon in den Akten lagen, einen der 
führenden Herren aus dem Führungsstab des Heeres 
wissen lassen, daß ich sein Verbleiben in dieser 
Stelle nicht weiterhin wünschenswert finden könnte. 
Sein Rücktritt, der dann erfolgt ist, bevor mir die 
Studien bekannt wurden, hing im wesentlichen mit 
einem Vorgang an der Führungsakademie der Streit-
kräfte zusammen, mit einem Vorgang, bei dem der 
betreffende Herr weit über den Inhalt der Studie 
hinausgegangen war, im übrigen auch in Formulie-
rungen, die nicht tolerierbar erschienen. Ich wäre 
dankbar, Herr Wörner, wenn Sie nicht so viele Jahre 
nach den Ereignissen eine Klitterung der Darstel-
lung herbeiführen würden. 

(Abg. Dr. Althammer: Zu Herrn Horn!) 

Im übrigen muß ich hier zur Klarstellung der Vor-
gänge um die Person des damaligen Inspekteurs des 
Heeres, der sich in diesem Hause nicht zu Wort mel-
den kann, eines sagen. Es ist zweifellos so, daß die 
Studie, von der die Öffentlichkeit erfahren hat, seine 
Unterschrift trägt. Es ist andererseits ganz zweifel-
los so, daß er nur zum geringeren Teil der Beitra-
gende gewesen ist. Es liegt mir am Herzen, das klar-
zustellen. 

Sodann möchte ich, was den Verteidigungshaus-
halt angeht, eine Bemerkung anschließen. Alles, was 
der Herr Kollege Leber hier dazu ausgeführt hat, 
stimmt mit den Vorstellungen überein, die auch den 
Finanzminister bestimmt haben, als wir beide uns 
über den diesjährigen Verteidigungshaushalt einig 
zu werden katten. Die Bemerkung des Herrn Kol-
legen Wörner, daß der gegenwärtige Verteidigungs-
haushalt, wie er für 1974 vorgeschlagen worden ist, 
eine reale Verringerung der Bundeswehr darstelle, 
ist abwegig und nicht belegbar; die Bundeswehr ist 
längst über das Aufbaustadium hinaus. 

(Abg. Dr. Althammer: Preissteigerungen, 
Herr Minister!) 

— Auf den Zwischenruf, Herr Althammer, darf ich 
antworten, daß es einigermaßen abwegig ist, Lebens- 
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Standardindizes mit Indizes z. B. für Beschaffungs-
aufwand zu vergleichen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Der ist noch 
teurer!) 

Aber das will ich hier im Augenblick nicht vertiefen. 
Ich sage noch einmal: Die Beweisführung hinsichtlich 
dieser höchst abwegigen und auch international ab-
träglichen Bemerkung ist er schuldig geblieben. 

Im übrigen darf ich Sie daran erinnern, daß ich in 
der Haushaltseinbringungsrede von einigen Haus-
haltsrisiken gesprochen habe. Ich habe in diesem 
Zusammenhang die Offset-Verhandlungen erwähnt, 
sie aber ausdrücklich nicht beziffert; es ist klar, daß 
wir dafür Vorsorge getroffen haben. Aber Sie kön-
nen sich ausrechnen, daß in jedem Maße — wenn 
es nur ein kleines, ein mittleres oder ein größeres 
Maß ist —, in dem sich etwa das Risiko aus den 
Offset-Verhandlungen realisiert, der Verteidigungs-
haushalt nur noch wachsen kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Wörner. Es folgt ihm der Abge-
ordnete Würtz. 

(Zurufe von der SPD.) 

Dr. Wörner (CDU; CSU) : Vielleicht haben Sie 
davon gehört, daß es in der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages steht, daß der Herr Präsi-
dent die Möglichkeit hat, die Reihenfolge der Redner 
festzulegen, um in diesem Parlament Rede und 
Gegenrede möglich zu machen; das ist, meine Damen 
und Herren, eine sehr sinnvolle Bestimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn wenn hier zwei Minister der Regierung zu 
einem bestimmten Punkt gesprochen haben, dann 
können Sie es dem Sprecher der Opposition zu die-
sem Bereich nicht verübeln, wenn er dazu noch ein-
mal ganz knapp Stellung nimmt; und das will ich tun. 

Zunächst, Herr Schmidt, möchte ich sagen, daß es 
in einem Punkt zwischen uns keine Meinungsver-
schiedenheiten gibt. Das haben wir Ihnen damals 
gesagt, und das möchte ich Ihnen heute wiederum, 
nachdem Sie es hier wieder zur Sprache gebracht 
haben, ausdrücklich bestätigen. Auch ich persönlich 
war und bin der Überzeugung, daß manche der 
Gedanken der Schnez-Studie diskussionsfähig und 
diskussionsbedürftig sind. Ich brachte ja zum Aus-
druck, daß ich mich zwar nicht mit allem identifizie-
ren würde, es allerdings Dinge in dieser Studie gebe, 
mit denen ich mich sehr wohl identifizieren würde; 
aber das ist nicht der Punkt. Der Punkt ist, daß ein 
Mitglied der sozialdemokratischen Fraktion, daß ein 
Mitglied des Verteidigungsausschusses an diese 
Studie die ungeheuerliche Verdächtigung geknüpft 
hat, ein namentlich genannter General habe sich in 
Gedanken mit dem Verfassungsbruch getragen. Das 
ist ein ungeheuerlicher Vorwurf. Ich kann das leider 
dem Bundesverteidigungsminister nicht persönlich 
sagen, da er nicht mehr da ist. Es ist nicht nur eine 
gute und herkömmliche Übung im Beamtenrecht, 
auch die Loyalitätspflicht des Vorgesetzten gegen-
über seinem Untergebenen wäre es, eine solche 

Ehrverletzung in aller Form hier vor dem Plenum 
des Deutschen Bundestages zurückzuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gibt einfach keinen Grund dafür, warum sich der 
Bundesverteidigungsminister darum gedrückt hat, 
denn anders kann man das nicht bezeichnen, was 
hier geschehen ist. 

(Abg. Rommerskirchen: Grundsätze der In

-

neren Führung!) 

Ich wiederhole noch einmal, Herr Bundeskanzler, 
es ist auch nicht damit getan, und es wäre auch 
nicht damit getan, daß der Verteidigungsminister da-
zu allein eine Erklärung abgibt. Sie sind der Bun-
deskanzler der Bundesrepublik Deutschland, Sie tra-
gen die oberste Verantwortung auch für diese 
Armee. Wenn aus Ihren eigenen Reihen diese Armee 
mit Vorgängen in Chile in Zusammenhang gebracht 
wird und wenn namentlich genannte Offiziere des 
Verfassungsbruchs bezichtigt werden, wäre es Ihre 
Aufgabe, hier heraufzukommen und diese Dinge für 
sich und Ihre Regierung klarzustellen. Darauf be-
stehen wir! 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Würtz. 

Würtz (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ihre Rede, Herr Kollege 
Dr. Wörner, reiht sich nach meiner Auffassung naht-
los in das Krisengerede der Opposition früherer 
Jahre, besser der Zeit seit 1969, seitdem Sie die 
Verantwortung für das Verteidigungsressort ver-
loren haben, ein. Wir kennen diese Litanei, das 
brauche ich nicht besonders zu betonen. Lesen Sie 
einmal die Reden nach, die hier der Kollege Damm 
und der Kollege Wörner bei verschiedenen Anlässen 
gehalten haben. 

Mir kommt es aber darauf an, hier eine Vorbe-
merkung zu machen. Ich möchte zuerst Stellung 
nehmen zu den Angriffen auf meinen Freund Erwin 
Horn. Ich muß hier mit aller Deutlichkeit bekennen, 
daß ich Ihre aufgeregte Hektik nicht verstehe, Herr 
Kollege, die Sie und auch andere wegen dieses 
Vorgangs zeigen. Ich möchte Ihnen hier einmal ein 
Zitat aus meiner Lokalzeitung bringen — mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten —, die sagt: 

(Abg. Dr. Jenninger: Eine linke, ja!) 

Tatsächlich hatte der Abgeordnete ausdrücklich 
der Mehrheit der Soldaten bescheinigt, über-
zeugte Demokraten zu sein. Daß es immer wie-
der Gegenbeispiele gibt, leugnet im Ernst wohl 
niemand. 

(Abg. Rawe: Wer hat das Ihrer Zeitung ge

-

schrieben?) 

— Entschuldigen Sie, dieser Artikel ist erschienen 
in der Kreiszeitung der Grafschaft Hoya unter der 
Überschrift „Bundeswehr und Grundgesetz" von 
Herrn Wilfried Ferner. Dies nur zu Ihrer Information. 

Es ist aber auch wichtig, etwas aus dem Artikel 
von Herrn Kollegen Horn zu zitieren. Es trifft doch 
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nicht zu, daß Herr Horn die Bundeswehr pauschal 
diffamiert hätte. Er hat vielmehr auf den einen oder 
anderen Einzelfall angespielt. Ich zitiere mit der 
Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Dem Wort des Bundeskanzlers: „Die Soldaten 
verdienen den Respekt und die Anerkennung 
unserer Gesellschaft" ist vorbehaltlos zuzustim-
men. Dies kann und darf jedoch nicht vor eine 
ständigen kritischen Prüfung des geistig-politi-
schen Standortes hindern. 

Herr Kollege Wörner, Sie haben vorhin auch 
einen Satz gebracht, der aus dem Zusammenhang 
gerissen war. Herr Kollege Horn hat gesagt: 

Wer die realsoziologische Wirklichkeit unserer 
Bundeswehr kennt, wird viele überzeugte De-
mokraten in der Bundeswehr kennenlernen, zu-
gleich aber auch viele Menschen, die zweifellos 
ein gebrochenes Verhältnis zur Demokratie ... 
haben. 

(Aha! bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Alt-
hammer: „Viele Menschen"!) 

Herr Kollege Horn hat dies relativiert; man muß 
es aber so darstellen. Ihre Aufregung verstehe ich 
nicht, wenn Sie wissen — und das ist Ihnen be-
kannt — , daß Herr Horn ein Interview beim Parla-
mentarisch-Politischen Pressedienst gegeben hat. 
Dort ist gefragt worden: 

Es ist also festzuhalten, daß Sie nicht grund-
sätzlich und pauschal der Bundeswehr undemo-
kratisches oder gar verfassungsfeindliches Ver-
halten unterstellen. Ist das richtig, Herr Horn? 

Herr Horn antwortet: 

Sehr richtig, diese Sachaussage trifft völlig zu. 
In der Bundeswehr finden sich viele Auffassun-
gen und Meinungen, auch im politischen Bereich. 
Das muß man sehen und zur Kenntnis nehmen. 

(Abg. Rawe: Ein bißchen spät, die Recht-
fertigung!) 

Es wird zwei Sätze weiter noch klarer: 

Man hört, daß Sie, Herr Horn, gewisse negativ 
zu beurteilende Einzelfälle aus dem Bundes-
wehralltag dem Verteidigungsausschuß des 
Bundestages zur kritischen Beurteilung vor-
legen werden. 

(Abg. Dr. Althammer: Mohrenwäsche! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Der Fragesteller weiter: 

Kann man damit die abschließende Feststellung 
verbinden, daß es Ihnen natürlich ferngelegen 
hat, der Bundeswehr pauschal und insgesamt 
ein distanziertes Verhältnis zur Demokratie 
vorzuhalten? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Darauf Herr Horn: 

Sie haben vollkommen recht. Im Verteidi-
gungsausschuß des Bundestages müssen Pro-
bleme behandelt werden, die linksextreme Agi-
tation zum Inhalt haben. Es müssen aber auch 
Vorgänge vorgebracht werden, die sich im 

reaktionär-konservativen und im Rechtsaußen-
bereich bewegen. Ihrer abschließenden Fest-
stellung stimme ich vorbehaltlos zu. 

Was soll also dieser Sturm im Wasserglas, ver-
ehrter Herr Kollege? 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Man muß doch mit aller Deutlichkeit sagen, daß der 
Herr Kollege Horn durch seine Mitarbeit im Ver-
teidigungsausschuß dieses Hauses nicht nur einmal 
deutlich gemacht hat, daß er die Arbeit mit kri-
tischem Sachverstand und manchmal auch mit un-
konventionellen Äußerungen positiv zu beleben 
versucht. 

(Aha! und weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Wir sollten uns mit seiner Darstellung — dies ist 
ein Angebot — der inneren Verhältnisse der Bun-
deswehr, über die man sicher streiten kann, ebenso 
kritisch auseinandersetzen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Wör-
ner? 

Würtz (SPD) : Sehr gern. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Würtz, gestatten 
Sie mir bei allem, was uns verbindet, doch die 
Frage: Fänden Sie es nicht angebracht, daß wenig-
stens Sie als ehemaliger aktiver Offizier dieser 
Bundeswehr Ihre Kameraden gegen diese pauscha-
len Verdächtigungen in Schutz nehmen, anstatt hier 
den Kollegen Horn zu verteidigen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Würtz (SPD): Herr Kollege Dr. Wörner, darauf 
muß man doch klar antworten, daß Herr Horn nur 
kritisch die Sonde an bestimmte Einzelfälle gelegt 
hat. 

(Abg. Dr. Wörner: Eben nicht!) 

Und Ihre Rede ist nicht geeignet, die Probleme, die 
sicher in einer so großen Gemeinschaft, wie die 
Bundeswehr sie darstellt, bestehen, deutlicher zu 
erkennen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Horn? 

Würtz (SPD) : Sehr gern. 

Horn (SPD) : Herr Kollege Würtz, würden Sie es 
nicht als eine sehr klare und eindeutige Form der 
Agitation des Kollegen Wörner ansehen, wenn er 
ganz bewußt bestimmte Dinge mitten aus dem Zu-
sammenhang herausreißt und den entscheidenden 
Punkt hier überhaupt nicht bemerken und darstel-
len will, der da lautet: 
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Wer die ... Wirklichkeit unserer Bundeswehr 
kennt, wird viele überzeugte Demokraten in 
der Bundeswehr kennenlernen. 

(Abg. Dr. Althammer: Weiterlesen! Den 
zweiten Halbsatz hätten wir noch gern 
gehört! — Abg. Reddemann: Würden Sie 
weiterlesen, Herr Kollege Würtz, was 
dann kommt? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Würtz (SPD) : Herr Kollege Horn, ich habe dies 
vorhin schon einmal ausgeführt. Ich stimme Ihnen 
zu. 

Herr Wohlrabe hat gestern in einem Debatten-
beitrag, über dessen Niveau man kaum streiten 
kann — ich meine, Herr Kollege Wehner hat dies 
hier schon in einem Zwischenruf gewürdigt —, den 
Kosten für Sachverständige im Einzelplan 14 seine 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Er hat die-
sen Ansatz kritisiert, und auf meine Zwischenfrage 
hat er eine alte Stellungnahme des Bundesrech-
nungshofes vorgelesen. 

Ich möchte hier noch einmal klarstellen, daß aus 
diesem Titel Kosten für Sachverständige gezahlt 
werden, Kosten für Gutachten auf wehrmedizi-
nischen Gebieten, Kosten für Gutachten auf wehr-
psychologischen Gebieten, Kosten für Gutachten 
über Modelle zur Lösung von Personalauswahl- 
und -verwendungsproblemen und Kosten auf dem 
Gebiet der Untersuchung personalstruktureller 
Basisprobleme der Streitkräfte, hier: die neue Wehr-
struktur. 

Mir liegt daran, noch einmal vor aller Offentlich-
keit deutlich zu machen, daß der Herr Kollege Wohl-
rabe in seinem Beitrag doch wohl offensichtlich nicht 
sagen wollte, diese Untersuchungen sollten nicht 
stattfinden. Die Kollegen des Verteidigungsausschus-
ses aus der CDU/CSU-Fraktion haben solche Vor-
haben ja auch immer wieder gefordert. 

Lassen Sie mich nun, meine Damen und Herren, 
auf den Verteidigungshaushalt 1974 allgemein ein-
gehen. Der Plafond für den Einzelplan 14 steigt ge-
genüber dem verabschiedeten Haushaltsplan 1973 
um rund 1,1 Milliarden auf 27,6 Milliarden DM an; 
das sind 4,3 % mehr. Dieser Vergleich vermittelt je-
doch kein zutreffendes Bild. 1974 ist, wie auch der 
Verteidigungsminister ausgeführt hat, die Veran-
schlagungsmethode grundlegend geändert worden. 
Die 1972 und 1973 im Einzelplan 60 veranschlagten 
Verstärkungsmittel für die Beschaffung des Ergän-
zungsflugzeugs Phantom und für das europäische 
Verstärkungsprogramm sind nunmehr im Einzel-
plan 14 mit veranschlagt. Zugleich ist die Erstattung 
der Versorgungsaufwendungen für Soldaten an den 
Einzelplan 33 fortgefallen. Dies dient einer größeren 
Klarheit des Verteidigungshaushaltes. Ich weiß mich 
mit den Kollegen der CDU hoffentlich einig darin, 
daß wir hiermit eigentlich das fortsetzen, was bei 
anderen Haushalten selbstverständlich ist. Um echt 
vergleichen zu können, muß man den Haushalts-
plan 1973 daher auf die Veranschlagungsmethode 
des Haushalts 1974 umrechnen. Bei einem Plafond 
1973 von 25,8 Milliarden DM ergibt sich ein Anstieg  

um rund 1,8 Milliarden DM. Das sind 6,7 % und nicht, 
wie Sie gesagt haben, Herr Kollege Dr. Wörner, 

6 1/2%. Diese Steigerung ist geringer als die des Bun-
deshaushalts, die sich bekanntlich auf 10,5 % be-
läuft. Wir müssen jedoch beachten, daß die Bundes-
wehr mit ihrem Bedarf in Konkurrenz zu allen an-
deren Aufgaben des Staates steht. Nebenbei, Herr 
Kollege Dr. Wörner: dies ist die Situation, in der sich 
alle Verteidigungsminister der westlichen Welt be-
finden; dies ist keine Ausnahme für die Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Viele Kollegen in der Opposition scheinen diese 
Tatsache zu verkennen. Dadurch manövrieren sie 
sich dann in die mißliche Lage, zwar ständig größere 
finanzielle Opfer für die Verteidigung zu fordern, 
aber gleichwohl nicht zu sagen, woher sie diese Mittel 
aus dem Gesamthaushalt nehmen wollen. Dieser Dis-
sens erhöht ihre Glaubwürdigkeit keineswegs. Der 
Verteidigungsetat muß so bemessen sein, daß die 
Bundeswehr ihre Aufgaben im Bündnis voll erfüllen 
kann. Die Ausbildung muß auf einem hohen Stand 
gehalten werden. Die Modernisierung der Waffen 
und des Geräts muß ohne Unterbrechung fortgesetzt, 
die Infrastruktur weiter verbessert werden. Im sozia-
len Bereich und für die Bildung müssen der Bundes-
wehr die notwendigen Mittel zur Verfügung stehen, 
die benötigt werden, um die eingeleiteten Schwer-
punktmaßnahmen fortzuführen. 

Der Haushalt von 27,6 Milliarden DM wird die-
sen Forderungen gerecht und erfüllt damit die Be-
dürfnisse unserer Sicherheitspolitik. Niemand kann 
sagen, wir würden die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland vernachlässigen. Mit diesem Haus-
halt ist ein vernünftiger Ausgleich zwischen dem 
Wünschenswerten und einer zu geringen Ausstat-
tung gefunden worden. 

Gestatten Sie mir einige wenige Bemerkungen zu 
den wichtigsten Einzelbereichen des Verteidigungs-
haushalts 1974. An erster Stelle darf ich hier die 
Personalausgaben nennen, die mit 41 % auch weiter-
hin den größten Anteil am Verteidigungshaushalt 
ausmachen. Sie steigen gegenüber dem Vorjahr nur 
verhältnismäßig wenig an, weil neue Stellen nur in 
ganz geringem Umfange gefordert werden. Der An-
teil der Personalausgaben am gesamten Verteidi-
gungshaushalt ist im übrigen seit drei Jahren im 
wesentlich konstant geblieben. Dies ist nach unserer 
Auffassung eine erfreuliche Tatsache, die zeigt, daß 
versucht wird, die Aufgaben mit einem etwa gleich-
bleibenden Personalbestand zu bewältigen. 

Ich möchte aber auch den Diskussionsbeitrag des 
Herrn Kollegen Dr. Althammer von gestern aufneh-
men und gerade zu diesem Bereich eine kritische 
Anmerkung machen, Wenn ich mir die Stellenpläne 
bei Kommandobehörden und Dienststellen, aber auch 
im Verteidigungsministerium ansehe, so werde ich 
das ungute Gefühl nicht los, daß eine Überprüfung 
der dort vorhandenen Stellen im Sinne einer effek-
tiveren Arbeitsleistung dringend erforderlich ist. 
Wir sollten dieses Problem bei den Haushaltsbera-
tungen aufgreifen. 

Die Materialerhaltung steht in der Reihe der un-
bedingten Notwendigkeiten nach den Personalaus- 
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gaben an zweiter Stelle. Die Ausgaben für die 
Materialerhaltung steigen um 6 %. Diese Steigerung 
ist geringer als in den Jahren 1972/1973. Hierin 
liegt ein Erfolg intensiver Rationalisierungsbemü-
hungen und eine Folge des kontinuierlichen Zulaufs 
neuen Geräts in den vergangenen Jahren. Wir glau-
ben nicht, daß damit alle Probleme gelöst sind. 
Möglicherweise gibt es in der Zukunft noch perio-
dische Entwicklungen mit vorübergehend höheren 
und dann wieder geringeren Steigerungsraten. 

Ich habe schon in einer Rede im April dieses 
Jahres von dieser Stelle ausgeführt, welche Geräte 
und welche Waffen der Bundeswehr in den letzten 
Jahren zugeführt worden sind. Diese Liste, die da-
mals von mir genannt worden ist, möchte ich hier 
nicht noch einmal nennen. Ich meine aber, daß alles 
Gerede, Herr Kollege Dr. Wörner, die Bundeswehr 
würde in stärkerem Maße veraltern, wenn wir den 
Verteidigungshaushalt nicht übermäßig anheben 
würden, nicht zutreffend ist. 

Besondere Bedeutung kommt im Jahre 1974 dem 
Ausbau auch der Infrastruktur zu. Ich darf hier nur 
anführen, daß die Bauinvestitionen erheblich steigen 
und mit 1,2 Milliarden DM eine ansehnliche Höhe 
erreichen; nach meiner Auffassung eine beachtliche 
Entwicklung, die von Baumaßnahmen betroffenen 
Soldaten und zivilen Mitarbeitern sicher mit Inter-
esse zur Kenntnis genommen wird. 

Gestatten Sie mir ein Wort zum Verhältnis zwi-
schen den verteidigungsinvestiven und den Betriebs-
ausgaben. Für ,die Bundeswehr war dieses Thema 
immer von Interesse. Seit der Arbeit der Wehr-
strukturkommission ist es auch stark in den Blick-
punkt ,der Öffentlichkeit gerückt. Wie Sie wissen, 
hat die Kommission den Anteil der verteidigungs-
investiven Ausgaben mit 30 % beziffert, der nicht 
unterschritten werden sollte. Dabei ist hervorzu-
heben — und ich glaube, daß hierüber Einverneh-
men besteht —, ,daß dies keine starre Grenze sein 
kann. Sie muß im Grunde einen Durchschnittswert 
über einen längeren Zeitraum darstellen. Letzten 
Endes ist immer entscheidend, ob die für Investiti-
onen bereitgestellten Mittel ausreichen, den not-
wendigen Bedarf zu decken, und ich meine, dies ist 
in diesem Haushalt gewährleistet. 

Schwerpunkte der Investitionen in diesem Jahr 
liegen auf den Gebieten der Panzerabwehr, der Luft-
verteidigung, der Artilleriewaffen, der Modernisie-
rung der Führungssysteme und der Fernmeldever-
bindungen. Der Anteil der Investitionen steigt von 
29,3% im Vorjahr auf 32% in 1974. Ich gebe natür-
lich hier auch gern zu, daß dies durch die Entwick-
lung des bereinigten Haushalts geschieht. Wir er-
füllen damit, Herr Kollege Dr. Wörner, einen von 
Ihnen in Ihrer Rede im Januar dieses Jahres bei der 
Beurteilung der Verteidigungspolitik in dieser Le-
gislaturperiode von dieser Stelle festgelegten Mark-
stein. 

Lassen Sie mich beim Thema  des  Investitions-
anteils auch darauf hinweisen, daß sich die Bundes-
wehr künftig mit dem Problem wachsender Betriebs-
ausgaben auseinandersetzen muß. Die Bundeswehr  

ist und bleibt übermäßig personalintensiv. Meine 
Freunde und ich wollen, daß die Soldaten und zi-
vilen Mitarbeiter an der allgemeinen Einkommens-
entwicklung teilnehmen. Zudem fordert die Material-
erhaltung erhebliche Kosten. Die neue Wehrstruktur, 
die sicherheits- und verteidigungspolitisch geboten 
ist, wird diesem Problem besondere Beachtung schen-
ken müssen. 

Ich sage aber auch hier deutlich: die Bundeswehr 
muß in der Zukunft verfügbare Mittel noch kosten-
wirksamer anlegen. Fehlentwicklungen der vergan-
genen Zeit bei Entwicklungs- und Beschaffungspro-
grammen müssen unter allen Umständen vermieden 
werden. Hier sind zwar in erster Linie der Verteidi-
gungsminister und seine Mitarbeiter aufgerufen; 
gleichwohl müssen die Parlamentarier dafür Sorge 
tragen, daß so weitreichende Entscheidungen wie 
etwa die Beschaffung des Mehrzweckkampfflugzeugs 
MRCA unter dem Gesichtspunkt der Kosteneffek-
tivität einer eingehenden Analyse unterzogen wer-
den müssen. Wenn ich hier auf den Nahost-Konflikt 
hinweise, dann möchte ich nur anregen, .die Ent-
wicklung, die in der Militärtechnik eingetreten ist, 
zum Anlaß zu nehmen, große Beschaffungsprogram-
me zu überdenken. Wer von uns kennt außerdem 
nicht eine Reihe von Beispielen, wo mit Haushalts-
mitteln recht leichtfertig und ohne Berücksichtigung 
des doppelten Aspekts militärischen Nutzens und 
volkswirtschaftlicher Vernunft umgegangen wurde. 
Hier bleibt nach meiner Auffassung genügend Ar-
beit für das Verteidigungsministerium. 

Ich habe Ihnen hier die Grundzüge und die wich-
tigsten Ausgabenbereiche des Verteidigungshaus-
halts 1974 kritisch wertend dargestellt. Wir werden 
die einzelnen Ansätze im Verteidigungsausschuß 
und im Haushaltsausschuß zu beraten haben. Mir 
liegt nur daran, bei dieser ersten Lesung des Haus-
haltsplans 1974 festzuhalten, daß die vom Sprecher 
der CDU/CSU vorgetragenen Überlegungen keine 
Alternative zum Konzept der Bundesregierung dar-
stellen und wenig geeignet sind, die Diskussion vor-
anzubringen. Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion geht an die Beratung des Einzelplans 14 
mit der Überzeugung, die Präsenz und Kampfkraft 
der Bundeswehr zu erhalten und damit ihre Bündnis-
verpflichtung im Rahmen der NATO zu erfüllen, 
den Soldaten und zivilen Mitarbeitern die notwen-
dige Teilhabe an der allgemeinen Einkommensent-
wicklung zu gewährleisten und zugleich die aktive 
Politik der Entspannung, wie sie von der Bundes-
regierung zielstrebig verfolgt wird, dabei nicht 
außer acht zu lassen. Wir wissen aber auch, daß 
Reformmaßnahmen in anderen Bereichen des Ge-
samthaushaltes, den wir immer betrachten müssen, 
nicht beeinträchtigt werden dürfen. 

Nach unserer Auffassung ist der Haushaltsent-
wurf ausgewogen. Die Mittel sind so knapp wie 
möglich, aber so ausreichend wie nötig. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ollesch. 
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Ollesch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Einzelplan 14 des 
Haushaltsplanentwurfs 1974 hätte sicherlich nicht 
allein Anlaß gegeben, eine verteidigungspolitische 
Debatte in diesem zeitlichen Umfang hier in diesem 
Haus zu führen. So mögen der Nahostkonflikt, der 
vom Sprecher der Opposition, Herrn Kollegen Dr. 
Wörner, erwähnt wurde, aber auch der inkriminierte 
Artikel des Kollegen Horn willkommener Anlaß ge-
wesen sein, hier wieder einmal darzustellen, daß es 
doch erhebliche Meinungsunterschiede in den ver-
teidigungspolitischen Auffassungen der Fraktionen 
in diesem Hause gebe. 

Sicherlich können wir aus dein Nahostkonflikt Er-
kenntnisse ziehen, Erkenntnisse militärischer Art, 
aber vor allen Dingen Erkenntnisse politischer Art, 
allerdings andere als die, die der Herr Kollege Dr. 
Wörner hier vorgetragen hat. Der Nahostkonflikt 
kann kein Anlaß sein, gewollt parteipolitische Aus-
einandersetzungen 

(Abg. Dr. Wörner: Wer hat das denn 
getan?) 

über unsere Verteidigungspolitik und unsere Außen-
politik herbeizuführen, 

(Abg. Dr. Wörner: Wer hat das denn getan?) 

und ich würde vor einem solchen Vorgehen warnen. 

(Abg. Dr. Wörner: Herr Kollege, wer hat 
das denn getan? Die Schlußfolgerungen, die 
ich vorgetragen habe, werden doch hoffent-
lich von Ihnen gebilligt? Ich habe keinen 

Widerspruch von Ihnen gehört!) 

— Herr Kollege Dr. Wörner, ich habe, wenn Sie hier 
die Auffassung Ihrer Fraktion vortragen, in der 
Vergangenheit immer den Verdacht gehabt, und ich 
hatte ihn auch heute, daß gewollt Konfliktstoff in die 
Auseinandersetzung hineingetragen wird. Es ist das 
alte Vokabular „Wir müssen den Willen zur Vertei-
digung haben" wieder abgespielt worden, und es 
ist die angebliche naive Vertrauensseligkeit großer 
Kreise unserer Bevölkerung und auch vieler Politi-
ker erwähnt und vor einer Entspannungseuphorie 
gewarnt worden. 

Herr Kollege Dr. Wörner, der Nahostkonflikt hätte 
sich nicht wieder einmal abgespielt, wenn es gelun-
gen wäre, Konfliktherde politisch aus der Welt zu 
schaffen, wenn es gelungen wäre, auch in diesem 
Teil der Welt mit der Verminderung der Konflikt-
ursachen eine Entspannung herbeizuführen. Diesem 
Ziel dient unsere Außenpolitik, die Außenpolitik 
dieser Regierung, und dieses Ziel wird weiterhin bis 
zur Vollendung angestrebt; denn wenn Entspan-
nung erreicht worden wäre, dann wäre es auch nicht 
notwendig gewesen, sich um die Lebensrechte eines 
Volkes militärisch auseinandersetzen zu müssen. 

Nun können Sie aber weder aus dem Haushalts-
entwurf 1974 noch aus dem Haushalt dieses Jahres 
noch aus der Politik der Bundesregierung und der 
Fraktionen, die diese Bundesregierung tragen, schlie-
ßen, der Wille zur Verteidigung wäre nicht vor-
handen. 

Meine Damen und Herren, hier müssen wir jeder 
Versuchung, ein solches Nachlassen unserer Ver-
teidigungsbemühungen herauslesen zu wollen, unse-
ren Widerstand entgegensetzen. Wir sind mit Ihnen, 
Herr Kollege Dr. Wörner, einer Meinung, daß die 
Präsenz der Truppen der Vereinigten Staaten in der 
Bundesrepublik bisher den Frieden in Europa ge-
sichert hat und daß die Anwesenheit der Truppen 
auch weiterhin zur Erhaltung des Friedens notwen-
dig ist. Hier hat es in der Vergangenheit und auch 
heute nie abweichende Meinungen zwischen den 
Fraktionen gegeben. Wir haben in unserer Politik 
auch keinen Anlaß dafür gegeben, daß die Vereinig-
ten Staaten andere Überlegungen als bisher hätten 
anstellen können. Die Auseinandersetzungen über 
Art und Umfang der Präsenz finden doch in den 
Vereinigten Staaten selbst statt. Dort werden doch 
Versuche gemacht, die Präsenz zu verringern. Wir 
bemühen uns demgegenüber, sie zu halten. Wir sind 
mit Ihnen der Auffassung, daß der Frieden, in dem 
wir leben, durch das Gleichgewicht der Kräfte, der 
Mächte in der Welt erhalten wurde. 

Sie fragen, ob der Verteidigungsetat der derzeiti-
gen Lage gerecht wird. Sie zeigen auf, daß die Aus-
gaben für die Verteidigung gegenüber dem Anstieg 
des Bruttosozialprodukts nachhinken, daß sie dem 
Anstieg des Bruttosozialprodukts gegenüber absin-
ken. Die Antwort hat Ihnen der Bundesfinanzmini-
ster gegeben. 

(Abg. Leicht: Sie war falsch!) 

Sie haben darauf hingewiesen, daß zwar Stabilität 
auf nuklearer Ebene, aber eine Instabilität im kon-
ventionellen Bereich besteht. Ich darf doch in aller 
Bescheidenheit bemerken, daß gerade Sie in der 
Vergangenheit die Stabilität im konventionellen Be-
reich zugunsten einer stärkeren Hinwendung zur 
nuklearen Komponente hingenommen haben und 
daß es gerade die Freien Demokraten gewesen sind, 
die von einer Arbeitsteilung im Bündnis gesprochen 
haben. Die Begrenzung des deutschen Anteils an der 
Verteidigung auf dem konventionellen Sektor und 
die Stärkung der konventionellen Komponente der 
Bundeswehr ist nicht zuletzt auf unser ständiges 
Drängen in dieser Richtung zurückzuführen. 

Ich darf also für die Freien Demokraten feststel-
len: Es ist der Wille zur Verteidigung vorhanden. 
Der Wille zur Verteidigung steht nicht im Wider-
spruch zu unseren Bemühungen in der Entspan-
nungspolitik, weil der Abbau von Spannungsherden 
auch die Chance zur Erhaltung des Friedens ver-
größert. 

Lassen Sie mich nur einige wenige Worte zu den 
aktuellen Auseinandersetzungen über die vermutete 
Haltung der Bundeswehr in denkbaren kritischen 
Situationen sagen. Die Freien Demokraten sind da-
von überzeugt, daß unsere Streitkräfte demokrati-
sche Streitkräfte sind, daß sie ein notwendiger Teil 
unserer Gesellschaft sind und daß sie ihren Platz in 
dieser Gesellschaft gefunden haben. Wir können uns 
keine Situation vorstellen, in der unsere Armee ein-
schließlich ihrer Führung, ihrer Generalität, zum 
Verfassungsbruch bereit sein könnte. Ein solcher 
Verdacht, daß diese Situation einmal eintreten 
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könnte, ist abwegig und wird von uns in aller 
Schärfe zurückgewiesen. 

(Abg. Dr. Althammer: Sehr gut! — Abg. 
Dr. Wörner: Ein mannhaftes Wort wenig-

stens von Ihnen!) 

Meine Damen und Herren, wir haben uns, solange 
diese Partei besteht, zur Verteidigung unserer Frei-
heit bekannt. Wir werden hinter den Instrumenten 
stehen, die vornehmlich dafür geschaffen wurden. 
Daran gibt es keinen Zweifel. Wir wissen aber, daß 
die Bundeswehr auch Spiegelbild unserer Gesell-
schaft ist, daß es in ihr widerstreitende Meinungen 
gibt. Wir haben aus dieser Kenntnis in der Ver-
gangenheit gewisse gelegentliche Erklärungen von 
Bundeswehrangehörigen — bis in die höchsten 
Ränge hinein —, auch wenn sie nicht in unsere allge-
meine politische Linie hineinpaßten, mit Gelassen-
heit zur Kenntnis genommen und haben sie dort zu-
rückgewiesen, wo sie zurückgewiesen werden muß-
ten. Wir überbewerten andererseits aber auch nicht, 
wenn gelegentlich aus allen Schichten der Bevölke-
rung die kritische Sonde — auch von Abgeordneten 
— an die Bundeswehr gelegt wird. Allerdings mei-
nen wir, meine Damen und Herren, daß für einen 
Abgeordneten mit Rücksicht auf seinen besonderen 
Erkenntnisstand sicherlich Zurückhaltung geboten 
ist, 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Vorsichtig ausgedrückt!) 

vor allen Dingen dann, wenn Ausführungen oder 
Erklärungen geeignet sein könnten, eine allgemein 
vertretene Position durch Schärfen oder Auseinan

-

dersetzungen, für die es eigentlich keinen Grund 
gibt, in Frage zu stellen. Deshalb sollten wir, meine 
Damen und Herren, nicht so überempfindlich reagie-
ren, wie es heute hier in diesem Hause geschehen 
ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na, na! — 
Abg. Rommerskirchen: Ehrverletzungen!) 

Das klärende Wort war vom Dienstherrn ge-
sprochen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

Für meine Fraktion und für die Freien Demokraten 
insgesamt habe ich es im Auftrage der Fraktion hier 
und heute getan. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zunächst zwei ganz 
aktuelle Themen einführen, mit denen sich heute 
früh das Kabinett vor der Plenarsitzung befaßt hat. 
Ich meine einmal die Situation im Nahen Osten. Ich 
bin sicher, die Mitglieder dieses Hauses haben die 
jüngsten Nachrichten über die Entwicklung im 
Nahen Osten mit gleicher Aufmerksamkeit und dem 
gleichen Wechsel von Sorge und Erleichterung wie 
ich zur Kenntnis genommen. Vor dem Hintergrund 
blutiger Kämpfe, der Meldungen von sowjetischen 
Truppentransporten, der Alarmierung amerikani-

scher Streitkräfte in aller Welt mag manchem, der 
uns zuhört und zuschaut, die Debatte des gestrigen 
Tages ein wenig gespenstisch erschienen sein. Nie-
mand weiß jedoch besser als ich, wie wichtig und 
drängend die Probleme sind, die wir hier in diesem 
Hause bei der Einbringung des Haushalts zu prüfen 
haben. Und doch haben wir wohl alle, was uns sonst 
auch immer trennen mag, gespürt, daß ohne wirk-
liche Sicherung des Friedens unser aller Arbeit ganz 
einfach ihren Sinn verlieren würde. 

Ich möchte hier ein Wort zur Haltung der Bun-
desregierung sagen, was die jüngsten Ereignisse im 
Nahen Osten angeht. Die Bundesregierung hat den 
erneuten Ausbruch von Feindseligkeiten in jener Re-
gion von Anbeginn an mit außerordentlicher Sorge 
verfolgt. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die stra-
tegische Bedeutung dieses Gebiets, zu der noch die 
Bedeutung der Erdölversorgung von dort kommt, 
und nicht zuletzt das starke Engagement der beiden 
Weltmächte in jenem Raum sehr schnell zu gefähr-
lichen Auswirkungen für den Weltfrieden führen 
können. Die Bundesregierung hat deshalb in ihren 
Stellungnahmen stets betont, daß sie für eine sofor-
tige Feuereinstellung eintrat und eintritt, die mit 
gleichzeitigen nachdrücklichen Bemühungen um die 
Herbeiführung einer definitiven, gerechten und 
dauerhaften Friedenslösung im Nahen Osten ver-
bunden sein muß, und zwar in Anlehnung an die 
Sicherheitsresolution Nr. 242 vom November 1967. 

Die Bundesregierung hat es begrüßt, daß diese 
Gedanken sowohl in der Erklärung der neun Regie-
rungen der Europäischen Gemeinschaft vom 13. Ok-
tober wie in der Entschließung des Sicherheitsrats 
vom 22. Oktober ihren Ausdruck gefunden haben. 

Die Nichtparteinahme der Bundesrepublik 
Deutschland in jenem militärischen Konflikt darf je-
doch keinesfalls als Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Geschehen dort mißverstanden werden. Das gebie-
tet allein das Mitgefühl mit den Betroffenen, den 
leidtragenden Menschen. Unsere Haltung ist in 
erster Linie von unserem großen, unserem vitalen 
Interesse an der baldigen Herbeiführung eines Frie-
dens bestimmt, der von allen Völkern jenes Raumes 
als gerecht hingenommen oder sogar anerkannt wer-
den kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In diesem Sinne strebt die Bundesregierung wei-
terhin vor allem eine enge Zusammenarbeit mit 
den anderen Regierungen der Europäischen Gemein-
schaft an. Wir sind uns darüber im klaren, daß in 
der jetzigen Situation die beiden Weltmächte eine 
vorrangige Verantwortung für den Frieden haben. 
Wir glauben jedoch, meine Damen und Herren, daß 
auch die europäischen Regierungen in dem vielleicht 
begrenzten Rahmen ihrer Möglichkeiten eine kon-
struktive Rolle spielen sollten. 

Noch ist kein Friede. Urn ihn zu gewinnen, braucht 
es die Anstrengung und den entschlossenen Willen 
aller Beteiligten. Nun muß die Vernunft Vorrang 
gewinnen, cl. h., Verhandlungen muß endlich eine 
nüchterne Chance gegeben werden. Deshalb sage 
ich noch einmal: Grundlage für eine Friedensrege-
lung  bleiben nach meiner, nach unserer Einsicht das 
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Lebensrecht und die Sicherheit aller Staaten der 
Region und ihr Recht, in anerkannten Grenzen frei 
von Drohungen und Gewaltakten zu leben. Dies sind 
die Grundvoraussetzungen für eine dauerhafte Frie-
densregelung. 

Was wir Europäer tun können, um diesen Ein-
sichten den Weg zu öffnen, das müssen und, ich 
hoffe, werden wir tun. Und ich meine auch, sobald 
die Zeit dafür gekommen ist, sollten wir uns über 
das Humanitäre hinaus gemeinsam mit den Partnern 
der Europäischen Gemeinschaft darum bemühen, 
durch vernünftige wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zu einem Prozeß der Befriedung dieser gesamten 
Region beizutragen. 

Ich wollte dies voranstellen. 

Sodann, meine Damen und Herren, möchte ich 
darauf hinweisen, daß in den letzten Monaten, in 
denen so viel vom „heißen Herbst" geredet wurde 
— manchmal konnte man meinen, in manchen Krei-
sen gebe es sogar eine Sehnsucht nach dem, was 
man „heißen Herbst" nannte —, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr! — Abg. Dr. Alt-
hammer: Meinen Sie die Streiks?) 

die Bundesregierung das getan hat, was ihre Pflicht 
ist. Sie hat gerade auf dem Gebiet der Finanz- und 
der Wirtschaftspolitik, der Haushalts- und der 
Steuerpolitik, zu der ich jetzt ein Wort sagen darf, 
harte, sachliche Arbeit geleistet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Darüber konnte weder die Debatte vom Mittwoch 
noch die gestrige Aussprache hinwegtäuschen. 

Die Opposition sprang — wenn ich das etwas 
salopp ausdrücken darf — ins Leere. Das ist die üb-
liche Konsequenz einer Taktik, die ihre Ziele zu 
eilig, zu kurz und eben nur taktisch bemißt, Kon-
sequenz einer Politik, die sich zum Gefangenen der 
eigenen Propaganda macht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unterdessen hat die Bundesregierung, und zwar 
heute früh, ihr Programm der Steuerreform im enge-
ren Sinne zu Ende gebracht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In Kürze wird also dem Bundesrat und dem Bundes-
tag die ganze breite Palette unserer Steuerreform-
politik zur Beratung vorliegen. Die Pessimisten ha-
ben sich — und das freut mich — wieder einmal 
gründlich geirrt und getäuscht. Unser Steuerreform-
konzept wird Realität. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Wie oft werden Sie uns noch eines 

vorlegen!) 

Dem Bundestag liegt zur Beschlußfassung ent-
weder schon vor 

(Abg. Dr. Althammer: 1974 sagten Sie!) 

oder wird in wenigen Wochen vorliegen 

(Abg. Leicht: Zwei Jahre später!) 

die Reform der Vermögensteuer, die uns endlich 
dazu bringt, daß die kleinen und mittleren Ver-

mögen steuerlich spürbar entlastet und daß Spit-
zenvermögen künftig etwas stärker belastet werden; 
ferner die Reform der Erbschaftsteuer, die von den 
gleichen Grundzielen wie die Neuordnung der Ver-
mögensteuer ausgeht. 

In diesen beiden Bereichen — das muß ich ein-
mal sagen — hat die Bundesregierung mit der so-
zialliberalen Koalition bei der Steuerreform jene 
Schularbeiten gemacht, vor denen man in früheren 
Jahren in falscher Furchtsamkeit vor Interessenten 
immer wieder zurückzuckte; denn so war es doch. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nachdem wir im vergangenen Monat, unmittel-
bar nach der Sommerpause, die bereits im Jahre 
1971 — damals unter der Verantwortung des Kol-
legen Möller, den ich voll einbeziehe in dieses große 
Werk, das wir mit seinem dritten Teil auf den Weg 
bringen — 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La-
chen bei der CDUCSU. — Abg. Rawe: 
Deswegen ist er Ihnen auch davongelaufen!) 

festgelegten Eckwerte zur Steuerreform 

(Abg. Dr. Althammer: Die sahen doch an

-

ders aus!) 

der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach so!) 

verabschiedete das Kabinett heute vormittag die 
noch ausstehenden Gesetzentwürfe. Es handelt sich 
hierbei einmal um das dritte Steuerreformgesetz, cien 
wichtigsten Teil der Steuerreform, also um die Ein-
kommensteuer einschließlich der Lohnsteuer und 
den Kinderlastenausgleich, um die Körperschaft-
steuer und um das Sparprämienrecht. 

Es handelt sich zweitens um den Entwurf eines 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes — der sicher nicht nur 
Interesse finden, sondern auch noch intensiver 
Debatte ausgesetzt sein wird —, der eine grundle-
gende Vereinfachung des geltenden Rechts bewirkt. 
Außerdem haben wir den Entwurf eines zweiten 
Steueränderungsgeseztes 1973 beschlossen, der u. a. 
die generelle Veranlagungsgrenze für Arbeitnehmer 
anhebt. Damit wird es möglich, das dritte Steuer-
reformgesetz bereits am 1. Januar 1975 statt, wie 
zunächst vorgesehen, am 1. Januar 1976 in Kraft 
treten zu lassen. 

(Abg. Leicht: Statt 1974!) 

Die Bundesregierung sieht die Reform der Körper-
schaftsteuer im übrigen in einem klaren Zusammen-
hang mit einem Gesetz zur Beteiligung breiter 
Schichten der Bevölkerung am Produktivvermögen. 
Dafür werden wir einen Gesetzentwurf so rechtzei-
tig einbringen — das ist heute morgen noch einmal 
festgestellt worden —, auch durch Fortschreiben der 
hierfür zunächst zur Verfügung zu stellenden Geld-
menge, daß auch diese bedeutende Reform in dieser 
Legislaturperiode Wirklichkeit werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das Entscheidende ist, daß die gesamte Steuer-
reform nun als geschlossene Konzeption den gesetz-
gebenden Körperschaften zur Beratung vorliegt. 
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Diese umfassende Steuerreform verlangt von allen 
Beteiligten ein hohes Maß an Sachverstand, Energie 
und Beharrlichkeit. Darum meine Bitte und mein 
Appell an das ganze Haus, besonders auch an die 
Opposition und nicht zuletzt an die von der CDU/ 
CSU geführten Länder im Bundesrat: diese Vorlagen 
der Bundesregierung sollten bitte ohne Verzögerun-
gen beraten werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung ist bereit, im Gang dieser 
Beratungen ihrerseits alle Anregungen — ich sage 
das aus gegebenem Anlaß — aufmerksam zu prüfen. 
Sie muß allerdings schon jetzt darauf hinweisen, 
daß gegebenenfalls Umschichtungen vorgenommen 
werden müssen und nicht einfach weitere Aufkom-
mensminderungen hinzugefügt werden dürfen. 

Es geht darum, konstruktiv, wenn auch kritisch an 
der Steuerreform mitzuarbeiten. Mit Polemik ist es 
— zumal jetzt, da die Entwürfe auf dem Tisch lie-
gen — nicht mehr getan. Hier ist uns miteinander 
eine Arbeit aufgetragen, die im Interesse unserer 
Bürger jahrelang Bestand haben muß. 

Lassen Sie mich festhalten: 

Erstens. Mit der Vorlage dieser Gesetzentwürfe 
hat die Bundesregierung alle Teile der in meinen 
Regierungserklärungen vom 28. Oktober 1969 und 
vom 18. Januar 1973 angekündigten Steuerreform 
auf den Weg gebracht. Der Gesamtzusammenhang 
der einzelnen Teile der Steuerreform ist damit ge-
wahrt. 

(Abg. Leicht: Sie sollten ja schon in Kraft 
sein!) 

Zweitens. Die Bundesregierung hat sorgsam auf 
die soziale Ausgewogenheit dieser Reform ge-
achtet. Viele Einzelmaßnahmen dienen größerer 
steuerlicher Gerechtigkeit. 

(Vorsitz : Präsident Frau Renger.) 

Ich nenne vor allem die Neuregelung des Kin-
derlastenausgleichs, die dem Grundsatz der Gleich-
heit der Chancen aller Kinder gerecht wird, aber 
auch die Neuregelung für die Aufwendungen zur 
Lebensvorsorge, bei denen es künftig keine steuer-
lichen Vorteile mit wachsendem Einkommen mehr 
gibt. 

Drittens. Die vorgelegten Entwürfe sind im Ge-
gensatz zu den vorgestern hier debattierten Vor-
schlägen kein opportunistisches Programm unter 
dem billigen Schlagwort der Steuersenkung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Polemik!) 

Kleinere und mittlere Einkommen werden zum Teil 
erheblich entlastet. Doch wir haben uns hier an unse-
re Aussage gehalten, daß bestehende Vermögen nicht 
durch konfiskatorisch wirkende Steuern angetastet 
werden sollen. Dies kann freilich nicht bedeuten, 
daß es für jeden einzelnen und jede Gruppe bei der 
Höhe der bisherigen Steuerbelastung bleibt. Zur 
steuerlichen Gerechtigkeit gehört meiner Überzeu-
gung nach 

(Abg. Leicht: Daß wir mehr zahlen müssen!)  

auch eine maßvolle Umverteilung von Lasten zwi-
schen den Gruppen in unserer gesellschaftlichen 
Wirklichkeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn ich nun, meine Damen und Herren, zur bis-
herigen Debatte ein Wort sagen darf: Sie hat mich 
ein wenig enttäuscht und dann doch auch zugleich 
befriedigt, und zwar beides aus den gleichen Mo-
tiven. 

Enttäuscht wurde meine Bereitschaft, mich durch 
die parlamentarische Kunst der Opposition beein-
drucken zu lassen. Diese Bereitschaft ist übrigens grö-
ßer, als Sie vielleicht denken und als ich mir für 
gewöhnlich anmerken lasse. Ich billige zumal den 
Reden des Kollegen Strauß im allgemeinen einen 
hohen Orientierungs- und manchmal auch Unter-
haltungswert zu. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Für seinen Witz, wenn er ihn zeigt, für seine Pole-
mik, wenn sie nicht zu rüde ist, habe ich viel mehr 
Verständnis, als ich es zu erkennen geben darf, ohne 
den Unwillen meiner Wähler zu erregen. 

(Große Heiterkeit und Beifall bei den Re

-

gierungsparteien.) 

Aber diesmal blieb er uns selbst die sonst unver-
meidlichen Beispiele aus seinem lateinischen Zita-
tenschatz schuldig. 

(Erneute Heiterkeit bei den Regierungspar-
teien. — Abg. Strauß: Ultra posse nemo 
tenetur, hätte ich beinahe gesagt! — Heiter

-

keit bei der CDU/CSU.) 

Weder er noch seine Mitredner oder Nachredner 
von der CDU überwältigten uns mit gewichtigen 
Einwänden oder gar mit eigenen Konzeptionen. — 
Von  den letzten wage ich kaum noch zu reden, denn 
Herr Kollege Strauß hat uns ja gestern darüber be-
lehrt, daß eine gewisse Alternativlosigkeit gerade-
zu als Tugend der Opposition zu betrachten sei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auf den Zeugen Fritz Erler hätte er allerdings 
besser verzichten sollen. Dieser bedeutende Mann 
hat unseren deutschen Bürgern — und viele erin-
nern sich daran — ein hohes Beispiel dafür gegeben, 
was Opposition sein kann. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
FDP. — Zuruf des Abg. Strauß.) 

Einen solchen Vergleich fordert man nicht unge-
straft heraus. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Im übrigen, Herr Strauß, Sie werden es nicht fer-
tigbringen, meiner Regierung oder auch meiner 
Partei eine antimarktwirtschaftliche Haltung oder 
Feindseligkeit gegenüber dem Unternehmertum im 
allgemeinen oder dem Handel  im besonderen anzu-
dichten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das sagen Sie hier! 
— Aktion Gelber Punkt!) 
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Präsident Frau Renger: Herr Bundeskanzler, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Brandt, Bundeskanzler: Bitte sehr! 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Bundes-
kanzler, darf ich mir die Frage erlauben, ob Sie im 
Ernst meinen, daß Ihnen das noch angedichtet wer-
den muß. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Ich kann das nicht als 
eine der sachlichen Diskussion dienende Frage an-
sehen, Herr von Bismarck. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Aber eine sehr gute Frage! — 
Abg. Wehner: Der Name verpflichtet ja! 

— Heiterkeit bei der SPD.) 

Im übrigen ist es mir ähnlich gegangen wie dem 
Kollegen Helmut Schmidt, als ich gestern früh Herrn 
Strauß zuhörte. Ich habe mich auch gefragt, von 
welchem Land Herr Strauß wohl geredet hat, in dem 
erstens der Bundeskanzler für die Lehrpläne der 
Volksschulen zuständig ist, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

zweitens rundum der Klassenkampf tobt, drittens 
die Bundesregierung bestimmt, wie das Sozialpro-
dukt verteilt wird, viertens der Bundesfinanz- oder 
-wirtschaftsminister die Preise des Handels festsetzt, 
fünftens die Bundesregierung schuld ist an den 
Schwierigkeiten solcher Unternehmen, die sich über-
nommen haben, sechstens die Marktwirtschaft kaum 
noch existiert und siebentens — ich komme auf den 
Anfang zurück — der Bundeskanzler die Richtlinien 
der Kulturpolitik bestimmt. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Sind Sie der Partei-
vorsitzende oder nicht?) 

Dieses Land ist nicht die Bundesrepublik Deutsch-
land; es ist eine Erfindung des Franz Josef Strauß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Man könnte es deshalb, wenn es das nicht schon 
gäbe — allerdings der Sowjetunion vorgelagert —, 
das Franz-Josefs-Land nennen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Warum er diese Erfindung brauchte, um seinen Bei-
trag zu dieser Debatte zu bestreiten, das ist nicht 
das Problem der Bundesregierung und der sozial-
liberalen Koalition, sondern ein Problem der CDU/ 
CSU. 

(Abg. Reddemann: Das ist keine ernste 
Rede eines Bundeskanzlers, sondern eine 
Rede des Zahlabendfunktionärs Müller III!) 

Wir beneiden Sie nicht darum. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Franz-Josefs-Land, — das ist ein Land, das ist wüst 
und menschenleer; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo liegt denn 
das Willy-Brandt-Land?!) 

doch einen Bürger hat es wohl: den Kollegen Wohl-
rabe, 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien) 

der sich mit geradezu zerstörerischem Elan auf Teile 
unseres Etats gestürzt hat. 

(Zuruf des Abg. Strauß.) 

Er hat — ich weiß nicht, ob er im Saale ist — unter 
anderem moniert — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Baden gehen! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

— Da sind Sie mit einem Kopfsprung in ein Bad 
hineingesprungen, das leer war, Herr Kollege Wohl-
rabe. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien) 

Sie haben moniert, daß wir einige Mittel bereit-
hielten, Wissen und Verstand von Experten für 
unsere Arbeit zu nutzen. Das kostet in der Tat Geld, 
ist aber eine produktive Ausgabe. 

(Abg. Reddemann: Das glauben aber auch 
nur Sie!) 

Gegen sie kann nur dann Protest angemeldet wer-
den, wenn man vom Nachdenken nichts hält. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Reddemann: Welcher 
Polemiker hat denn diese Rede aufgesetzt! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Seien Sie hier zurückhaltend! Herr Wohlrabe, wenn 
Sie hier nicht zurückhaltend werden, dann stören Sie 
Herrn Strauß in seiner jungen Liebe zu den deut-
schen Intellektuellen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Die Professoren Steinbuch und Schelsky, mit denen 
ich übrigens weiterhin angeregte Briefe zu wechseln 
hoffe, 

(Zurufe des Abg. Reddemann und des Abg. 
Leicht) 

würden es Ihnen kaum verzeihen. 

Im übrigen: Eine unsachliche Rede, wie die von 
Herrn Wohlrabe, sollte uns nicht daran hindern, im 
Ausschuß auch über jede Einzelheit, die das Kanz-
leramt und das Bundespresse- und -informationsamt 
angeht, sachlich zu reden. 

Doch ich sagte, ich wollte auch erklären, warum 
ich nach dem bisherigen Verlauf der Debatte nicht 
nur enttäuscht, sondern auch zufrieden sei. Ich bin 
in der Tat zufrieden, daß Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, dieser Etat kaum An-
haltspunkte für eine überzeugende Auseinander-
setzung zu bieten schien; um so besser. 

Ich möchte nun von dem reden, was die Bundes-
regierung und die sozialliberale Koalition in diesem 
Augenblick leisten und was sie sich nach den Grund-
linien, die in diesem Haushalt sichtbar werden, an 
Arbeit selbst aufgetragen haben. 

Aber zunächst noch diese Zwischenbemerkungen: 

Ich finde es nicht in Ordnung, wenn man — wie 
gestern früh — im Zusammenhang mit dem Bummel- 
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streik in der Flugsicherung so von einem Skandal 
spricht, als ob die Regierung für den Skandal ver-
antwortlich sei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist doch nicht wahr, und es ist auch nicht fair, 
dies in einem Augenblick zu sagen, in dem in Celle 
prozessiert wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La-
chen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es ist auch nicht in Ordnung, wenn Herr Strauß, 
was Bildungsfragen angeht, aus meiner Rede in Bad 
Segeberg bei der dortigen Evangelischen Akademie 
sinnentstellend Sätze aus dem Zusammenhang her-
ausnimmt und zitiert. 

(Abg. Strauß: Eine Passage genau zitiert!) 

Lassen Sie mich deutlich sagen: Unterwanderer ha-
ben mich zum Feind, aber Hysteriker haben mich 
nicht zum Freund. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich finde es auch nicht in Ordnung, wenn man die 
Klarstellung eines Kollegen — der nach meiner 
Meinung in seiner kritischen Stellungnahme über-
zogen hatte; nicht jetzt, sondern vorgestern, am 
24. Oktober —, in der er für alle Welt deutlich ge-
macht hat, daß ihm Pauschalkritik fern gelegen habe, 
nicht zur Kenntnis nimmt und daran vorbeipole-
misiert — gestern und heute. 

(Abg. Dr. Wörner: Nehmen Sie doch mal 
Stellung zu dem Vorwurf, Herr Bundes-
kanzler! Weichen nicht auch Sie noch aus!) 

- Was den Kollegen Leber angeht, Herr Wörner, 
so sollten Sie hier die Dinge doch nicht auf den Kopf 
stellen. Meine Partei, für die ich jetzt auch ein Wort 
sagen darf, weil ich in dieser Eigenschaft angespro-
chen worden bin, hat vor der Sommerpause auf 
ihrem Hannoverschen Parteitag mit überwältigender 
Mehrheit festgestellt, daß wir, wie es dem NATO-
Konzept entspricht, Verteidigung und Entspannung 
als die beiden nicht voneinander zu trennenden Ele-
mente unserer Sicherheit betrachten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies gilt für meine Partei, dies gilt für die Koalition, 
und dies gilt für die Regierung. — Bitte, Herr 
Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler 
wären Sie nicht bereit, einmal klar zu dem Vorwurf 
Stellung zu nehmen, den der Kollege Horn in einem 
Zeitungsabschnitt, den ich hier habe, erhoben hat: 
daß Generäle der Bundeswehr — die er namentlich 
genannt hat - sich mit dem Gedanken des Ver-
fassungsbruchs getragen hätten, daß die mittlere 
Offiziersgeneration, wie hier zu lesen steht, unter 
nationalistischer Verengung leide und daß es in 
der Bundeswehr viele gebe, die ein gebrochenes 
Verhältnis zu dieser Demokratie haben. Dazu eine 
klare Stellungnahme von Ihrer Seite! 

Brandt, Bundeskanzler: Wenn Sie die Güte ge-
habt hätten, noch drei Minuten zu warten, hätten 
Sie die Zwischenfrage vielleicht nicht gestellt. 

Ich würde übrigens auch empfehlen, nicht einfach 
untergehen zu lassen, was der Bundesverteidigungs-
minister hier aus seiner ihm nicht abzunehmenden 
Verantwortung gesagt hat und was sein Vorgänger 
im Amt hier hinzugefügt hat. 

Ich will sagen: Die Bundesrepublik Deutschland 
ist natürlich nicht Chile, in keinerlei Hinsicht. Es ist 
grotesk, anzunehmen, wir würden es in unserem 
Lande zu etwas Ähnlichem wie chilenischen Zustän-
den kommen lassen. Ich hoffe, niemand fühlt sich 
dadurch betroffen. Die Opposition brauche ich auch 
nicht daran zu erinnern, wer sich hier — es sind ja 
Namen genannt worden — auch auf unserer Seite 
des Hauses mit aller Klarheit für die Innere Füh-
rung und für das demokratische Bewußtsein in der 
Bundeswehr engagiert hat. Ich stelle mit aller Deut-
lichkeit fest, die Bundeswehr, ihre Führung und ihre 
Soldaten verdienen nicht nur unseren Respekt, son-
dern sie haben unser Vertrauen. Das ist keine Par-
teienfrage, darf es nicht sein. Die Bundesregierung 
tut im übrigen das Ihre, um dieses Vertrauen zu 
rechtfertigen und zu festigen. 

(Beifall hei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Wörner, Sie haben im übrigen aus 
Gründen, die Sie wohl selbst am besten kennen, 
Ihre atomaren Visionen für Europa unterdrückt. 
Dabei wären wir übrigens nicht auseinander - wenn 
ich Ihr Denken, Ihre Äußerungen dazu verfolge —, 
wenn es darum geht, daß die sich formende Euro-
päische Union auch zu einer souveränen Verteidi-
gungsorganisation wird kommen müssen. Ich füge 
aber gleich hinzu: Es gibt in der Welt so, wie sie 
ist, und für die Zeit, die ich übersehen kann, keine 
Alternative zur amerikanischen nuklearen Ab-
schreckung. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Wörner: 
Das ist genau das, was ich gesagt habe! — 
Abg. Dr. Althammer: Deshalb die Demarche 

vom Auswärtigen Amt!) 

Im übrigen, Herr Kollege Wörner, Bundesregie-
rung und Bundeskanzler haben ihre Politik für 
Europa und für das Bündnis von der ersten Regie-
rungserklärung 1969 bis zu diesem Tage unmißver-
ständlich erklärt; und mehr als das: sie haben ihre 
Politik durch ihr tägliches Verhalten bestätigt. Das 
sollte man nicht anders darstellen, als es in Wirk-
lichkeit ist. 

Dieses Jahr 1973 ist trotz allem ein eminent euro-
päisches Jahr geworden. Es wurde ein Jahr, in dem 
die Allianz geprüft wurde und in dem sie trotz 
großer Belastungen ihre Stabilität und Solidarität 
bewiesen hat. Dieses Jahr bewies zugleich die Not-
wendigkeit der konsequenten Entspannungs- und 
Friedenspolitik. Sie müßte jetzt erfunden und ent-
wickelt werden, wenn es sie nicht gäbe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie wird noch viele Tests — vor allem unserer Ge-
duld - zu bestehen haben, und Geduld werden wir 
bei der zweiten Phase der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa und bei den in Wien 
beginnenden Verhandlungen über beiderseitigen 
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ausgewogenen Truppenabbau brauchen. Wir brau-
chen Geduld vor allem im nüchternen Alltag der 
Ost-West-Politik, gleichviel, ob es sich um die Aus-
formung unserer Beziehungen zur DDR oder um den 
Prozeß der Normalisierung und Kooperation mit 
osteuropäischen Nachbarn handelt. 

Unsere gesamte Politik nach außen — das will ich 
sagen, nachdem von Entspannungseuphorie die Rede 
war ist eingebettet in die unlösbare Zugehörigkeit 
zur Europäischen Gemeinschaft, die sich im Schutz 
des Bündnisses zur Union ausformen wird. 

Das sich neigende Jahr hat das Entspannungskon-
zept der NATO bekräftigt und der Allianz als In-
strument eines dynamischen transatlantischen Dia-
logs eine neue Dimension gegeben. Die Bundesregie-
rung begrüßt den konstruktiven Geist, mit dem sich 
alle Verbündeten um die Formulierung einer atlan-
tischen Erklärung bemühen, die dies zum Ausdruck 
bringt. Das Ziel ist klar: In Sicherheit und durch 
Solidarität wollen wir eine Partnerschaft begründen, 
die in der Pflicht des Friedens und unter dem Geist 
der guten Nachbarschaft steht. 

Meine Damen und Herren, die Opposition hat ge-
fragt und sie hat Anspruch auf eine Antwort , 
ob die Mitvertretung der Westberliner und West-
Berlins weiterhin für uns gelten wird. Nun, es gilt, 
was vereinbart wurde. Daran werden wir uns hal-
ten; davon lassen wir uns nicht abbringen. Zu dem, 
was vereinbart wurde, gehört die Mitvertretung 
West-Berlins und der Westberliner. Das Viermächte-
abkommen muß strikt eingehalten und voll ausge-
schöpft werden. Auf der Grundlage jenes Abkom-
mens müssen auch solche Fragen geregelt werden, 
die noch nicht geregelt sind, nicht um überflüssige 
Probleme aufzuwerfen, sondern um künftigen 
Schwierigkeiten vorzubeugen. Darum geht es näm-
lich in Wirklichkeit. 

Die Opposition hat auch nach unseren Grundsät-
zen für den Handel mit osteuropäischen Ländern 
gefragt. Dazu möchte ich zunächst feststellen: Die 
Bundesregierung hat längst jene Haltung überwun-
den, die ungeachtet vertraglicher Abmachungen 
durch das Kennwort „Röhrenembargo" bestimmt war. 
Wenn ich die Ausführungen von Mitgliedern der 
Opposition richtig interpretiere, so sind sie überein-
stimmend dahin zu verstehen, daß auch die Oppo-
sition für die Ausweitung des Handels mit osteuro-
päischen Ländern ist. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Dafür waren 
wir immer!) 

Die Ausführungen, die Sie dazu gegenüber osteuro-
päischen Partnern machen, sind meist noch etwas 
deutlicher, als es hier klingt. 

Eine Frage, die gestern gestellt wurde, bezog sich 
auf vermutete Konditionen im Handel mit osteuro-
päischen Staatshandelsländern. Nun, über zinsver-
billigte Kredite ist in diesen Wochen viel — über-
wiegend Unzutreffendes oder Mißverstandenes — 
geschrieben und geredet worden. Wir werden uns 
mit den Fraktionsvositzenden und den zuständigen 
Ausschüssen beraten, sobald und sofern die Voraus-
setzungen für eine solche Beratung gegeben sind. 
Heute nur soviel: Wir werden, was die Methode  

staatlich heruntergeschleuster Zinsen angeht, nicht 
mit anderen Ländern konkurrieren, auch nicht mit 
uns so nahestehenden Ländern wie Frankreich und 
den USA. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Zum anderen: Das Verhältnis zu den Staaten Ost-
europas, zumal die ökonomische Zusammenarbeit, 
soll nicht an der Vergangenheit orientiert sein, son-
dern so stark wie möglich an der Zukunft. Deshalb 
müssen wir den vielfältigen Möglichkeiten der wirt-
schaftlichen sowie der wissenschaftlich-technischen 
Kooperation nachgehen und gehen ihnen nach. 

Der Handel mit den Ländern, von denen hier die 
Rede ist, steigt ja schon recht erfreulich. Es geht nun 
darum, zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den einzelnen osteuropäischen Staaten sowie 
der Sowjetunion eine langfristige wirtschaftliche 
Kooperation einzuleiten, die zum beiderseitigen 
Nutzen eine positive Verflechtung von Interessen 
herbeiführt. Das ist nicht nur unser Ziel. Es ist auch 
das Ziel der Europäischen Gemeinschaft. Es ist das 
Ziel, das sich alle westlichen Staaten für die Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
gesetzt haben. Nur im Rahmen eines derartigen 
umfassenden Konzepts, ,das Westeuropa und Ost-
europa wieder in eine gesamteuropäische Bezie-
hung zueinander bringt, werden aus dem wirtschaft-
lichen Geschehen Wirkungen auf die politischen Be-
ziehungen zugunsten der Friedenssicherung ausge-
hen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Können!) 

Ich darf zu meiner zweiten einleitenden Berner-
kung zurückkehren. Wir haben mit der Steuerreform 
ein Versprechen eingelöst. Es ist nicht das erste. 
Ein anderes wichtiges Stück Arbeit der soziallibera-
len Koalition, zu dem die Opposition herzlich wenig 
beigetragen hat, obwohl sie sich gern als Hüterin 
der Marktwirtschaft patentieren lassen würde, wa-
ren die dringend notwendigen Ergänzungen des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Ein 
weiterer Punkt aus dem Bereich Wirtschaftspolitik, 
bei dem uns gerade die Ereignisse dieser Wochen 
eindrucksvoll darüber belehren, wie wichtig er ist: 
Wir haben im August ein energiepolitisches Konzept 
verabschiedet. Herr Friderichs hat gestern Wesent-
liches in dieser Debatte dazu gesagt. So hatten wir 
es in der Regierungserklärung in Aussicht gestellt. 
Auch hier erfüllt die Bundesregierung eine Pflicht, 
die lange versäumt worden war. 

In Bereichen wie Steuerreform, Wettbewerbsrecht, 
Energiepolitik, die ordnungspolitisch und gesell-
schaftspolitisch so wichtig sind, hat diese Koalition 
bewiesen, daß sie mit Sachverstand und Augenmaß, 
aber auch mit Beharrlichkeit und Courage ihre Poli-
tik voranzutreiben versteht. Dabei wird es bleiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dennoch machen sich die Kollegen von der CDU/ 
CSU wieder einmal die bittersten Sorgen um die 
sozialliberale Koalition im allgemeinen und die 
deutschen Sozialdemokraten im besonderen. 

(Abg. Dr. Althammer: Wehner auch!) 
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Sie werden sich weiter sorgen müssen, denn die Ver-
antwortung ist noch lange und gut und sicher bei uns 
aufgehoben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Beschäftigen Sie sich also mit uns, es soll Ihnen nicht 
langweilig werden. 

(Zuruf des Abg. Reddemann.) 

Denn Regieren heißt bei uns natürlich nicht, daß auch 
nur irgendwo andeutungsweise die Diskussion zu 
vernachlässigen sei oder gar erstickt werden sollte. 
Diese Diskussion ist unverzichtbar. Sie wirkt in un-
sere Koalition, sie soll in unsere Koalition wirken. 
Wir werden im Bündnis der beiden Regierungspar-
teien die Diskussion fortsetzen, bis wir das Notwen-
dige, das Wünschenswerte und das Mögliche jeweils 
in einem Kompromiß vereinen, den beide Partner 
als fair empfinden. Es gibt in dieser Koalition nichts 
anderes als die gemeinsame Verantwortung, kein 
Diktat — von wo sollte es auch kommen? —, son-
dern den sachlichen Zwang, aufeinander zuzugehen. 
Dies gilt für die Mitbestimmung, es gilt für das Bo-
denrecht, es gilt für die Vermögensbildung, für die 
Reform der beruflichen Bildung. So haben wir die 
Steuerreform geschaffen. So werden wir die anderen 
notwendigen Reformen ins Werk setzen. 

Die Bereitschaft zum Kompromiß, die der Anfang 
aller Vernunft ist, enthebt die Parteien und ihre 
prägenden Kräfte nicht der Pflicht, ihre Grundfor-
derungen in gebotener Klarheit zu formulieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Wie soll man sonst zu dem kommen, das man mit-
einander aussagen wird? 

Reden wir also noch einen Augenblick von einem 
Kernstück unserer Regierungsarbeit unserer Koa-
lition, nämlich von der paritätischen Mitbestimmung 
in den Großbetrieben! Für uns soll, wie wir es in 
der Regierungserklärung festgehalten haben, der 
Grundsatz der Gleichberechtigung und der Gleich-
wertigkeit von Arbeitnehmern und Anteilseignern 
gelten. Unsere Kollegen, die sich damit befassen, 
haben schon gute Arbeit geleistet, um diesen Grund-
satz zu konkretisieren. Ich bin überzeugt, auch unter 
Einbeziehung von besonderen Problemen im Bereich 
der Angestelltenschaft werden wir eine praktikable 
Lösung auf dem Boden der Parität finden. Wir kön-
nen der CDU und CSU freilich nicht ihre Schwierig-
keiten abnehmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 
Wir sind auch nicht dazu da, Herrn Blüm zu wider-
sprechen, wenn er gegen Etikettenschwindel und Un-
redlichkeit aufbegehrt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Die _ Bundesregierung wird es nicht zulassen, daß 
den Arbeitnehmern Sand in die Augen gestreut wird. 
Wir werden diesem Haus eine für beide Partner 
gute und gesellschaftspolitisch vorwärtsweisende 
Lösung vorlegen. 

Mit dem gleichen Realismus werden wir das große 
Thema der Vermögensbildung aus der Diskussion 
herausführen und in konkrete Gesellschaftspolitik 
umsetzen. Vermögensbildung darf nicht zum untaug-
lichen Konjunkturinstrument denaturiert werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Gerechtigkeit sollte für uns alle von der Konjunk

-

tur unabhängig sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Zum Bodenrecht haben interessierte Kreise der 
CDU/CSU die von uns angeregten Lösungen zu-
nächst als Weg zur Enteignung der Eigenheime dif-
famiert. Das ließ sich natürlich nicht durchhalten. 
Inzwischen gibt es sachlichere Einlassungen, und 
ich hoffe, daß wir uns über manche Auseinanderset-
zungen hinweg auf relativ breiter Basis schließlich 
zusammenfinden werden. Wir werden allerdings 
niemanden aus der Verantwortung entlassen, der 
sich querlegt. 

Insgesamt jedoch: Wenn die Bürger Ihnen, ver-
ehrte Kollegen von der Opposition, glaubten, dann 
müßten sie schon jetzt das Gefühl haben, sie schmor-
ten in der rotesten Hölle des Sozialismus und die 
Freien Demokraten heizten den Kessel. 

(Heiterkeit.) 

Was mancher so unter Sozialismus versteht! Jeder 
Schritt auf dem Wege zur sozialen Gerechtigkeit 
war für kurzatmige Konservative schon stets ein 
Schritt in den Abgrund der Gleichmacherei und des 
Funktionärstaates. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wie mühsam und wie schwer mancher lernt! Man 
folgt uns ja, wenn auch hinkend und gestikulierend. 
Der Fortschritt ist ohne seine Nachhut nicht denkbar, 
das ist wahr; aber zunächst braucht er seine Avant-
garde, und dann braucht er eine große soziale Streit-
macht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich halte es nicht für richtig, uns die Verspätungen 
der Opposition ankreiden zu wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist doch nicht unsere Schuld, wenn der Minister-
präsident von Rheinland-Pfalz heute für gut hält, 
was der CDU-Chef in Hessen noch gestern und viel-
leicht auch heute noch als Sozialismus denunziert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kann Sie, verehrte Kollegen von der Opposition, 
nicht daran hindern, in der Nachhut zu bleiben. Aber 
um der Glaubwürdigkeit unserer Demokratie willen 
bitte ich darum: Trennen Sie sich von jenem Selbst-
betrug, der Sie immer wieder dazu zwingt, Forde-
rungen der Gerechtigkeit als Extremismus und als 
sozialistische Utopie zu verdammen! Ich sage ja 
nicht, daß es leicht sei, den Übergang zu dem zu 
finden, was gerecht und was sozial ist. 

(Abg. Dr. Althammer: Was meinen Sie denn 
damit? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Aber eines sollten die konservativen Kräfte nicht 
mehr tun: sie sollten die Ausreden für ihre Ver-
säumnisse nicht mehr immer und grundsätzlich bei 
anderen suchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Nebelschwaden! — 
Abg. Dr. Wallmann: Haltet den Dieb!) 
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Die vergangenen Wochen haben aufs neue deut-

lich gemacht, daß die Bundesregierung ernst macht 
mit der Absicht, die Furcht vor materieller Not und 
sozialem Abstieg zu bannen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

daß sie damit ernst macht, mehr Gerechtigkeit und 
mehr reale Freiheit in unserer Gesellschaft zu schaf-
fen, auch durch das Gesetz zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung, das wir für sehr 
wichtig halten, auch durch das Rehabilitationsgesetz, 
auch durch die Krankenversicherung der Landwirte, 
auch durch unser Programm zur Humanisierung der 
Arbeitswelt einschließlich des Arbeitsschutzes für 
Jugendliche. Ich sage Ihnen: die Humanisierung der 
Arbeitswelt, also die Fragen der Ausgestaltung der 
Arbeitsplätze sowie der Mitgestaltungs- und der 
Mitverantwortungsrechte der Arbeitnehmer, werden 
neben den klassischen Forderungen nach höherem 
Lohn und kürzerer Arbeitszeit ganz gewiß an Be-
deutung gewinnen. 

Ich habe vor einigen Tagen an anderer Stelle und 
aus anderem Anlaß gesagt, hier sei uns für längere 
Fristen eine Aufgabe gestellt, die wir bereits heute, 
so energisch wir es nur können, angehen müssen, 
und ich wiederhole: die Bundesregierung betrachtet 
Schritte zur Humanisierung der Arbeitswelt als eine 
ihrer wichtigsten Aufgaben. 

In diesem Zusammenhang ein aktuelles Wort: 
In der Metallindustrie von Nord-Württemberg und 
Nord-Baden herrscht seit einigen Tagen wieder Ar-
beitsfrieden. Die Tarifparteien haben sich, wie wir 
wissen, nach langwierigen Verhandlungen auf eine 
Tarifvereinbarung geeinigt, die von beiden Seiten 
als epochemachend bezeichnet worden ist. Es ist 
nicht meine Aufgabe, einem solchen Urteil ein wei-
teres anzufügen. Wenn ich mich dennoch zum Er-
gebnis jener Tarifauseinandersetzung äußere, so 
tue ich es mit der Zurückhaltung, die der Bundes-
regierung angesichts der Unabhängigkeit und Auto-
nomie der Tarifpartner auferlegt ist. Ich möchte doch 
drei Dinge feststellen: 

Erstens. Die Tarifautonomie hat gerade dort ihre 
Leistungsfähigkeit wieder jedermann sichtbar ge-
macht. 

Zweitens. Beide Seiten in unserem Wirtschafts-
leben sollten wissen: Dauerhaft gesichert ist nur, 
was im Tarifvertrag seinen Niederschlag gefunden 
hat. Das verlangt, daß die Regeln respektiert wer-
den. 

Ich hätte hinzufügen wollen: Das gilt auch für das 
Saarland. Ich freue mich, feststellen zu können, daß 
die Streiks im Saarbergbau beigelegt sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Drittens. Niemand darf sich darüber wundern, daß 
Fortschritte bei der Humanisierung der Arbeitswelt 
im Detail zäh umstritten sein werden, aber nur 
Scharlatane können bestreiten, daß hier ganz we-
sentlich über die zukünftige Stellung der breiten 
Schichten in unserem Volk entschieden wird. 

Die Bundesregierung wird also weiter alle An-
strengungen unternehmen, die Arbeitswelt mensch-

licher zu machen. Investitionen für menschliche Ar-
beitsbedingungen dürfen hinter Wachstumsinvesti-
tionen nicht zurückbleiben. Menschenwürde, gerade 
auch am Arbeitsplatz, muß geschützt werden. Hier 
setzen wir einen Schwerpunkt unserer Orientierung, 
und hier gehört er gesetzt. Diesen Teil unseres Re-
gierungsprogramm betrachte ich — über diese Legis-
laturperiode hinaus, nebenbei gesagt — als eine 
zentrale Aufgabe. Hier haben wir die Chance und 
die Pflicht, für ein Mehr an Gerechtigkeit zu sorgen. 
Hier schafft Sicherheit mehr Freiheit, und diese Frei-
heit schafft mehr konkrete Demokratie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Kollegen Finanzminister und Wirtschaftsmini-
ster haben gestern zu den Fragen der Konjunktur - 
und Haushaltspolitik Stellung genommen. Ich möchte 
mich auf zwei Feststellungen beschränken. 

Erstens. Die konsequente, wenn auch natürlich 
vielfach unbequeme Stabilitätspolitik von Bundes-
regierung und Bundesbank trägt erste Früchte. Wir 
werden und wir dürfen diese Erfolge jetzt nicht ge-
fährden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung wird ihre Anstrengungen zur 
Wiedergewinnung der Stabilität also fortsetzen. 

Zweitens. Wir werden unsere Stabilitätsmaßnah-
men so dosieren, daß die Vollbeschäftigung ge-
sichert bleibt. Die Arbeitsplätze insgesamt sind 
nicht in Gefahr und werden nicht in Gefahr kommen. 

(Abg. Dr. Althammer: Na, na! — Abg. 
Leicht: Abwarten!) 

Schwierigkeiten in einigen Branchen beobachten wir 
mit besonderer Aufmerksamkeit. Wo in einzelnen 
Bereichen ernsthafte ökonomische und soziale Pro-
bleme sichtbar werden, 

(Abg. Dr. Althammer: Die haben wir schon!) 

greifen wir gezielt ein. Die Bundesregierung wird 
damit ihrer sozialen Verantwortung gerecht, und 
sie sichert die Voraussetzungen für die notwendige 
Fortsetzung der Stabilitätspolitik. 

Meine Damen und Herren, ein Wort noch zum 
Zusammenhang zwischen Bundeshaushalt und Kon-
junkturpolitik: Es ist doch nicht so, daß die öffent-
lichen Haushalte — damit meine ich auch die Län-
der und die Gemeinden — den Hunger eines un-
ersättlichen Molochs Staat stillen sollen. In den 
öffentlichen Haushalten sammeln sich die Kosten 
für die Dienstleistungen und Güter, die der Staat 
seinen Bürgern zur Verfügung stellt. Wir alle wis-
sen, daß gerade in diesem Bereich — dazu gehören 
besonders die öffentlichen Investitionen — drin-
gende Aufgaben auf uns warten. Es ist uns darum 
nicht leicht, sondern es ist uns sehr schwer gefal-
len — ich sage das ganz offen —, um der Stabilität 
willen die Ausgaben so einzuschränken, wie es in 
diesem und im nächsten Jahr notwendig ist. Doch 
mit Genugtuung stelle ich fest, daß diese Notwen-
digkeiten in der Öffentlichkeit weithin verstanden 
werden, — und wenn es nicht so wäre, dann müßte 
man das immer noch einmal geduldig erklären. 
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An das Gemeinschaftsgutachten der Wirtschafts-

forschungsinstitute ist in der Debatte mehrfach 
erinnert worden. Dort heißt es — ich zitiere —, daß 
noch nie seit Bestehen der Bundesrepublik so früh-
zeitig und so energisch gebremst wurde wie jetzt. 
Dieses Urteil wird ausdrücklich auch auf die Haus-
haltspolitik des Bundes bezogen. Wann, so möchte 
ich fragen, findet wohl endlich die Opposition die 
Kraft, zusätzlich zum Ritual der Haushaltsschelte 
einmal sachliche Kritik — insoweit Kritik zur Sache 
— zu üben? 

Man wirft der Bundesregierung einerseits vor, 
daß die Steigerungsraten der öffentlichen Investitio-
nen zu niedrig seien; doch andererseits wird der 
Haushalt als zu hoch verdammt. 

(Abg. Dr. Althammer: Ja, sicher!) 

Das war 1970 nicht logisch, Herr Althammer, es 
entsprach 1971 nicht der Logik, 

(Abg. Leicht: Doch!) 

es war 1972 alogisch, und es ist 1973 nicht logischer 
geworden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Sie reden wieder von den Din- 

gen, die Sie nicht verstehen!) 

Kann man es dennoch wagen, von der Notwen-
digkeit eines Klärungsprozesses bei unseren Oppo-
nenten zu reden? Wo viel Schatten ist, scheint kei-
neswegs viel Licht zu sein. Opposition bedeutet, 
wenn sie recht verstanden und geübt wird, doch 
keineswegs, daß man sich zur Unvernunft ver-
urteilt, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

- Das ist wahr. Einsicht ist keine Machtfrage — da 
haben Sie völlig recht —, aber eine Frage des Ver-
antwortungsgefühls. 

Niemand bestreitet, daß die konjunkturgerechte 
Haushaltspolitik Reformen aufhält, die Geld kosten. 
Trotzdem, erstens: Im Bereich der Reformmaßnah-
men, den an die Geldbeutel der Allgemeinheit ge-
hen, haben wir für jedermann erkennbar gezeigt, 
daß wir hier wie anderswo nicht mit dem Kopf durch 
die Wand wollen. Zweitens. Die Opposition weiß so 
gut wie jeder Bürger in diesem Land, daß ein wich-
tiger Teil unserer Reformpolitik nicht oder kaum 
mit zusätzlichem finanziellem Aufwand verbunden 
ist. Da sollen wir dann tun, was sich machen läßt. 
Und wenn Ihnen, Herr Strauß, zum Thema kosten-
lose Reformen nicht wesentlich mehr einfällt als 
die Kleinschreibung, dann legt das den Schluß nahe, 
daß es vom Kleingeschriebenen zum Kleinkarierten 
kein weiter Weg ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was die Solidität unserer Finanzwirtschaft betrifft: 
sie ist in diesem Haushalt genauso gewährleistet, 
wie sie es in den vergangenen .Jahren war und wie 
sie es in der Zukunft sein wird. 

Ich möchte dem Bundesfinanzminister und seinen 
Mitarbeitern für ihre Arbeit an diesem Entwurf eines 
solide finanzierten und konjunkturgerechten Bun-

deshaushalts 1974 ausdrücklich und aufrichtig dan-
ken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Althammer: Aufstehen!) 

Unser Land kann sich darauf verlassen: Die Re-
gierung der sozialliberalen Koalition wird dafür sor-
gen, daß uns die Krise erspart bleibt, von der die 
Opposition seit fast vier Jahren redet und die her-
beizureden ihr doch nicht gelungen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Helmut Schmidt schloß seine Haushaltsrede am 
Dienstag mit dem Wort, 

(Abg. Leicht: Verneigen!) 

unter dem unsere gesamte Wirtschafts- und Re-
formpolitik steht: ökonomische Stabilität und gesell-
schaftlicher Fortschritt. Meine Damen und Herren, 
das ist eine andere Formel für das Grundmotiv, 
daß diese Regierung leitet: durch mehr Gerechtig-
keit mehr Sicherheit, durch Sicherheit und Gerech-
tigkeit mehr Freiheit. So bauen wir fort an der Ge-
meinschaft der freien und selbstbewußten Bürger 
dieser Bundesrepublik Deutschland. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Carstens. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte eben-
so, wie der Herr Bundeskanzler es getan hat, mit 
einer kurzen Bemerkung über die Situation im 
Nahen Osten beginnen. Ich glaube, die Opposition 
ist sich mit der Bundesregierung darin einig, daß wir 
alle nichts sehnlicher als die endgültige Einstellung 
der Feindseligkeiten und als die Schaffung der Vor-
aussetzungen für einen dauerhaften und gerechten 
Frieden in diesem Bereich der Welt wünschen kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne

-

ten der SPD.) 

Ich bin allerdings der Meinung, daß zu dem, was 
der Bundeskanzler ausgeführt hat, doch wohl noch 
einige zusätzliche Akzente gesetzt werden müssen. 
Wie auch immer man über die Vorgeschichte dieses 
Konfliktes denken mag — ganz sicher sind in der 
Vorgeschichte Fehler sowohl auf der einen wie auf 
der anderen Seite begangen worden —: Dieser jetzt 
ausgebrochene Konflikt ist nicht dadurch ausgelöst 
worden, daß Israel den ersten Schlag geführt hätte. 
Wir müssen weiter feststellen, daß die Sowjetunion 
die arabischen Nachbarstaaten Israels nicht nur mit 
Waffen und Kriegsmaterial versorgt hat, sondern 
darüber hinaus ein arabisches Land, welches sich 
dem Konflikt zunächst fernhielt, ausdrücklich er-
muntert hat, seinerseits an der Seite seiner arabi-
schen Brüder Partei zu nehmen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein]: Leider sehr 
wahr!) 

Dies alles ist in einer Phase der weltpolitischen 
Entwicklung geschehen, die man im allgemeinen als 
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die Entspannungsphase bezeichnet. Die These, die 
wir aus dem Munde des Bundeskanzlers hier so oft 
gehört haben, daß diese Entspannungspolitik den 
Frieden sicherer mache, hat sich jedenfalls in diesem 
Teil der Welt nicht bewährt. 

Die Vereinigten Staaten haben mit großer Präzi-
sion vorsichtig dosierte Aktionen unternommen, um 
das Gleichgewicht in dem genannten Bereich und 
Raum wiederherzustellen, allerdings erst, nachdem 
Israel selbst außerordentliche Anstrengungen zu 
seiner eigenen Verteidigung unternommen hatte. 
Ich meine, ein Wort der Anerkennung aus dem 
Munde des Bundeskanzlers gegenüber dem großen 
Verbündeten, den Vereinigten Staaten, auf den man 
sich so oft so nachdrücklich bezieht, wäre auch in 
diesem Zusammenhang wohl angebracht gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die beiden Weltmächte sind bemüht — das erken-
nen wir alle —, die Entwicklung unter Kontrolle zu 
halten, und haben an dem Zustandekommen des 
prekären Waffenstillstands, der jetzt erreicht wor-
den ist und von dem wir alle hoffen, daß er dauer-
haft sein wird, einen entscheidenden Anteil. 

Ich glaube, es ist richtig, aus den Lehren und Er-
fahrungen, die wir in diesen Tagen alle gemacht 
haben, einige Schlußfolgerungen zu ziehen. Trotz 
Entspannung ist es nötig, die eigene Verteidigung 
intakt zu halten. Verdächtigungen der Bundeswehr, 
wie sie jüngst von einem Mitglied der sozialdemo-
kratischen Fraktion ausgesprochen worden sind, sind 
nicht dazu geeignet, die Verteidigungskraft unseres 
Landes zu stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß Ihnen, Herr Bundeskanzler und Herr Bun-
desverteidigungsminister — der der Debatte aller-
dings wohl nicht mehr beiwohnt —, sagen, daß mich 
die Ausführungen, die Sie zu diesem Thema gemacht 
haben, nicht befriedigt haben. Lassen Sie mich bitte 
noch einmal den Satz, um den es hier geht, aus einem 
Aufsatz des Kollegen Erwin Horn vorlesen. Er sagt 
dort: 

Wer die realsoziologische Wirklichkeit unserer 
Bundeswehr kennt, wird viele überzeugte Demo-
kraten in der Bundeswehr kennenlernen, zu-
gleich aber auch viele Menschen, die zweifellos 
ein gebrochenes Verhältnis zur Demokratie und 
zu unserer Verfassung haben. 

Das ist so formuliert, daß man den Eindruck gewin-
nen muß: Die eine Hälfte sind gute Demokraten, die 
andere Hälfte sind es nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist eine unerhörte Diffamierung der Bundeswehr, 
die durch die Erklärungen, welche die Regierung 
hier abgegeben hat, nicht ausgeräumt worden ist. 
Denn die Bundesregierung hat es eben sorgfältig 
vermieden, zu rügen, was Herr Kollege Horn hier 
gesagt hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.)  

Man kann annehmen, daß Herr Kollege Horn in die-
ser Art, sich über die Bundeswehr zu äußern, wohl 
fortfahren wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Leicht: 
Und andere mit!) 

Ich glaube, eine zweite Folgerung, die wir aus den 
Lehren des Nahen Ostens ziehen müssen, ist die, daß 
wir alle Anstrengungen zur Verstärkung der europäi-
schen politischen Zusammenarbeit und zur Schaffung 
der europäischen politischen Union einschließlich 
einer Zusammenarbeit auf dem Verteidigungssektor 
unternehmen müssen. Ich freue mich, daß in den Aus-
führungen des Bundeskanzlers ähnliches angeklun-
gen ist. Nur können wir eben leider nicht davon 
überzeugt sein, daß dies eine politische Linie ist, 
hinter der alle Mitglieder des Kabinetts uneinge-
schränkt stehen. 

Schließlich möchte ich sagen — das ist die letzte 
Folgerung, die ich aus der Situation ziehen 
möchte —, daß eine in sich ausgewogene Entspan-
nungspolitik, die die CDU/CSU seit Mitte der sechzi-
ger Jahre befürwortet, das Potential des östlichen 
Partners nüchtern in Rechnung stellen muß. Zur Ent-
spannungspolitik gehört ein klares Wort der Bun-
desregierung, der für diese Politik verantwortlichen 
Männer, nämlich des Inhalts, daß das militärische 
Potential unseres östlichen Nachbarn trotz Entspan-
nungspolitik von Jahr zu Jahr wächst, stärker als 
unser eigenes Potential wächst. Sehen Sie, dieses 
Element der Nüchternheit vermissen wir in Ihren 
Äußerungen. Das ist der Grund, weswegen wir Ihnen 
vorwerfen, daß Sie so illusionäre Vorstellungen ver-
breiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanz-
ler hat dann zu einer Reihe von Punkten Stellung 
genommen, auf die ich in aller Kürze eingehen darf. 

Er hat zunächst bemängelt, daß sich mein Kollege 
Strauß auf Fritz Erler berufen hat, als er die Rolle 
der Opposition vor einer Reihe von Jahren defi-
nierte. Ich glaube, in der Wertschätzung von Herrn 
Erler stimmen wir alle überein. Aber ich möchte 
doch gern einige Zitate aus neuerer Zeit vorlesen 
dürfen, und zwar von Persönlichkeiten und Kollegen, 
die dem derzeitigen Bundestag noch sehr wohl an-
gehören, teils in ganz hervorragenden Positionen. 

Am 30. November 1965 sagte einer von ihnen: 
Es steht nirgendwo geschrieben, daß die Oppo-
sition dabei helfen soll, eine Regierung aus der 
Zwickmühle herauszuholen, in die sie sich selbst 
hineinmanövriert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das war der jetzige Bundesminister der Finanzen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Und am 10. November 1966 sagte ein hochge-
schätztes Mitglied der sozialdemokratischen Frak-
tion: 

Politisch bleibt entscheidend, daß keine Oppo-
sition aus ihrer Position heraus Alternativen 
entwickeln kann, die die letzte Aussagekraft 
besitzen, da sie ja nicht die Regierungspolitik 
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betreibt. Sowohl die Einnahme- als auch die 
Ausgabeseite werden immer maßgebend von 
Gesetzen und deren Zielsetzungen beeinflußt, 
für die im vollen Umfang die Regierungskoali-
tion und nur höchstens partiell die Opposition 
die Verantwortung trägt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer war das?) 

Meine Damen und Herren, das war Herr Kollege 
Alex Möller, ein ebenfalls hochgeschätzter Kollege 
in unserem Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber wir tun ja sogar mehr, als wir nach diesen 
früheren Definitionen zu tun brauchten oder tun 
sollten. Wir bringen ja Alternativen. Wir haben 
den Entwurf eines Gesetzes eingebracht, daß un-
serer Meinung nach ein vorzügliches Instrument zur 
Bekämpfung der Inflation dargestellt hätte: das Ge-
setz zur Entlastung der kleineren und mittleren Ein-
kommen von den Inflationsbelastungen, die ihnen 
zusätzlich auferlegt worden sind. Das lehnen Sie ab. 

Nun, daß Sie das Gesetz ablehnen, nehme ich 
Ihnen nicht übel. Es wäre sicherlich zuviel von Ihnen 
verlangt, daß Sie der Opposition attestieren, daß sie 
einen guten Gedanken gehabt hat. Aber was ich 
Ihnen ein wenig übelnehme — das muß ich sagen —, 
ist die Art und Weise und die Begründung, mit der 
Sie dieses Gesetz ablehnen, indem Sie nämlich an 
den entscheidenden Argumenten für unseren Vor-
schlag immer genau haarscharf vorbeidiskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will jetzt nicht die ganze Debatte über dieses 
Gesetz noch einmal wiederholen. Aber das ist doch 
der entscheidende Punkt: Wir haben 7 % Geldent-
wertung pro Jahr — Gott sei es geklagt! —, und 
wegen dieser 7 %igen Geldentwertung müssen die 
Löhne, wenn wenigstens die Geldentwertung aus-
geglichen werden soll, nach Adam Riese doch wohl 
um etwa 7 % erhöht werden. Daran kommt doch nie-
mand vorbei. 

(Zuruf bei der CDU/CSU: Um mehr als 7 %!) 

Aber wenn Sie die Löhne nur um 7 % erhöhen, 
kommt dadurch der durchschnittliche Lohnempfän-
ger in die höhere Stufe des progressiven Steuertarifs 
hinein und muß so-und-so viel Prozent — drei oder 
wieviel Prozent es sind — mehr Steuern bezahlen. 
Das ist doch ein Circulus vitiosus. Es ist doch offen-
barer Unsinn, den wir hier betreiben und an den 
auch kein Mensch gedacht hat, als vor so-und-so 
vielen Jahren die obere Grenze des Proportional-
tarifs bei 16 000 DM festgesetzt worden ist. Niemand 
konnte voraussehen, daß wir im Jahre 1973 derar-
tige Inflationsraten haben, wie wir sie haben. Un-
terbrechen wir deswegen doch den Circulus vitiosus 
und erhöhen den Grundfreibetrag! Sehen Sie, das 
ist das Einmaleins, in sechs Sätzen zusammengefaßt, 
unseres Vorschlags, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und kein Sprecher — 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Sofort, Frau 
Präsidentin. Ich möchte nur den Satz zu Ende führen. 

Kein Sprecher der Regierungskoalition oder der 
Regierung hat sich die Mühe gemacht, auf dieses 
Argument einzugehen. 

Bitte schön, Herr Kollege Ehrenberg. 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Professor Carstens, 
wenn Sie schon von einem Circulus vitiosus spre-
chen, glauben Sie nicht, daß der Versuch, durch eine 
massive Kaufkraftentlastung Inflation zu bekämp-
fen, mindestens einem Circulus vitiosus hoch zwei 
gleichkommt? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Ehrenberg, bei allem schuldigen Respekt vor 
Ihnen: Sie gehören auch zu den taubstummen Dia-
logpartnern. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Man kann hundertmal sagen, daß das einen Ein-
fluß auf die bevorstehenden Tarifgespräche hätte, 
daß dadurch eine Dämpfung der Forderungen zu er-
reichen wäre, 

(Zuruf von der SPD: Daran glauben Sie 
doch selber nicht!) 

aber Sie ignorieren das, und Sie stellen Ihre Fragen 
so, als wenn das Argument niemals gebraucht wor-
den wäre. 

Der Herr Bundeskanzler hat dann während seiner 
Ausführungen noch zu den gesellschaftspolitischen 
Modellen gesprochen, die demnächst von der Regie-
rung vorgelegt werden. Nun gut, wir warten mit 
Spannung auf diese Vorlagen. Die kleinen Schwie-
rigkeiten, die sich da noch am Rande der Mitbestim-
mung — so ungefähr hat der Herr Bundeskanzler 
wohl gesagt — mit  den  Angestellten zu ergeben 
scheinen, scheinen mir ein wenig größer zu sein, als 
der Herr Bundeskanzler das dargestellt hat. 

(Abg. Geiger: Die sind aber nicht so groß 
wie Ihre!) 

Aber bitte schön, das ist natürlich eine Sache, die 
die Regierungskoalition unter sich ausmachen soll. 
Da warten wir ab, was uns präsentiert wird. 

Ich möchte Ihnen nur sagen, daß die CSU und die 
CDU zusammen ein ganz klares gesellschaftspoliti-
sches Konzept entwickeln. 

(Lachen bei der SPD) 

— Sie lachen; Sie werden nicht mehr lachen, wenn 
das Konzept hier zur Diskussion gestellt wird! —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ein klares gesellschaftspolitisches Konzept, das auf 
unserem Hamburger Parteitag mit Sicherheit verab-
schiedet wird. Dieses wird sich um drei Kernbegriffe 
herumkristillisieren: Wir sind für soziale Partner-
schaft, aber gegen Klassenkampf. 

(Beifall bei der CDU/CSU. 	Lachen bei 
der SPD.) 
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— Ich komme auf den Klassenkampf noch zurück, 
meine Herren. Ich werde Ihnen einige Zitate vorle-
sen, bei denen Sie vielleicht aufhören werden zu 
lachen, aber vielleicht auch nicht. — Wir sind für 
soziale Marktwirtschaft und gegen alle Versuche 
der planwirtwirtschaftlichen Beeinflussung unseres 
Wirtschaftsprozesses, und wir sind für persönliches 
Eigentum und gegen kollektives Eigentum. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

An diesen drei Thesen, meine Damen und Herren, 
werden Sie sich noch die Zähne ausbeißen! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Carstens (CDU/CSU) : Verehrte Frau Präsi-
dentin, ich glaube, die Zeit schreitet fort, und ich 
möchte doch gerne — Herr Kollege, es tut mir 
furchtbar leid — ein bißchen fortfahren. Ich bin 
auch erst in den allerersten Anfängen meiner Aus-
führungen. Ich stehe immer noch in dem Teil, den 
ich gar nicht vorbereitet hatte, sondern in dem ich 
auf die Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers 
eingehe. 

(Abg. Haehser: Das merkt man deutlich, 
daß das nicht vorbereitet ist!) 

— Hören Sie einmal, ich finde, es ist viel lebhafter, 
wenn man unvorbereitet spricht. Sonst werfen Sie 
mir vor, daß ich vorbereitete Texte hier verlese. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch auf 
zwei Bemerkungen des Herrn Bundesministers der 
Finanzen eingehen, den ich allerdings in diesem 
Hohen Hause nicht sehe. Vielleicht ist einer der 
Kollegen des Finanzministers auf der Regierungs-
bank so liebenswürdig, 

(Abg. Haehser: Ein Staatssekretär ist da!) 

vielleicht ist der Herr Staatssekretär so liebens-
würdig, den Herrn Finanzminister über das zu unter-
richten, was ich jetzt sagen werde. Trotzdem würde 
ich es an sich begrüßen, wenn wir wenigstens 
insoweit uns an gewisse Formen der demokratischen 
und parlamentarischen Zusammenarbeit hielten, 
daß, wenn der Vorsitzende der Oppositionsfraktion 
hier spricht, der Finanzminister selbst anwesend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Rawe: 
Vor allen Dingen, wenn wir Haushalts-

debatte haben!) 

Der Bundesminister der Finanzen hat in mehreren 
Bemerkungen anklingen lassen, und andere Redner 
aus der Regierungskoalition haben es übrigens auch 
getan, als wenn die CDU/CSU die Restriktions-
politik im ganzen jetzt aufgeben wollte. Das hat 
niemand von uns gefordert. Aber wir haben gesagt, 
und ich wiederhole es hier, daß diese Restriktions-
politik regional und sektoral zu Erscheinungen, zu 
Belastungen führt, die beunruhigend sind und gegen 
die gezielte Gegenmaßnahmen ergriffen werden  

müssen, ehe diese Erscheinungen ein größeres, viel

-

leicht sogar ein katastrophales Ausmaß annehmen. 
Das ist unser Standpunkt, und zu diesem stehen wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Vogel 
[Ennepetal] : Der ist auch richtig!) 

Eine zweite Bemerkung, die ich gerne noch 
machen möchte zu den Ausführungen des Herrn 
Bundesministers der Finanzen. Er beruft sich immer 
darauf — er hat das vor einigen Tagen nicht zum 
erstenmal getan —, daß die harte Antiinflations-
politik der Regierung erst möglich gewesen wäre, 
nachdem durch die gemeinsamen europäischen Maß-
nahmen eine Freigabe des Dollarkurses im März 
dieses Jahres bewirkt worden war. 

(Zuruf von der SPD: Das ist so!) 

Meine Damen und Herren, dies ist eine nachträg-
lich aufgestellte Schutzbehauptung des Bundesmini-
sters der Finanzen, die den wirklichen Sachverhalt 
in großem Umfange verfälscht und verändert. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

In Wahrheit war es doch so, daß der Bundesfinanz-
minister, damals noch Bundesverteidigungsminister, 
an der Spitze derjenigen Kräfte stand, die im Jahre 
1972 den damaligen Minister für Wirtschaft und 
Finanzen, Herrn Schiller, zum Rücktritt zwangen, 
weil sie mit seinem Stabilitätsprogramm nicht ein-
verstanden waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Noch Ende Januar 1973 erklärte der Bundesfinanz-
minister in einem Interview gegenüber der „Times" 
— ich zitiere jetzt wörtlich —: 

Da wir nicht erneut unseren Wechselkurs än-
dern möchten, wollen wir uns nicht vom allge-
meinen Inflationstempo der Europäischen Ge-
meinschaft abhängen. 

Dies waren seine damaligen Worte, und diese Fünf- 
Prozent-Rede, die hier so oft erwähnt worden ist, 
daß ich sie nicht noch einmal wiederholen will, zeigt 
doch auf einen Mann, der die Bekämpfung der Infla-
tion sich nicht zum Ziel gesetzt hat, jedenfalls nicht 
im damaligen Zeitpunkt. Die Ratschläge, die sein 
vormaliger Staatssekretär, Herr Mommsen, ihm ge-
geben hat, sind ja auch alle öffentlich bekanntgewor-
den. 

Durch das Zögern des Finanzministers im Frühjahr 
dieses Jahres sind 6 Milliarden Dollar in die Bundes-
republik Deutschland hereingeflossen — unnötiger-
weise, sage ich. Alle diese Dinge muß man wissen, 
wenn man hört, daß der Bundesfinanzminister jetzt 
sagt, er habe nicht eher handeln können, weil die 
europäische Einigung in der Frage der Freigabe der 
Kurse gegenüber dem Dollar nicht herbeigeführt 
worden war. 

Meine Damen und Herren, die schlichte Wahrheit 
ist: er wollte nicht eher handeln. Dies ist der Vor-
wurf, den wir gegen ihn und seine Regierung er-
heben. Sie haben die Bekämpfung der Inflation in 
einem viel zu späten Zeitpunkt aufgenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Meine Damen und Herren, ich hatte vor, noch 
einige weitere Mitglieder dieses Bundeskabinetts in 
meiner Rede zum Haushalt kurz anzusprechen. 

(Abg. Haehser: Mit wem fangen Sie an?) 

Ich möchte gern mit dem Bundesminister für Ver-
kehr beginnen, Herrn Lauritz Lauritzen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist er?  — 
Er  ist auch nicht da!) 

— Er ist auch nicht da. Das tut mir leid. 

(Abg. Rawe: Das ist der neue Stil!) 

Vielleicht kann jemand Herrn Bundesminister Lau-
ritzen das weitergeben, was ich jetzt an seine 
Adresse sage. Vielleicht führt seine Abwesenheit 
dazu, daß meine Bemerkungen weniger scharf aus-
fallen, als ich sie sonst gemacht hätte. 

Aber ich muß doch sagen, daß ein solches Beispiel 
von Unsicherheit und Hilflosigkeit eines Bundesmi-
nisters 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nur noch vom 
Kanzler übertroffen!) 

gegenüber einer zugegebenermaßen schwierigen 
Situation mir in der bisherigen Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland nicht bekannt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Da ist er!) 

— Oh, er ist da! Ich bitte um Entschuldigung, Herr 
Bundesminister, ich habe Sie nicht gesehen. Ich 
nehme alles zurück, was ich über Ihre Abwesenheit 
gesagt habe. Ihre Anwesenheit setzt mich in den 
Stand, etwas schärfer zu sprechen, als ich es sonst 
getan hätte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es fing mit einer harten Behandlung der Fluglot-
sen an. Dann folgte das, was ich hier einmal — wie 
ich zugebe, vielleicht etwas salopp — die „weiche 
Welle" nennen möchte. Dann kam plötzlich der 
geniale Gedanke, daß Eurocontrol die Rettung aus 
allen Schwiereigkeiten sei. Aber das dauerte ja auch 
nur ganz wenige Tage, wenn ich es richtig in Erin-
nerung habe. 

(Abg. Rawe: Nur wenige Stunden!) 

Da meldete sich ja der Herr Bundesminister des In-
nern zu Wort und sagte: das geht auf keinen Fall. 
Und dann sagte der Herr Bundesminister für Ver-
kehr im Zweiten Deutschen Fernsehen am 4. Juli 
dieses Jahres: 

[ch lasse mich auch durch Katastrophenmeldun-
gen nicht verunsichern. Derjenige, der in der 
Bundesrepublik für den Flugverkehr verant-
wortlich ist, muß genau wissen, was er will. 

(Große Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich muß sagen: Wenn der Herr Bundesminister für 
Verkehr genau wußte, was er wollte, und noch 
immer genau weiß, was er will, dann besitzt er die 

meisterhafte Kunst, dieses sein Wissen vor ande-
ren geheimzuhalten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Das ist eben nicht der Bundesmini

-

ster für Verkehr, sondern der verkehrte 
Minister für den Bund!) 

Und die einzige auf die Dauer erfolgversprechende 
Gegenmaßnahme, die ich Ihnen, Herr Bundesmini-
ster für Verkehr, auch heute noch dringend anraten 
möchte, 

(Abg. Haehser: Jetzt bin ich gespannt!) 

haben Sie unterlassen, nämlich die Bildung einer 
Personalreserve, die Sie aus dem Druck befreien 
würde, unter den Sie die zweifellos rechtswidrig 
handelnden Fluglotsen- jetzt setzen. 

(Abg. Haehser: Sie sind nicht auf dem lau

-

fenden!) 

— Oh, ich bin genau auf dem laufenden. Ich verfolge 
zwar die Diskussion nur aus der Ferne, aber, Herr 
Kollege Haehser, 

(Abg. Haehser: Wir haben längst entspre

-

chende Beschlüsse gefaßt!) 

eine gewisse Distanz ist manchmal ganz gut, um die 
Schwächen des anderen besser zu erkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser: 
Da klatscht der Althammer mit, obwohl er 

im Haushaltsausschuß dabei war!) 

Verehrter Herr Bundeskanzler, ich spreche Sie in 
diesem Zusammenhang jetzt auch noch einmal an. 
Sie selbst haben sich in dieser Frage im wesentli-
chen schweigend verhalten. Meine zweimaligen Ap-
pelle an Sie, daß Sie sich doch einmal mit den Flug-
lotsen unterhalten sollten, 

(Abg. Gerster [Mainz] : Denkmal!) 

haben Sie mit der Begründung zurückgewiesen, die 
Fluglotsen handelten rechtswidrig, und Sie könnten 
deswegen mit ihnen nicht sprechen. 

(Zuruf des Abg. Reddemann.) 

Wenn Sie. verehrter Herr Bundeskanzler, das zur 
allgemeinen Richtschnur Ihres Verhaltens erheben 
wollen, daß Sie mit Menschen, die sich rechtswidrig 
verhalten, in Zukunft nicht mehr sprechen wollen, 
dann müssen Sie den Kreis Ihrer Gesprächspartner, 
so fürchte ich, drastisch reduzieren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Leber? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister! 

Leber (SPD) : Herr Kollege Carstens, glauben Sie 
nicht, daß das Fluglotsenproblem vermutlich viel 
leichter lösbar wäre, wenn nicht unter der Verant-
wortung der CDU im Jahre 1962 der schlimmste aller 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 62. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1973 	3643 

Bundesminister Leber 
Auswege, nämlich die Verbeamtung der Fluglotsen, 
gewählt worden wäre? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Herr Bun-
desminister Leber, ich erkenne an, daß die Art und 
Weise, in der Sie Ihre Frage formuliert haben, den 
geschickten Versuch darstellt, uns vergessen zu 
machen, daß Sie seit 1969 für diesen Bereich die 
Verantwortung tragen 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
CDU/CSU: Seit 1966! — Abg. Rawe: Hättest 
du geschwiegen, so wärest du Philosoph ge-

blieben!) 

— seit 1966 für diesen Bereich die Verantwortung 
tragen — und daß leider in der damaligen Situation 
insofern die Grundlage für den jetzt bestehenden 
Konflikt gelegt worden ist, als durch ein Gutachten, 
das, wie ich glaube, Sie selbst in Auftrag gegeben 
haben, in den Fluglotsen Hoffnungen geweckt wor-
den  sind, die die jetzige Regierung nicht erfüllen 
kann. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jobst.) 

Ich betone noch einmal: Ich bitte das nicht in dem 
Sinne zu verstehen, daß ich das Verhalten der Flug-
lotsen rechtfertige. Aber hier ist ein schwerer Fehler 
der Bundesregierung zu verzeichnen, für den, soweit 
ich sehe, Sie, Herr Bundesminister, die Verantwor-
tung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? — Nein; danke. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Ich habe 
auch dem Herrn Bundesminister für Technologie und 
Wissenschaft, Herrn Bundesminister Ehmke, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch der ist 
nicht da!) 

noch einige Worte zu widmen — auch er ist nicht 
da; nun gut — 

(Abg. Haehser: Was heißt denn: auch?! 
Der Herr Lauritzen ist doch da! — Abg. 
Rawe: Der ist doch erst gerufen worden! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

- Aber der Herr Bundesfinanzminister ist leider 
immer noch nicht da. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube, Sie dürfen den Bundesfinanzminister 
nicht so gering veranschlagen, als daß ich ihn nicht 
auch als ein Mitglied dieses Kabinetts betrachten 
würde. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich wollte mich mit 
Herrn Bundesminister Ehmke vorwiegend im Zusam-
menhang mit der Aussage befassen, die er vor dem 

Untersuchungsausschuß, dem Untersuchungsaus-
schuß Wienand /Steiner, gemacht hat. 

(Abg. Haehser: Steiner! — Weitere Zurufe 
von der SPD: Steiner/Wienand!) 

– Wienand/Steiner, Steiner/Wienand — über die 
Reihenfolge streite ich mich mit Ihnen nicht. 

(Zuruf von der SPD: Steiner/Nouhuys!) 

Vor dem Untersuchungsausschuß hatte er auf die 
Frage zu antworten, zu welchem Zweck er ein oder 
zwei Tage vor dem Mißtrauensvotum 50 000 DM aus 
dem Geheimtitel des Bundeskanzlers abgehoben 
hatte. Auf die in diesem Zusammenhang an ihn ge-
richteten Fragen, meine Damen und Herren, hat er 
neunmal die Aussage verweigert. 

(Zuruf des Abg. Stücklen.) 

Es ist ein geduldiges Volk, das deutsche Volk, und 
es  ist ein geduldiges Parlament, der Deutsche Bun-
destag. Denn wenn man sieht, was in einem ande-
ren Land passiert, wenn die Exekutive versucht, 
sich hinter Geheimhaltungsvorschriften zu verschan-
zen und in einer Frage, die die Öffentlichkeit auf 
das Höchste erregt, die Aussage verweigert, dann 
muß man sich wirklich wundern, wie es möglich ist, 
daß sich ein Untersuchungsausschuß damit zufrie-
den gibt, daß der betreffende Minister erklärt: Dar-
auf verweigere ich die Aussage — und das nicht 
weniger als neunmal. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Kleinert? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Präsident Frau Renger: Bitte, Herr Abgeord-
neter! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der will auch 
sein Fett!) 

Kleinert (FDP) : Herr Carstens, würden Sie so 
freundlich sein, hier zu erklären, ob Sie als Amtsvor-
gänger von Herrn Ehmke nicht in ganz ähnlicher 
Weise verfahren wären? Würden Sie bereit sein, 
darüber hinaus zur Kenntnis zu nehmen, daß wir, 
alle Mitglieder des Ausschusses, die besonderen Be-
lange der Bundesrepublik — gleichgültig, wer je-
weils die Regierungsverantwortung trägt — in  die-
sem Falle auch bei der Benennung von Zeugen sehr 
sorgfältig zu berücksichtigen bemüht waren? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege, was mich selbst betrifft, so möchte ich Ihnen 
sagen, wenn ich durch eine volle Aufklärung der 
Öffentlichkeit eine Bundesregierung, der ich gedient 
habe, von dem ungeheuerlichen Verdacht hätte be-
freien können, daß aus amtlichen Mitteln 

(Abg. Leicht: Sehr gut!) 
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ein Abgeordneter der damaligen Opposition dazu 
verleitet worden ist, gegen seine Fraktion und für 
die damalige Regierung zu stimmen, 

(Zuruf von der SPD) 

hätte ich die Karten rücksichtslos auf den Tisch ge-
legt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU CSU.) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Nein, ich 
möchte jetzt keine Zwischenfragen annehmen. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

Das ist doch eine Frage der Güterabwägung, die 
hier vorgenommen werden muß. 

Und nun muß ich Ihnen sagen, meine Damen und 
Herren, 

(Zuruf des Abg. Haehser sowie weitere Zu-
rufe von der SPD) 

wenn ich höre, daß der Herr Bundesminister Ehmke 
erklärt hat, er hätte einen großen Betrag von diesen 
50 000 DM für einen „sicherheitsrelevanten Bereich" 
benötigt, dann allerdings überfährt mich eine Gänse-
haut. Das muß ich Ihnen wirklich sagen. Die Vorstel-
lung, 'daß unter der Leitung von Herrn Ehmke im 
Bundeskanzleramt eine Art Amateurnachrichten-
dienst aufgezogen worden sein sollte, ist aben-
teuerlich, wenn man sich vergegenwärtigt, welch 
einen sicheren Instinkt Herr Bundesminister Ehmke 
bei allen sonst sicherlich zu schätzenden geistigen 
Fähigkeiten, die er hat, dafür besitzt, Situationen 
herbeizuführen, die für ihn selbst, für die Regie-
rung, der er dient, und für unser ganzes Land die 
größten Schwierigkeiten zur Folge haben. Ich darf 
hier nur daran erinnern, daß er einen griechischen 
Professor aus Athen mit einer Maschine der Luft-
waffe entführen ließ, ich darf Sie weiter daran er-
innern, daß er eine dubiose Persönlichkeit aus der 
Schweiz kommen ließ, um sich von ihr Material 
gegen ein hochehrenswertes Mitglied dieses Hohen 
Hauses zu beschaffen — Behauptungen übrigens, die 
sich hinterher alle als falsch erwiesen —, daß offen-
bar zwischen dieser seiner Aktion und einer Veröf-
fentlichung in der Illustrierten „Stern", die in densel-
ben Tagen erfolgten, ein innerer Zusammenhang be-
stand mit dem Erfolg, daß der „Stern" eine Entschä-
digung von 20 000 DM, nachdem er einen Prozeß 
verloren hatte, an den Abgeordneten zahlen mußte, 
von dem ich jetzt spreche. 

Wie gleichen sich doch die Zeichen, meine Damen 
und Herren. In diesen Tagen lesen wir wieder eine 
großartige Veröffentlichung im „Stern". Da wird 
jemand, den ich gar nicht kenne, bezichtigt, im 
Dienste des Bundesnachrichtendienstes gestanden 
zu haben. Und auf eine Frage antwortet der jetzige 
Staatssekretär des Bundeskanzleramtes: Jawohl, ich 
bestätige, bis in die 60er Jahre hinein hat der Be-
treffende für den BND gearbeitet. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Wehner? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Bitte schön, 
Herr Kollege Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Vorsitzender der Fraktion 
der CDU/CSU, haben Sie deshalb die Sitzung des 
Vertrauensmännergremiums nicht besucht, um diese 
Pointe hier bringen zu können, weil sie wußten, 
dart stand diese Frage zur Klärung? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Verehrter 
Herr Kollege Wehner, ich will Ihnen einmal etwas 
sagen. Ich trage hier vor diesem Haus Dinge vor, 
die öffentlich belegt sind, und keine Dinge, die- 

(Abg. Wehner: Natürlich, und deswegen 
gehen Sie nicht dorthin, wo sie geklärt 

werden!) 

— Hören Sie, wenn wir beide reden, kann uns 
keiner verstehen. Vielleicht wäre es ganz gut, wir 
sprächen nacheinander. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Hirsch? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Wenn ich 
hier etwas vortrage, was der Herr Staatssekretär 
gesagt hat, — — 

(Abg. Haehser: Skandalös!) 

— Das ist doch nicht skandalös. Jawohl, daß er es 
gesagt hat, ist skandalös, aber doch nicht, daß ich 
es hier vortrage. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Hirsch? 

(Abg. Haehser: Ein skandalöses Verhal

-

ten des Oppositionsführers!) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Meine 
Damen und Herren, hier werden Nachrichtendienste 
zur Bekämpfung innenpolitischer Gegner miß-
braucht, hier wird die staatliche Autorität miß-
braucht, und hier werden fest verankerte Grund-
sätze über den Umgang mit geheimen Vorgängen 
der Staatssicherheit über Bord geworfen. 

(Abg. Haehser: Unerhört!) 

Meine Damen und Herren, ich sehe mit großem 
Bedauern, 

(Abg. Wehner: Wir auch! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 
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daß meine Zeit sich dem Ende zuneigt, aber das 
ist ein Schicksal, das ich mit vielen anderen tragen 
muß, 

(Abg. Wehner: Wir haben das gemeinsam 
zu tragen!) 

das man sicherlich mit Fassung tragen muß. Ich 
hatte mir vorgenommen, noch eine längere Be-
trachtung über das Zusammenwirken anzustellen, 
Herr Kollege Wehner, 

(Abg. Wehner: Schade!) 

welches in meinen Augen immer deutlicher sichtbar 
wird, das Zusammenwirken zwischen Ihrem Ver-
halten und dem Verhalten des Herrn Bundesmini-
sters Bahr in den zurückliegenden Jahren. 

Sie wissen, daß ich hier vielfach und immer wie-
der die Verhandlungsführung von Herrn Bahr in den 
zurückliegenden Jahren kritisiert habe und daß ich, 
wie ich glaube, den schlüssigen Nachweis geführt 
habe, 

(Abg. Leicht: Der Herr Ehmke ist mittler-
weile eingetroffen!) 

daß Herr Bahr 1968, 1969 und noch 1972 für eine 
Lösung der europäischen Probleme eingetreten ist, 
die in klarem Widerspruch zu der Politik steht, die 
die Bundesregierung — öffentlich jedenfalls — ver-
tritt. Aber ich muß sagen, die letzten Dinge, die wir 
auf diesem Gebiet erfahren haben, zeigen an, daß 
der Vorsitzende der SPD-Fraktion — jedenfalls in 
einigen Fragen; für einige Fragen ist das klar er-
kennbar   mit dem Konzept des Herrn Bahr über-
einstimmt. 

Das bezieht sich auf die Frage, ob die Bundes-
regierung ihren Berlin-Standpunkt überzogen habe. 
Hier hat der „Vorwärts" vor einigen Tagen wieder 
in dieselbe Kerbe geschlagen, in die auch schon Herr 
Kollege Wehner hineingeschlagen hatte. Und immer 
wieder dreht es sich um die Frage der Einbeziehung 
West-Berlins in die völkerrechtlichen Verträge der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Meine verehrten Damen und Herren, ich möchte 
Sie wirklich  bitten  — denn das ist eine sehr, sehr 
ernste Sache —, einmal zur Kenntnis zu nehmen, was 
ich heute, glaube ich, zum fünften- oder sechstenmal 
sage. 

(Abg. Wehner: Erst?) 

Es wird von Ihrer Seite — so auch wieder in diesem 
Artikel des „Vorwärts" — behauptet, das Vier-
niächteabkommen über Berlin sehe lediglich vor, 
daß Berlin in die völkerrechtlichen Verträge der 
Bundesrepublik Deutschland einbezogen werden 
könne, aber es sehe nicht vor, daß Berlin einbezogen 
werden müsse. Diese Behauptung dient dann als 
Schutzbehauptung angesichts der Tatsache, daß die 
Bundesregierung auf diesem Gebiet nicht mehr er-
reicht. 

Ich möchte Sie darauf hinweisen, daß in diesem — 
zugegebenermaßen kompliziert formulierten — Vier-
mächteabkommen wenige Absätze nach dem von mir 
soeben wiedergegebenen Satz, nämlich in Anlage 
IV B 2 d 

(Zurufe von der SPD) 

- ja, es ist wirklich wichtig, und da Sie es nicht zur 
Kenntnis nehmen, erlauben Sie mir, Ihnen die Fund-
stelle genau anzugeben, damit Sie es nachlesen kön-
nen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

steht, daß die Sowjetunion gegen eine derartige Ein-
beziehung Berlins keine Einwendungen erheben 
wird. Das ist doch eine ganz klare Verpflichtung der 
Sowjetunion! Und wie ist es denn menschenmöglich, 
so frage ich, daß in einer Darstellung über das Vier-
mächteabkommen zwar die eine Hälfte dieser Ver-
einbarungen zitiert, die andere Hälfte aber unter 
den Tisch gefegt wird? Das dürfen wir nicht zulas-
sen, und in dem Punkte sollten wir alle einer Mei-
nung sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von der 
SPD. — Abg. Dr. Wörner: Keine Redezeit

-

begrenzung! Der Herr Bundeskanzler hat 
auch so lange gesprochen!) 

Aber der Herr Kollege Wehner hat sich nicht dar-
auf beschränkt, zu erklären, daß die Bundesregierung 
ihren Standpunkt in der Berlin-Frage überzogen 
habe, sondern er hat darüber hinaus vor wenigen 
Tagen nach einer Meldung, die ich in der „Süddeut-
schen Zeitung" gelesen habe, davor gewarnt, daß 
die westliche Forderung nach größerer Freizügigkeit 
zwischen Ost und West zur Vorbedingung für einen 
Erfolg der europäischen Sicherheitskonferenz ge-
macht wird. — Meine Damen und Herren, damit — 
ich kann es nicht anders ausdrücken — demontiert 

(Abg. Dr. Althammer: Schritt um Schritt!) 

Herr Kollege Wehner eine weitere wichtige Posi-
tion in den Ost-West-Verhandlungen eine Posi-
tion, die nicht nur die der Bundesregierung ist, son-
dern die auch eine gemeinsame Position des gesam-
ten Westens darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es werden sicherlich schwierige Verhandlungen sein, 
die über diesen Punkt zu führen sein werden. Aber 
es ist der einzige Punkt, bei dem die westliche Seite 
Gegenforderungen gegenüber den weitgehenden 
Wünschen der östlichen Seite erhebt. 

Was ist denn das, so frage ich Sie, für eine Ver-
handlungsführung, bei der ein maßgebender, ich 
möchte sagen, der maßgebende Sprecher der Regie-
rungsfraktionen, bevor die Verhandlungen über-
haupt begonnen haben, erklärt: „Das darf man nicht 
zur Vorbedingung eines Erfolges machen"!? Das 
heißt doch wirklich die gemeinsame Position erschüt-
tern und demontieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Forderung nach größerer Freizügigkeit — das 
will ich hier ganz freimütig hervorheben — ist eine 
Forderung, die die CDU/CSU vor Jahren zuerst auf-
gestellt hat, eine Forderung, die die Regierung sich 
zu eigen gemacht hat, eine Forderung, die der ge-
samte Westen sich zu eigen gemacht hat. Warum in 
aller Welt sollten wir von dieser Forderung ab-
lassen? 

Ich möchte noch einige wenige Worte über einen 
Punkt sagen, auf den auch der Herr Bundeskanzler 
in seinen Ausführungen eingegangen ist, auf den 
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Herr Ehmke in seinen gestrigen Ausführungen sehr 
ausführlich eingegangen ist, nämlich auf die Frage 
des Vordringens radikaler verfassungsfeindlicher 
Kräfte in unserem Land. Man will uns ja glauben 
machen, daß das eine Schimäre sei, eine Gefahr, die 
wir an die Wand malen, um die Bürger zu erschrek-
ken. Aber ich glaube, mit dieser Art von Verharm-
losung wird man auf die Dauer die wirkliche Gefahr, 
die hier droht, nicht verheimlichen können. Es fängt 
mit der Einstellung von Bewerbern, die der DKP 
angehören, in den Staatsdienst an. Wir alle ken-
nen einen in dieser Frage sehr entschiedenen Be-
schluß der Ministerpräsidenten, 

(Zuruf von der SPD: Die NPD-Leute inter-
essieren Sie nicht?!) 

dem der Bundeskanzler selbst zugestimmt hat, vom 
Januar 1972. Aber wir wissen alle, daß ungeachtet 
dieses Beschlusses im Lande Nordrhein-Westfalen 
ein kommunistischer Funktionär zum Richter ge-
macht worden wäre — mit Zustimmung des Justiz-
ministers, mit Zustimmung des Ministerpräsidenten 
und ohne daß man ein Wort der Einwendung seitens 
des Herrn Bundeskanzlers dazu gehört hätte —, 
wenn nicht dort im letzten Moment die Opposition 
— die CDU-Opposition im Landtag — und zwei der 
FDP angehörige Minister ein Veto eingelegt hätten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der SPD: Das stimmt doch nicht!) 

Wir kennen die Beschlüsse, die die Landesver-
bände der SPD zu diesem Thema abgegeben haben, 
in denen deutlich die Abschaffung des damaligen 
Beschlusses gefordert wird. Wir sehen mit großer 
Sorge die weiche und unentschiedene Haltung, die 
der Bundeskanzler selbst in dieser Frage einnimmt. 
Dazu möchte ich nur auf eine Tatsache hinweisen, 
die sicherlich von niemandem bestritten werden 
wird. In einer Konferenz des Bundeskanzlers mit 
den Ministerpräsidenten, die kürzlich stattgefunden 
hat, hat der Bundeskanzler zunächst ganz klar be-
stätigt, daß der Beschluß vom Januar 1972 weiter 
Gültigkeit habe. Aber in der amtlichen Verlautba-
rung, die am nächsten Tag darüber veröffentlicht 
wurde, stand davon kein Wort. Natürlich stand 
davon kein Wort darin, weil offenbar starke Kräfte 
in der Partei des Bundeskanzlers in dieser Frage an-
derer Meinung sind als er. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Aber es handelt sich um eine ernste Frage und um 
eine Frage, Herr Bundeskanzler, zu der Sie klar und 
eindeutig Stellung beziehen müssen. 

Ebenso müssen Sie nach meiner Auffassung klar 
und unzweideutig gegen die Versuche Stellung neh-
men, den Schulunterricht an den Schulen einiger 
deutscher Länder — in Hessen z. B., in Nordrhein-
Westfalen und in Niedersachsen — umzufunktionie-
ren zu einem Instrument zur Bekämpfung unserer 
freiheitlich-demokratischen und rechtsstaatlichen 
Ordnung und zur Vorbereitung unserer Gesell-
schaftsordnung im Sinne spätmarxistischer Ideolo-
gien. Das sind doch unbestreitbare Tatsachen, daß 
die hessischen Rahmenrichtlinien dies vorsehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie darauf antworten — so habe ich Ihre heu-
tige Bemerkung verstanden, Herr Bundeskanzler —, 
daß es nicht Ihre Aufgabe sei, die Richtlinien der 
Kulturpolitik zu bestimmen, so möchte ich dem mit 
aller Entschiedenheit widersprechen. Es handelt sich 
hierbei nicht um eine Frage der Kulturpolitik, ob 
groß oder klein geschrieben werden soll, ob Fran-
zösisch oder Englisch als erste Fremdsprache gelehrt 
werden soll, sondern es handelt sich um eine hoch-
politische Frage, eine Frage, von deren Beantwor-
tung wahrscheinlich ,die Existenz unseres Staates als 
eines freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates ab-
hängt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei den Regierungsparteien.) 

Wenn Sie dazu wie in Ihrer Segeberger Rede sagen, 
Sie könnten nicht wissen, ob in diesen Richtlinien 
im einzelnen Unrichtiges ins Auge gefaßt worden 
sei, oder wenn Sie heute dazu sagen, Richtlinien der 
Kulturpolitik seien nicht Sache des Bundes, dann 
weichen Sie, Herr Bundeskanzler, in einer entschei-
denden Frage wieder einmal der Entscheidung aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann durchaus verstehen, warum Sie das tun. 
Natürlich sehen wir alle die inneren Vorgänge in 
der Sozialdemokratischen Partei, das Anwachsen 
linker Kräfte in dieser Partei. Ich verweise auf die 
Rede, die Herr Wolfgang Roth am 1. August auf 
den Weltjugendfestspielen in Ost-Berlin gehalten 
hat, wo er sich mit Leonid Breschnew, Eduard Gie-
rek, Erich Honecker — und dann hat er Willy Brandt 
auch noch in diesem Zusammenhang genannt — so-
lidarisierte und die Gelegenheit benutzte, um die 
freiheitlich-demokratischen, rechtsstaatlichen Kräfte 
in unserem Land als konservative Reaktionäre und 
Gegner einer künftigen Friedensordnung zu diffa-
mieren. Ich sehe die Tendenzen zur Schaffung eines 
imperativen Mandats in Ihrer Partei, auf die der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion im Münchener Stadt-
rat, Herr Preißinger, am 9. Juli 1973 so eindrucks-
voll hingewiesen hat. Ich lese den Brief von Herrn 
Hermann Kreutzer, der schreibt — in einem offenen 
Brief, also offensichtlich einem zu unserer allge-
meinen Kenntnis bestimmten Brief —, daß die 
„Grotewohls unter uns" seien; so heißt es dort wört-
lich. Ich lese eine Verlautbarung des Herrn Bun-
desministers für Wohnungsbau, Herrn Vogel, in der 
er erklärt, daß es eine Gruppe gebe, die innerhalb 
der SPD ganz offen einer staatszerstörenden Kon-
fliktstrategie, dem verschärften Klassenkampf und 
der Zusammenarbeit mit den Kommunisten das Wort 
rede. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das sind doch nicht Dinge, die ich hier erfinde, das 
sind Dinge, die man jeden Tag mit Händen greifen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nach Pressemeldungen aus Bremen — es tut mir 
leid, daß aus meiner geliebten Heimatstadt in letzter 
Zeit so viele unglückliche Nachrichten kommen — 
ist dort eine Prüfungskommission eingesetzt worden, 
die die Staatsprüfung von Juristen abnehmen soll. 
Dieser Prüfungskommission gehören fünf Studen- 
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ten an. Ob das sinnvoll ist, mag vielleicht mehr 
eine bildungspolitische als eine staatspolitische 
Frage sein. Aber wenn unter diesen fünf Studenten 
zwei Mitglieder der DKP sind und, Herr Kollege 
Wehner, ein weiteres Mitglied, welches einer links 
von der DKP stehenden Gruppe in Bremen, nämlich 
den sogenannten Chaoten, angehört, dann muß man 
sich allerdings fragen: Wohin treibt dieser Staat? 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Stellen Sie sich doch einmal eine Prüfung vor einer 
so gearteten Kommission vor. Da sitzen nun die 
beiden Herren Kommunisten und der Chaote, dessen 
Weltanschauung ich im einzelnen nicht wieder-
geben kann, und da sitzen die armen Prüflinge, die 
das Examen bestehen wollen. Was bleibt denen denn 
anderes übrig, als die Antworten auswendig zu ler-
nen, die diese Prüfer von ihnen verlangen. Das ist 
doch eine Pervertierung des Prüfungssystems, die 
ihresgleichen sucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Nein, ich 
möchte zum Schluß kommen, Frau Präsident. 

Herr Kollege Ehmke, der leider immer noch nicht 
da ist, hat gestern den Versuch gemacht — — 

(Zurufe.) 

Präsident Frau Renger: Herr Ehmke ist inzwi-
schen da. Er sitzt auf der Abgeordnetenbank. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Sie sind 
ausnahmsweise unauffällig eingetroffen, Herr Kol-
lege Ehmke, muß ich Ihnen sagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der SPD.) 

Aber ich bin gerade dabei, mich mit Ihnen ausein-
anderzusetzen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

- Aber unauffällig, das geben Sie zu. 

(Zuruf des Abg. Haehser.) 

— Nun gut, dann eben weniger unauffällig. Das 
würde ja seinem Charakter auch weit besser ent-
sprechen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte sehr gern, Herr Kollege Ehmke, das auf-
genommen, was Sie hier gestern vorgetragen haben 
in Zusammenhang mit einer Kontroverse über Herrn 
Bundesminister Eppler. Ich nehme den Gegenstand 
der Diskussion — Demokratie und Freiheit — sehr 
ernst und würde es begrüßen, wenn wir — wie Sie 
es angeregt haben — darüber einmal miteinander 
diskutieren könnten. Ich stehe auf dem Standpunkt, 
daß die Verwendung der Begriffe „Demokratie" und 
„Demokratisierung" für Partizipation und Mitbestim-
mung — Dinge, die wir alle wollen — ein funda-
mentaler Fehler ist, und nicht nur ein Fehler, ich 
möchte sagen, ein logischer, ein Denkfehler ist, son-

dern daß er insofern ein verhängnisvoller Fehler ist, 
als mit der Einführung des Begriffs „Demokratisie-
rung" in diesen Sachverhalt falsche Hoffnungen 
erweckt werden, die unerfüllbar sind. Denn sehen 
Sie, zum Begriff der Demokratie gehört, jedenfalls 
für mein Verständnis — ich bin ganz sicher: für das 
Ihre auch —, die Gleichheit der Rechte aller an der 
demokratischen Verfassung Partizipierenden. Ein 
preußisches Dreiklassenwahlrecht ist nicht Demo-
kratie in unserem Sinne. 

(Abg. Gansel: Das haben Sie aber ... ! Ge

-

genrufe von der CDU/CSU: Unverschämt

-

heit!) 

Und nun frage ich Sie, Herr Kollege Ehmke und mei-
ne Damen und Herren: Demokratisierung anstatt Mit-
bestimmung und Partizipation führt doch, wenn Sie 
diesen Gedanken zu Ende denken, zu vollständig 
absurden Resultaten. Niemand von Ihnen will, daß 
— alle Schüler und alle Lehrer und der Direktor 
und die Eltern — jeder eine gleiche Stimme hat. Ich 
nehme an, niemand von Ihnen faßt ins Auge, daß 
in der Dienststelle des Herrn Bundeskanzlers, im 
Bundeskanzleramt, etwa in Zukunft die Referenten 
und Hilfsreferenten gleichberechtigt über die Richt-
linien der Politik abstimmen können. Das ist doch 
Unsinn. Aber das sind alles Dinge, die mit dem Be-
griff der Demokratisierung angesprochen werden. 
Deswegen ist es ein falscher Begriff für eine Sache, 
die berechtigt ist, nämlich Partizipation und Mitbe-
stimmung. 

Auf diese Diskussion hat sich der Herr Kollege 
Eppler nun eingelassen in einer Besprechung die er 

über eine Schrift von Schelsky im „Spiegel" in einer 
der letzten Wochen verfaßt hat. Ich hätte gar 
nichts dagegen, wenn ich auch glaube, daß die Ar-
gumente von Herrn Eppler falsch sind und nicht 
ausreichen, die Thesen von Herrn Schelsky zu wi-
derlegen, wenn nicht Herr Eppler — Herr Bundes-
kanzler, und hier spreche ich Sie wieder an — diese 
seine Ausführungen beendet hätte mit dem Satz — 
ich zitiere jetzt aus dem Gedächtnis —: Wie muß 
es um eine Partei bestellt sein — damit war offen-
sichtlich die CDU gemeint -, die sich an solch 
einem Fusel besaufen kann! 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der SPD 
Das trifft!) 

— Meine Damen und Herren, die Sie klatschen, ich 
möchte Ihnen sagen: Bei diesem Satz fragt man sich, 
ob die Dummheit dessen, der ihn ausspricht, größer 
.ist oder seine Arroganz. 

(Anhaltender starker Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
ich bin nicht ganz sicher, ob es richtig ist, daß Sie 
ein Mitglied des Hauses hier der Dummheit bezich-
tigen. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der CDU/ 
CSU. — Abg. Dr. Wallmann: Geht das ge

-

gen Herrn Wehner jetzt? Unglaublich! Der 
Bundeskanzler ist nicht zur Ordnung geru

-

fen worden! — Abg. Rawe: Das ist uner

-

hört!) 
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Präsident Frau Renger 
— Meine Damen und Herren, ich bitte um Ruhe. Sie 
können sich hinterher bei mir — — 

(Anhaltende erregte Zurufe von der CDU/ 
CSU. — Glocke des Präsidenten.) 

— Ich bitte um Ruhe. 

(Abg. Strauß: Sie haben ein Zweiklassen-
wahlrecht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Herr Abgeordneter Strauß, ich bitte um Ruhe. Sie 
können sich nicht mit mir darüber unterhalten, was 
ich jetzt hier bemerke. Das können Sie hinterher 
vielleicht beanstanden. 

(Beifall bei der SPD. — Anhaltende Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Meine Da-
men und Herren, ich kann nur feststellen, daß, 
wenn der eine „Fusel" sagt, dies offenbar ein vor-
züglicher demokratischer, parlamentarisch korrek-
ter Ausdruck ist; „Fusel" und „besaufen" sind alles 
korrekte Ausdrücke, „Dummheit" ist es nicht. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU. — 
Gegenrufe von der SPD.) 

Dummheit ist eine, wie ich finde, wertfreie Fest-
stellung. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Aber sei dem, wie ihm wolle: Herr Kollege 
Eppler — Herr Bundesminister Eppler, muß ich ja 
wohl in diesem Fall sagen — betätigt sich auch 
sehr intensiv auf dem Gebiet der auswärtigen Poli-
tik. Ich wollte eigentlich dazu Stellung nehmen. Ich 
habe zu meinem nicht geringen Vergnügen ein 
Zitat aus einer Fernsehsendung gefunden, in der 
sich der Sprecher des Auswärtigen Amtes — Herr 
Bundesminister des Auswärtigen, meinen Respekt 
vor Ihren Mitarbeitern — zu diesem Thema folgen-
dermaßen geäußert hat; 

(Abg. Gansel: Wenn Sie mal Ihren Zettel-
kasten verlieren!) 

das ist so großartig, daß ich auf die Gefahr, mir 
einen zweiten Ordnungsruf der Frau Präsidentin 
zuzuziehen, nicht umhin kann — — 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Sie haben keinen Ordnungsruf bekommen. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Nicht? — 
Oh,  ich danke Ihnen sehr. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das passiert erst beim 
nächstenmal. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Dann hatte 
ich Sie falsch verstanden, Frau Präsidentin. Ich 
fühle mich jetzt wohler. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte diesen Satz vorlesen, meine Damen 
und Herren; auf den kommt es an. 

(Zurufe von der SPD.) 

Der Sprecher des Auswärtigen Amts sagte mit 
Bezug auf diesen Komplex der Belehrungen, die 
von seiten des Herrn Bundesministers Eppler — — 

(Abg. Haehser: Das ist unanständig, wie 
Sie mit dem Amt des Parlamentspräsiden

-

ten umgehen!) 

— Aber, Herr Kollege Haehser, nun lassen Sie uns 
doch nicht jeden Sinn für Humor verlieren! Ich 
hoffe, daß Sie wirklich herzlich lachen werden, 
wenn ich Ihnen den Satz vorlese. Er ist schön, er ist 
wunderschön. Ich lese ihn vor, nicht nur weil er 
vom Sprecher des Auswärtigen Amts stammt, 

(Zurufe von der SPD) 

sondern auch weil ich ihn für richtig halte. Der 
Sprecher des Auswärtigen Amts sagte mit Bezug 
auf den Komplex, 

(Abg. Haehser: Wir haben hier doch keine 
Karnevalssitzung!) 

daß ein Bundesminister auswärtigen Staaten 
dauernd Belehrungen erteilt — damit ist ganz 
offensichtlich Herr Eppler gemeint, obwohl er hier 
nicht namentlich genannt wird —: 

Wir können nicht als moralisierende Tante mit 
erhobenem Zeigefinger und missionarischem 
Eifer der übrigen Völkerfamilie auf den Wecker 
fallen und versuchen, ihnen Lehren zu erteilen, 
wie sie ihre eigenen Angelegenheiten regeln 
sollen. Ich nehme an, dazu fehlt uns vermut-
lich auch das Talent, bestimmt aber die Quali-
fikation. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, Hut ab vor dem Spre-
cher des Auswärtigen Amts! Ich habe dieser Cha-
rakterisierung nichts hinzuzufügen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Der Mann 
muß befördert werden! — Weitere Zurufe 

von 'der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
ich muß Sie jetzt bitten, zum Ende zu kommen. Sie 
haben Ihre Redezeit schon weit überschritten. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Meine 
Damen und Herren, ich habe meine Redezeit schon 
überschritten; mir tut das unendlich leid. 

(Abg. Conradi: Uns auch!) 

Ich möchte nur noch folgendes sagen. Von diesen 
Zuständen, die wir hier geschildert haben, die ich 
zu schildern versucht habe, möchte die Bundesregie-
rung, vor allen Dingen auch die sozialdemokratische 
Fraktion, mehr und mehr dadurch ablenken, daß 
sie auf die vergangenen 20 Jahre, die Jahre von 
1949 bis 1969, zu sprechen kommt. Hier ist von 
„Stagnation" und von „Sterilität" die Rede gewesen, 
und Herr Kollege Wehner hat die Liebenswürdig- 
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keit gehabt, in diesem Zusammenhang auch von 
einem „Bankrott" zu sprechen. Meine Damen und 
Herren, das ist nun wirklich des Guten zuviel; denn 
ich möchte Sie fragen: Wer hat die deutsche Wirt-
schaft aus der Sterilität und Stagnation, in der sie 
sich nach dem Kriege befand, befreit? Niemand an-
ders als die CDU/CSU, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— nota bene gegen den erbitterten Widerstand der 
sozialdemokratischen Fraktion! 

(Zurufe von der SPD.) 

Wer hat den Weg nach Europa gewiesen? Niemand 
anders als die CDU/CSU! 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Heute rühmt sich die Regierung dieser Sache. Wer 
hat den Beitritt zum Nato-Bündnis vollzogen und 
die Bundeswehr auf die Beine stellen helfen? 

(Zurufe von der FDP.) 

Die CDU/CSU, und zwar zunächst gegen den er-
bitterten Widerstand der sozialdemokratischen 
Fraktion! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler und meine Damen und Herren 
von der sozialdemokratischen Fraktion, 

(fortgesetzte Zurufe von der SPD) 

Sie wollen doch nicht ernsthaft behaupten, daß Sie 
in den 20 Jahren, die hinter uns liegen, oder auch 
nur heute in irgendeinem Moment die Fähigkeit 
gehabt hätten, aus eigener Kraft heraus Beschlüsse 
zu fassen, die dazu geführt hätten, eine — wie Herr 
Bundesminister Leber stolz verkündet hat Armee 
von 500 000 Mann auf die Beine zu stellen. 

(Weitere Zurufe von der SPD.) 

Das hätten Sie doch nie geschafft! Und dann sagen 
Sie: alles Sterilität, alles Stagnation und Bankrott. 
Herr Kollege Wehner, das können Sie der deutschen 
Bevölkerung nicht erzählen. Wenn Sie es länger ver-
suchen sollten, werden Ihnen die Wähler die Quit-
tung dafür geben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Sehr verehrter Herr Kollege Carstens, 

(Abg. Dr. Carstens (Fehmarn) : Wir lachen 
beide, Herr Kollege Wehner! Das ist ja kein 

schlechtes Zeichen!) 

ich möchte ein Wort von Ihnen anwenden oder bit-
ten, es anwenden zu dürfen. Ich wollte das, was Sie 
zu dem Begriff „Dummheit" gesagt haben, auf die 
Phonstärke, die Sie erzielt haben anwenden: Sie 
ist wertfrei. Sie entspricht nämlich anderen Gefühls-
bedürfnissen. 

(Abg. Dr. Althammer: Etwas Besseres ist 
ihm nicht eingefallen! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

— Ich bitte Sie um Entschuldigung! Daß Herr  
Carstens mit Reitpferden umzugehen weiß und des-
wegen meint, auch mit Damen, hat er hier eben in 
ganz bestimmter Weise dargelegt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Oh-Rufe bei der CDU/CSU. — Abg. Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein: Das war 
der Stil aus ,dem Sächsischen Landtag! Mie

-

seste Sorte! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wehner (SPD): Sie können ja die Debatte über 
den Bundeshaushalt 1974 nicht noch einmal von 
vorn anfangen. Dazu haben Sie viel zuviel Zeit ver-
geudet, die Sie hätten gewinnen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Carstens hat hier gemeint — diese Berner-
kung hat er tadelnd an die Adresse des Bundeskanz-
lers und der Regierung gerichtet —, daß ein Wort 
der Anerkennung an die Adresse des großen Ver-
bündeten, wie er sich ausgedrückt hat, dem Bundes-
kanzler wohl angestanden hätte. Ich bin der Über-
zeugung, daß die Bundesregierung und der Bundes-
kanzler nicht Tadel, sondern Anerkennung dafür 
verdienen, daß sie die Rolle unserer Bundesrepublik 
Deutschland in diesen kritischen Wochen so würdig 
und so besonnen vertreten haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben dann nachgefaßt: Die CDU/CSU habe seit 
der Mitte der 60er Jahre beharrlich eine Politik der 
Entspannung befürwortet. Dies ist sicher diskus-
sionsfähig und diskussionsbedürftig, Herr Carstens. 
Wir werden jedenfalls, so denke ich, bei den Debat-
ten über den Nichtverbreitungsvertrag von Atom-
waffen demnächst Gelegenheit haben, darüber sach-
lich zu sprechen. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Sachlich blei

-

ben!) 

Schließlich liegt ein Brief Ihres Parteifreundes Strauß 
dazu vor, aus dem man sich seinen eigenen Vers auf 
das machen kann, worauf Sie sich hier berufen wol-
len. 

Ich möchte bei der Gelegenheit aber auch an an-
dere kritische Wochen erinnern. Ich möchte daran 
erinnern, daß es bei früheren Krisen, an denen es 
ja nicht gefehlt hat, jedesmal oder häufig hart an 
die Grenze des Hineinziehens oder Hineingezogen- 
oder -gedrücktwerdens von Berlin in diese Krisen-
erscheinungen gekommen war. Deswegen haben wir, 
als wir uns am Montag in Berlin versammelt hatten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Endlich!) 

mit Zustimmung angehört, ,daß der Bundeskanzler 
festgestellt hat, von allem anderen abgesehen sei 
der Nahostkonflikt die Probe darauf, ob das Ge-
bäude der Entspannung schon stark genug sei, eine 
solche Belastungsprobe auszuhalten; gerade in die- 
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ser Stadt bedürfe es keiner großen Phantasie, um 
sich vorzustellen, daß wir ohne unsere Verträge, 
ohne das Viermächteabkommen heute eine schreck-
liche Berlin-Krise haben könnten. Gerade im Lichte 
des Nahostkonflikts — so hat er ergänzt — müsse 
auch dem kritischen Beobachter klarwerden: Es ist 
gut, daß wir die Verträge haben; die Schwierigkei-
ten, über die wir insoweit sprechen, sind im Grunde 
Feinschliff; wir sollten den richtigen Maßstab fin-
den. 

Da haben Sie eine ausgewogene, abgeklärte Auf-
fassung zu dieser Situation. Ich bin der Meinung, 
daß kein Grund besteht, die Bundesregierung zu 
tadeln. Im Gegenteil! 

Ich komme auf den Haushalt zurück und dabei 
auch auf einige der Bemerkungen, die Sie, wenn 
auch gegen Ende dieser Debatte, auf den Haushalts-
plan verwendet haben. Ich möchte sagen, daß dem 
Bundesminister der Finanzen, Helmut Schmidt, Dank 
dafür gebührt, daß er unser aller Blicke nüchtern auf 
die Risiken gelenkt hat, die sich aus der tatsäch-
lichen Situation auch für diesen sorgsam ausgewoge-
nen Bundeshaushaltsplan 1974 ergeben können. 

Ich versage es mir, hier nachzuzeichnen, worum es 
sich dabei gehandelt hat und wie es mit Recht be-
gründet worden ist, wie er z. B. seine Befürchtungen 
und auch Vorschläge bezüglich der Finanzgebarung 
der Europäischen Gemeinschaften dargelegt hat; das 
war notwendig und wird uns auch helfen. Auch will 
ich mich nicht mehr ins einzelne verlieren hinsicht-
lich der ebenso konstruktiven wie nüchternen Aus-
führungen zu dem Energieprogramm, einer lebens-
wichtigen Angelegenheit, in der unsere Regierung 
einen großen Ansatz gemacht hat. Weiter will ich 
auf die jedenfalls mich sehr nachdenklich stimmen-
den Anmerkungen zu der Defizitentwicklung der 
Deutschen Bundesbahn nicht näher eingehen. Ich 
denke dabei nämlich auch daran, daß es mitten im 
Wahljahrsommer 1965 einer der Kollegen aus den 
Reihen der Opposition für angebracht und der Mühe 
wert hielt, mit mir sehr eingehend darüber zu spre-
chen, welche Entwicklungen das Bundesbahndefizit 
und die daraus entstehende Lage in diesen Jahren 
bei der Konstruktion und angesichts der Gesamtaus-
gangssituation 1965 sozusagen naturnotwendig neh-
men mußten. Das war immerhin ein Beweis dafür, 
daß man das dieser Regierung nicht anlasten kann, 
sondern daß es etwas war, was andere damals sehr 
spürten, wenn es damals vergleichsweise auch nur 
wenige waren, die das so spürten. 

Die Opposition hat hier statt des Haushaltsplans 
1974 ihr eigenes gescheitertes „Inflationsförderungs-
gesetz" noch einmal aufzuwärmen versucht. Das hat 
auch Herr Carstens hier gemacht, ebenso wie er die 
Sache mit der Flugsicherung noch einmal anzubrin-
gen versucht hat. Ich finde, das ist schade, Herr 
Carstens; denn es ist nicht zu bestreiten, daß in zwei 
Sitzungen des Verkehrsausschusses von seiten der 
Opposition keine Vorschläge gemacht worden sind, 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Abg. Dr. 
Althammer: Das würden Sie gern uns über-

lassen, was?!) 

außer daß Sie heute bzw. gestern bezüglich der Per-
sonalreserve gesagt haben, daß Militärlotsen oder 
USA-Lotsen angeheuert werden sollten. Das war 
alles, was Sie dazu bisher geleistet haben. Eine 
solche Attitüde steht einem nicht an, wenn man hier 
von oben herab die schwierige Frage abkanzelnd 
behandeln will. 

Meine Damen und Herren von der CDU, Sie müs-
sen mit sich zu Rate gehen. Sie werden es nicht 
schaffen, wenn Sie Ihren Hamburger Parteitag vor-
wiegend als eine Art kosmetische Veranstaltung be-
trachten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zerbrechen Sie 
sich darüber nicht den Kopf!) 

Sie müssen nämlich, wenn Sie Erfolg haben wollen 
— und warum sollen Sie ihn nicht haben wollen —, 
Alternative werden zum gegenwärtigen Bündnisver-
hältnis der Sozialdemokraten und der Freien Demo-
kraten. Das ist gar nicht so einfach. Sie kommen 
nicht darum herum, wenn Sie meinen, Sie könnten 
die FDP in die mit dem Jahr 1969 überwundene Zeit 
des Koalitionspendelns zurücklocken. Die FDP wird 
ja für ihren eigenen Hut zuständig sein. Ich habe 
für sie nicht zu sprechen. Ich nehme jedenfalls an 
daß eine neue Auflage des Schubes „Zoglmann, 
Mende, Starke" nicht erschwinglich ist, auch nicht 
bei noch so großen Reserven, die Sie meinen dafür 
zu haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie bauen vor!) 

Die FDP wird sich um ihren eigenen Platz mühen. 
Sie wird sich nicht in Fremdbestimmung genom

-

men sehen wollen; von keiner Seite, nehme ich an. 

(Abg. Dr. Althammer: Aha!) 

Das werden wohl alle zu respektieren haben. 

Die CDU muß sich entscheiden, wie sie ihre Rolle 
selbst bestimmen will. Nehmen Sie einmal an, weil 
Sie nun so von Marxismus und von Klassenkampf 
reden „Die Junge Union informiert" ! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihnen un

-

angenehm, was?!) 

Überschrift: „Die SPD-Regierung betreibt Lohnraub 
und Preistreiberei". 

(Abg. Biehle: Stimmt ja auch!) 

— Ach so. Sehen Sie,  das war sehr interessant. Wie 
man in diesen Wald hineinruft, schallt es heraus. 
Ich hätte nämlich gedacht, Sie hätten gesagt, damit 
wollten Sie nichts zu tun haben; mit dieser Art 
von Hetze, die von Ihren Leuten betrieben wird. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Da steht nämlich: „Die Arbeitnehmer werden von 
der Regierung betrogen, obwohl sie ...", „Die Re-
gierung greift dem Arbeitnehmer kräftig in die 
Taschen" usw. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch!) 

- Aha. Ich wollte nur wissen, ob dieses schändliche 
Flugblatt tatsächlich auf Ihrem Mist gewachsen ist. 
Es ist auf Ihrem Mist gewachsen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wehner 
Das geht bis auf den Ton „Die SPD-Bonzen, die 
dies" — was Sie hier angreifen — „ausnützen, um 
euch weiter eure sauer verdienten Gelder aus der 
Tasche zu ziehen". Wissen Sie, was das ist? Das 
ist der Versuch, Klassenhaß zu entflammen gegen 
die verfassungsmäßige Regierung und gegen die 
Koalitionsparteien, vor allen Dingen die SPD. Das 
ist alles, was Sie damit machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU: Aha! — Abg. Vogel 

[Ennepetal] : Majestätsbeleidigung!) 

Wie Ihnen das bekommen wird? Das wird sich 
zeigen, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition. Ich habe Ihnen keinen Rat zu geben. Rut-
schen Sie weiter so! Dann werden Sie sehen: Das 
bekommt Ihnen nicht. Das sage ich Ihnen, auch 
wenn Sie glauben, Sie hätten da zeitweise einen — 

(Abg. Biehle: Wir haben mehrere Hosen zum 
Rutschen!) 

— Lassen Sie doch die arme Lederhose in Ruhe. Ich 
möchte nicht, daß die Bayern nur immer dafür 
geschmäht werden, daß wir uns nicht mit Herrn 
Strauß verstehen; Lederhose hin, Lederhose her. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich habe doch auch die Platte „Deutschland braucht 
Bayern". 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Strauß: Mehr als Wehner!) 

- Ja, sicher. Das glaube ich auch. Einverstanden. 
Denn ich kann keinen Käse liefern. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien.) 

Nun, meine Damen und Herren: Der Herr Strauß 
greift uns z. B. an, indem er sagt, die Propaganda für 
Mitbestimmung hätte doch keinen Sinn mehr, wenn 
solche Themen wie Investitionskontrolle usw. den 
Vorrang hätten. Ja, da müssen Sie sich aber auch 
entscheiden, obwohl ja der Parteitag nicht der der 
CSU, sondern der der CDU ist. Sie wollen nicht wirk-
liche Mitbestimmung. Das ist eine Feststellung. Sie 
möchten das durch einen Biedenkopf ersetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt ja 
nicht!) 

— Na sicher. — Nun wundern Sie sich darüber, daß 
die Antwort auf Ihre Weigerung in Forderungen wie 
Investitionskontrollen und staatlichem direktem Ein-
greifen widerklingt. Das ist doch nicht anders zu 
erwarten. Wer die paritätische Mitbestimmung ver-
hindert, der hilft, auch wenn er es nicht wollte, zu 
solchen anderen und völlig anders gerichteten Vor-
stellungen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir werden die Mitbestimmung ja durchsetzen. 
Haben Sie doch keine Angst. Sie werden weiter an 
diesen anderen Sachen herumnörgeln. 

Worum es im Grunde genommen geht, ist, daß Sie 
in der Frage des Freiheitsverständnisses und auch in 
der Frage des Entspannungsverständnisses, die Sie 
immer wieder zu Angriffspunkten machen, sehr an-
dere Meinungen haben, als Sie dadurch zum Aus-

druck bringen, daß Sie die Worte „Freiheit" und „Ent-
spannung" auch für sich zu okkupieren versuchen 
wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Nein, warten Sie doch bitte. — Denken Sie doch 
bitte daran, wie es war — der frühere Bundeskanz-
ler Erhard ist jetzt weg; ich kann es ihm nachfühlen; 
der andere, etwas spätere, ist ja gar nicht erst ge-
kommen —: Da war doch 1966 diese fatale Sache 
mit der „formierten Gesellschaft", nicht? 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Ach Gott, ach Gott!) 

— Ja, ja: Ach Gott, ach Gott. — Das war damals das, 
was Sie dem Herrn Erhard nachriefen. 

Da Sie heute so gerne in Zitaten herumwühlen: 
Gucken Sie dann einmal nach, was ein Mann, den 
Sie heute so gerne zitieren — ein Professor Schiller 
z.B. —, 1966 über das Gegenbild dieser „formierten 
Gesellschaft" Erhards, nämlich über die mündige 
Gesellschaft, geschrieben hat! 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie haben doch solche Zettelkästen; schauen Sie ein-
mal nach! Wissen Sie, bei Ihnen — jetzt meine ich 
wieder die CDU; da brauchen Sie sich nicht aufzu-
regen, Herr Strauß, Sie können das ruhig mir über-
lassen — war es doch schon einmal auf einem Kieler 
Parteitag so, daß jenes völlig falsche, hoffärtige 
Wort von einem Ihrer stellvertretenden Vorsitzen-
den — es war der langjährige Bundestagspräsident 
Dr. Gerstenmaier — gebraucht wurde, das Ihre Rich-
tung bestimmt hat, nämlich daß bei uns in der Bun-
desrepublik die Grenzen des sozialen Rechtsstaats 
erreicht seien. 

(Abg. Rawe: Genau das Gegenteil hat er 
gesagt! Diese Verdrehung ist doch eine un

-

erhörte Frechheit!) 

Jetzt haben Sie eine Situation, in der Sie alles, was 
auch in Ihren eigenen Reihen nach Änderung drängt 
oder wenigstens dazu mahnt. 

(Abg. Dr. Althammer: Zitieren sie doch 
richtig!) 

als „marxistisches Gedankengut" bezeichnen. Das 
Wort spielt ja wieder eine große Rolle, um anderen 
den Brandstempel aufzudrücken. Im Streit um Ver-
mögensbildung und um Mitbestimmung und solche 
Dinge wird dann plötzlich sogar das, was in Ihren 
eigenen Entwürfen steht, als marxistisches Gedan-
kengut bezeichnet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Wehner (SPD) : Ja, sehr gern! 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön! 

Rawe (CDU/CSU): Herr Kollege Wehner, halten 
Sie es eigentlich für sehr sachdienlich, wenn Sie hier 
ein Zitat von Herrn Gerstenmaier bringen, von dem 
Sie wissen, daß er es dort auf dem Kieler Parteitag 
genau anders gebraucht hat? 
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Wehner (SPD) : Er hat das ja nicht gebraucht, 
sondern geprägt. 

(Abg. Rawe: Sehen Sie, jetzt behaupten 
Sie schon wieder etwas, obwohl Sie genau 
das Gegenteil wissen! — Abg. Leicht: 
Wörtlich zitieren! — Abg. Rawe: Das ist 
typisch Ihre Art! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Ich habe nur verlangt, daß 

Sie es zitieren, Herr Wehner!) 

Daß Sie damals auf ein falsches Gleis gegangen 
sind, war Ihr Erzkonservatismus und Ihre Fehl-
einschätzung, die Sie auch heute noch nicht über-
wunden haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Breidbach? 

Wehner (SPD) : Bleiben wir doch einmal bei dem, 
was Sie jetzt machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zitieren Sie 
bitte Herrn Gerstenmaier wörtlich!) 

— Ich zitiere z. B. Herrn Biedenkopf, um nun ganz 
modern zu sein. Sie werden mir doch nicht ver-
bieten, wen ich zitiere. Lassen Sie mich doch erst 
zitieren, dann können Sie immer noch sagen, ob 
das echt ist. Das ist auf grünen Blättern, nicht auf 
roten oder weißen Blättern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weichen Sie 
nicht aus!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Breidbach? 

Wehner (SPD) : Nein, ich erkläre eben etwas, was 
zur Beantwortung einer vorigen Frage gehört. Da 
kann ich nicht schon wieder eine Zwischenfrage zu-
lassen. Ich bekomme ja einen Schluckauf, wenn mir 
so viele Fragen gestellt werden. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Abg. Breid-
bach: Ich habe Zeit, ich kann ja warten!) 

Herr Biedenkopf, Generalsekretär der CDU, sagt, 
die Visionen — Visionen! — 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Warum denn 
nicht?) 

der Sozialreformer des ausgehenden 19. Jahrhun-
derts — es ist ja noch gar keine Eingabe dazu da; 
ich bin ja erst am Zitieren! — hätten sich nicht nur 
erfüllt, sie seien weit übertroffen worden. Dann 
kommt jener harte Satz: 

Es gibt heute keine grundsätzlichen Aspekte 
der sozialen Frage mehr, die nicht beantwortet 
sind oder deren Antwort uns nicht bekannt 
wäre. 

Damit ist genau jene Sache wieder festgenietet wie 
damals bei den „Grenzen des sozialen Rechtsstaats". 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Dann geistert bei Ihnen noch immer die Vorstel-
lung von dieser „formierten Gesellschaft", auch 
wenn ihr Erfinder oder ihr Aussprecher inzwischen 
Ehrenvorsitzender, wie es ja bei Ihnen schon meh-
rere gibt, geworden ist. 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Können Sie 
nicht einmal die grundsätzliche Frage klä

-

ren? Auf die haben Sie noch keine Ant

-

wort gegeben!) 

Ich bleibe bei Biedenkopf und seinen neueren Aus-
legungen im Vorfeld Ihres eigenen Parteitags, den 
Sie hier beschworen haben. Viel Vergnügen in Ham-
burg! Ich möchte nur sagen, daß Herr Biedenkopf 
erklärt: 

Unter sozialer Marktwirtschaft ist heute — und 
dies ist für mich politisches Programm — auch 
und in erster Linie eine Wirtschaftsordnung zu 
verstehen, in der alle Teilinteressen,alle Teil-
autonomien einer verpflichtenden und notfalls 
durchsetzbaren Bindung an das Allgemeinwohl 
unterworfen sind, ohne ihren autonomen Status 
zu verlieren. 

Das soll mir mal einer vormachen! Das ist das, was 
Sie „formierte Gesellschaft" genannt haben. Herr 
Erhard war nur nicht so raffiniert, wie es der Herr 
Biedenkopf ist. Das ist der ganze Unterschied. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Alles soll „formiert" sein, und alles wird firmiert 
mit Autonomie und mit Freiheit. So machen Sie es 
in diesem politischen Bereich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Statt sich mit der wirklichen Notwendigkeit der 
Sozialverpflichtung des Eigentums aus dem Grund-
gesetz zu befassen, wird hier formuliert: 

Sozialbindung als politischer Auftrag bedeutet 
somit Einordnung der autonomen Gruppen und 
Verbände. 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Ja und?) 

Das ist die „formierte Gesellschaft". 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Lesen Sie bitte 
weiter, Herr Wehner!) 

— Das würde meine Redezeit übersteigen; wir kön-
nen das dann privat machen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Nein, Biedenkopf ist also die intelligente Neu-
auflage von Erhard. Das heißt, Sie sind immer noch 
im selben Fahrwasser, und das wird Ihnen nicht be-
kommen. 

Herr Althammer — ich bitte um Entschuldigung, 
ich greife jetzt auf die CSU über — hat hier einen 
interessanten Satz gesagt, als er sinngemäß fragte, 
ob nicht durch die Prinzipien, die in der Politik Gel-
tung haben — er meinte Demokratie im Staatlichen, 
Wahlrecht usw. —, im kulturellen und anderen Be-
reichen immer mehr Sachprobleme politisiert wer-
den. Das finde ich eine der interessantesten Bemer-
kungen, weil sie reizt zu Erörterung und Abwägung 
unterschiedlicher Gesichtspunkte in dieser Frage: 
wie weit denn Demokratie gehen soll, gehen darf. 
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Wehner 
Ich scheue mich nicht, zu sagen, daß es meine Auffas-
sung ist, daß wir unsere Gesellschaftordnung demo-
kratisieren, d. h. durchlüften, müssen und daß wir 
unseren Staat humanisieren müssen. Dies sind für 
mich beides die entscheidenden Aufgaben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Althammer? 

Wehner (SPD) : Im Moment muß ich gerade erst 
einmal dieses ausloten. — Herr Althammer, aber 
sicher; ich habe Sie ja gerade zitiert. 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Er ist beim 
Tiefstapeln!) 

— Ja sicher. Ich habe ja keine vorformulierte Rede 
bei mir. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Weh-
ner, nehmen Sie zur Kenntnis, daß dies so, wie Sie 
es soeben dargestellt haben, sicherlich kein Streit 
sein wird, sondern daß die eigentliche Diskussion 
erst bei den Details beginnen wird? 

Wehner (SPD) : Einverstanden! Und genau die ist 
notwendig, so daß man eben nicht nur mit allge-
meinen Begriffen herumjongliert. Ich habe ja ge-
sagt: das war eine interessante Variante in Ihrer 

) Rede. 

Sehen Sie einmal, Sie sind doch alle insgesamt 
immer wieder nicht nur in Gefahr, sondern manche 
sogar in dem Sog, auf jenen Punkt zurückgeworfen 
zu werden. Ich habe hier das Protokoll jener Sit-
zung, in der die Regierungserklärung 1961 — es 
war die damalige 5. Sitzung vom 29. November — 
vorgetragen wurde. Sie wurde von Herrn Erhard 
vorgetragen; Herr Adenauer selbst war unpäßlich. 
Da gibt es jenen berühmten Satz, der jahrelang 
Streit verursacht hat. Da hat er erklärt: 

Von den Sozialpartnern erwartet die Bundes-
regierung Unterstützung durch eine maßvolle 
und besonnene Lohnpolitik. Diese muß den Pro-
duktivitätsfortschritt berücksichtigen. Von der 
Einhaltung der durch Preisstabilität und Siche-
rung eines gesunden wirtschaftlichen Wachs-
tums gesetzten Grenzen wird es abhängen, ob 
gegebenenfalls neue Lösungen und Formen der 
Zusammenarbeit der Sozialpartner gefunden 
werden müssen. 

Sie haben heute so viel Erler zitiert, meine Damen 
und Herren, Sie hätten auch dahin kommen können, 
wie wir — er und andere — damals auf diese un-
verhüllte oder kaum verhüllte Kampfansage gegen 
die Tarifautonomie und die Tarifpartnerschaft, über  
die sowieso viel zu sprechen ist, geantwortet haben. 

(Abg. Dr. Althammer: Das ist doch ein 
Popanz!) 

Da steht hier an Zwischenrufen zunächst von mir: 
„Was ist denn das?" Und dann hat Erler gefragt: 
„Ist das eine Drohung?" Dann hat Herr Brandt als 

Abgeordneter gesagt: „Nur an eine Seite!" Und 
dann habe ich noch einmal gesagt: „Hört! Hört!" 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Dann weitere Zurufe von der SPD, aber Beifall bei 
Ihnen, weil Sie diese „besonderen Maßnahmen" 
wollten. Es hat drei Jahre gedauert, ehe dieser Satz, 
dieser schäbige Satz, dieser einzige Satz, in dem in 
der Regierungserklärung des vierten Kabinetts Ade-
nauer die Arbeitnehmer und ihre Organisationen 
überhaupt vorkamen, wieder revidiert worden ist. 
Drei Jahre hat das gedauert. Das kann man auch 
nachlesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sehen Sie, das ist Ihre schwache Seite. Sie sind in 
diesen Fragen nicht mit dem Wind. Sie stellen sich 
den Problemen dieser unserer Zeit nicht. Sie ver-
suchen, ihnen mit allgemeingültigen Erklärungen, 
wie Sie sie sehen, zu begegnen.  

Herr Strauß hat gestern hier eine Frage gestellt, 
die ich 'doch — auch wenn das lange her ist — hier 
noch einmal beantworten möchte. Ich habe mich 
gestern auch öffentlich dazu geäußert, weil ich nicht 
wußte, wann ich hier Gelegenheit haben werde, 
etwas dazu zu sagen. Ihre Frage betraf — mit 
einigen kräftigen Randbemerkungen — das Ver-
hältnis der SPD zu einem Kongreß, der in Moskau 
stattfindet und dort „Kongreß der Freunde des 
Friedens" ist. 

(Abg. Stücklen: Das haben wir ja erlebt, 
wie er empfohlen worden ist!) 

-- Ich will es Ihnen gleich sagen. Aber ich will Sie 
nicht in Schwierigkeiten bringen, 

(Abg. Stücklen: Sie bringen mich nicht in 
Schwierigkeiten!) 

hier sagen zu müssen, wie ich darauf reagierte. 
Ich habe gesagt: Nicht unser Kongreß. Wir wissen 
wohl, wie wichtig er für die dortige Regierung 
und dortige Regierungspartei ist. Es kommt nicht in 
Frage, daß wir in einer bundesrepublikanischen De-
legation dabei sind; denn in dieser sind fast aus-
schließlich erbitterte Gegner unserer Regierung 
Brandt/Scheel und zu einem solchen, auch noch so 
wichtiges Interesse beanspruchenden Kongreß schik-
ken wir keine Teilnehmer an einer bundesrepubli-
kanischen Delegation. 

(Abg. Stücklen: Wo ist denn Wischnewski?) 

— Sie sind jetzt sehr flink, Herr Stücklen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immer!) 

Vorhin waren Sie als einer der Stellvertreter des 
Fraktionsvorsitzenden jedoch nicht flink genug, um 
ihm beizuspringen, daß er nicht in das Fettnäpf-
chen, das wir heute morgen geklärt haben, hinein-
tappt. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Stücklen.) 

— Machen Sie das unter sich aus. Ich will Ihnen 
Ihre Konfliktsthemen nicht nehmen, und ich werde 
auch Herrn Carstens nicht die Freude an seinem 
Scheinerfolg nehmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 
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Wehner 
Die SPD beteiligt sich an keinerlei Komitees, Ver-

anstaltungen, Kampagnen oder Institutionen, die sie 
nicht selbst initiiert. Sie trägt aber mit der Ent-
sendung einer Beobachtungsgruppe 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

der Tatsache Rechnung, daß die UdSSR dieser Ver-
anstaltung Bedeutung für Frieden und Entspannung 
beimißt; deshalb also eine Beobachtergruppe. 

(Abg. Strauß: Das habe ich gestern in der 
„Esslinger Zeitung" gelesen!) 

— Sie lesen manchmal sogar Sachen, die ich ge-
schrieben habe. Aber da die anderen — nicht Sie — 
das nicht gelesen haben, bringe ich das hier noch 
einmal vor: 

Die SPD 

— so habe ich erklärt — 

ist für konkrete und realistische Politik, die 
der Friedenssicherung und Entspannung, der 
Normalisierung der Beziehungen — auch zwi-
schen Staaten unterschiedlicher politischer 
und sozialer Ordnungen — dient. Deshalb 
tritt sie auch entschieden für Beiträge zum 
Gelingen der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in ganz Europa ein, die zur 
Zeit in Genf eine Runde zur Vorbereitung ihrer 
abschließenden Arbeiten in Helsinki ausführt, 
und ebenso für das Gelingen der Bemühungen 
um ausgewogene Rüstungsbegrenzungen und 
Truppenreduzierungen in Wien. 

Ich habe dazu erklärt, daß die UdSSR für diese 
reale Politik ein besonders wichtiger Partner sei 
und daß der Vertrag, den die Bundesrepublik 
Deutschland und die UdSSR miteinander geschlos-
sen haben, behutsamer Pflege bedarf. Dies gilt auch 
für die anderen Verträge und Abkommen, die glei-
chermaßen für die Entwicklung normaler Beziehun-
gen, für Frieden und Entspannung entscheidend sind. 
Deshalb gilt das Interesse der SPD auch solchen 
Veranstaltungen, an denen sie sich nicht beteiligen 
kann, weil sie mit sozialdemokratischer Politik nicht 
zu vereinbaren sind, und die dennoch oder sogar 
deswegen ihre Bedeutung für das internationale 
Klima haben, indem sie für Frieden, Sicherheit, Zu-
sammenarbeit und Entspannung wirken sollen. Und 
deshalb meine Schlußbemerkung: 

Beobachtergruppe der SPD und nicht Teil einer 
Delegation aus der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

(Abg. Stücklen: Halb zog sie ihn, halb sank 
er hin!) 

Das, Herr Strauß, war's was Sie ja wohl wissen 
wollten. 

Der Herr Carstens hat hier noch einmal versucht, 
eine Diskussion, die wir, wenn ich mich nicht irre, 
sehr verehrter Herr Kollege, am 3. Oktober in der 
Plenarsitzung des Bundestags geführt haben, aufzu-
wärmen. Schade; denn Sie haben ja andere Sachen, 
von denen Sie gesagt haben, daß Sie die gern hät-
ten anbringen wollen. Warum bringen Sie also eine 
Sache auf — meine sogenannte Reduktion der Ber-
lin-Vertretungsrechte —, die hier bereits ausdisku-

tiert worden ist? Dies gibt es nicht; ich warne da 
nur alle. Bei dem getadelten Ausspruch von mir habe 
ich gesagt, daß ich das — ganz ohne Differenzierung 
— auf uns aille bezöge. Das habe ich vorsichtshalber 
aus dem Protokoll der Bundespressekonferenz zi-
tiert; ich selber habe ja meine Ausführungen, die ich 
spontan mache, nicht vorher aufgeschrieben. Da 
steht, Herr Kollege, daß wir also doch wohl manches 
ein wenig überzogen haben, nachdem das erste 
wirkliche Nachkriegs-Viermächteabkommen über 
Berlin viel mehr gebracht hat, als zu erwarten ge-
wesen war. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Dann muß 
man es vollständig zitieren!) 

Sie müssen sich damit ja erst noch befreunden;  denn 
Sie wollten ja das alles nicht. Sie wollten weder den 
Moskauer Vertrag noch den Warschauer Vertrag, 
obwohl davon das Berlin-Abkommen abhing. Alles 
dies wollten Sie nicht! Nun versuchen Sie sich hin-
zustellen, als hätten Sie das nicht nur gepachtet, 
sondern als hätten Sie das erfunden, geschürft und 
gegraben. Ich gönne Ihnen diese Schürfarbeit noch 
eine Weile; denn dann kommen wir wohl allmäh-
lich zueinander ins richtige Verhältnis der  nationa-
len Übereinstimmung in gewissen Fragen auch sonst 
kontroverser Kräfte. 

Das ist genau der Punkt, weswegen ich immer 
gesagt habe und es auch heute bei dieser Gelegen-
heit und aus gegebenem Anlaß zu sagen für not-
wendig halte. Ein Mann, der wie Bundeskanzler 
Willy Brandt in schwierigen Jahren deutsche Po-
litik dort vertreten hat, wo es am schwierigsten war, 
nämlich in Berlin 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen]) 

— ja, sicher, wenn Sie ,das nachvollziehen wollen, 
müssen Sie bei allem, was Sie sonst gegen ihn vor-
bringen wollen oder was Sie ihm nachsagen wollen, 
einige Dinge zurücknehmen, die sie fortgesetzt 
wieder ins Feld werfen —, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Zuruf 
von ,der CDU/CSU: Sie müssen zurückneh

-

men!) 

ein Mann, der in diesen Schwierigkeiten unver-
gleichlich viel mehr dazu getan, Ansätze zu einer 
realistischen deutschen Politik zu finden und ent-
wicklungsfähig zu machen, jedenfalls viel mehr als 
viele, die hier Schwüre auf Berlin und deutsche Ein-
heit geleistet haben 

(Beifall bei der SPD) 

— das ist für mich Unterpfand für seine Bedeu-
tung —, ein Mann, der auch als Bundesminister des 
Auswärtigen in dem kritischen Jahre 1968 mit eini-
gen kritischen Daten in Genf im Rahmen der Kon-
ferenz der nichtnuklearen Länder der Welt die Rolle 
unseres Staates bei den Bemühungen um Nichtver-
breitung der Atomwaffen und um unseren Platz auf 
dem Bauplatz der Entspannung so beschrieben hat, 
daß das nicht nur Widerhall, sondern Zustimmung 
fand, nun, das ist nun der, der als Bundeskanzler 
den Mut bewiesen hat, der Realität des getrennten 
Deutschlands auf den Grund zu sehen und die Kon-
sequenzen zu ziehen, die mit dem Viermächteab- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 62. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Oktober 1973 	3655 

Wehner 
kommen über Berlin durch die Signatarmächte und 
dem Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen 
zwischen den beiden deutschen Staaten in eine lange 
Periode des Bemühens um ein friedlich geregeltes 
Nebeneinander und womöglich Miteinander zum 
Wohle der Menschen in allen Teilen Deutschlands 
werden münden können. Das ist doch wohl ein Ver-
dienst und nicht tadelnswert. Es wird doch nichts ab-
geschwächt an dem, was früher gemacht worden 
oder unvermeidlich gewesen ist. Nur, wenn wir das 
alles wieder aufbrühen wollen, bleibt nicht so 
viel Positives übrig, wie Sie jetzt, da das andere 
vergessen sei, meinen anbringen zu können. Es gibt 
da Bundestagsprotokolle. 

Ein paar Bemerkungen zu der Rolle  des  Bundes-
kanzlers Willy Brandt und zu den Aufgaben, die er 
als Vorsitzender der stärksten Partei der Regie-
rungskoalition hat. Ich halte Rolle und Aufgaben 
für geschichtlich nicht vergleichbar mit der Rolle 
eines der Vorsitzenden dieser Partei in der Nach-
kriegszeit, womit ich das Verdienst von keinem sei-
ner Vorgänger, weder Erich Ollenhauers noch Kurt 
Schumachers, schmälern will, wenn ich seine Rolle 
als Parteivorsitzender mit hervorhebe. Brandt ist 
der Vorsitzende der SPD — — 

(Abg. Stücklen: Wiedergutmachungsrede!) 

— Nein, nein, das ist eine ehrliche Rede. — Brandt 
ist der Vorsitzende der SPD in einer Zeit, in der 
unsere Partei den geschichtlichen Prozeß ihrer Rege-
neration durchmacht, der sie zu der die 70er Jahre 
prägenden Partei im Wettkampf mit den anderen 
demokratischen Parteien macht. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Altham-
mer: Der Zuchtmeister mit den Samthand-

schuhen!) 

In diesen Jahren wird zum Wachsen kommen, was 
in dem Entwicklungsstadium, das zum Godesberger 
Programm und zu seiner Durchsetzung geführt hat, 
gesät worden und schon aufgegangen ist. Das ist 
unser Stadium, kein einfaches Stadium, eines, in dem 
wir uns auch viel mit dem befassen, was der eine 
gern so und der andere gern anders gemacht haben 
möchte. Aber die geschichtliche Bedeutung und das 
Vertrauen zu einem solchen Mann, die dürften nicht 
beeinträchtigt und dürften nicht bestritten werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Stücklen: Das war zu dick aufgetragen, das 
nimmt man nicht ab! — Abg. Dr. Altham-
mer: Ein bißchen weniger Salbe wäre 
besser gewesen! — Abg. Rawe: Er macht 
jetzt in Denkmalspflege, nachdem er es 

vorher beschädigt hat!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Sie sprachen eben, 
Herr Kollege Stücklen, von „zu dick aufgetragen". 
Nun, als vorhin der Kollege Carstens sprach und hier  

die breite Palette dessen darlegte, was die CDU/CSU 
alles gemacht hat — er entfernt sich ja gerade —, 

(Abg. Rawe: Nein, er bittet um Entschuldi

-

gung, Herr Mischnick, er ist in einer Minute 
wieder da!) 

da wurde ich erinnert an ein Wort, das wir 1946 in 
Auseinandersetzung mit einer anderen Partei ge-
prägt haben und das lautete: Und wenn die liebe 
Sonne lacht, 

(Abg. Stücklen: Dann hat's die SED 
gemacht!) 

— dann hat's die CDU gemacht, sage ich hier in 
diesem Falle. 

(Abg. Stücklen: 1946 haben Sie das anders 
gesagt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Wenn Sie, lieber Herr Stücklen, dann das andere 
hinzugefügt haben: Ich wollte Sie nicht in deren 
Nähe bringen; ich wollte von vornherein ein anderes 
Wort dafür gebrauchen. 

(Abg. Dr. Althammer: Herr Mischnick, für 
sonnige Angelegenheiten ist doch Herr 
Scheel zuständig! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Da gab es auch viel Regen!) 

— Für sonnige ja, aber wir haben nie behauptet, wir 
hätten das alles alleine gemacht. Und wenn Sie ein-
mal darüber nachdenken würden, ob nicht Ihre auch 
heute noch praktizierte Politik, Ihre heutige Einstel-
lung, Sie allein seien diejenigen, die diesen Staat 
aufgebaut haben, sehr dazu beigetragen hat, daß 
Sie heute als Partei in dieser Isolation sitzen, wäre 
das ein Schritt vorwärts. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aus der Rede des Kollegen Carstens wurde wieder 
einmal deutlich, daß man eben doch nichts gelernt 
hat, sondern nach wie vor nur darum trauert, Staat 
und Partei nicht als eines zu haben. 

Kollege Carstens hat davon gesprochen, die Er-
fahrungen aus dem Nahen Osten und die Schwie-
rigkeiten der Weltpolitik in den letzten Wochen soll-
ten uns dazu bringen, die europäische Union mehr in 
den Vordergrund zu stellen. Er hat begrüßt, daß der 
Bundeskanzler das zum Ausdruck brachte, hat aber 
sofort wieder in Zweifel gezogen, daß das ganze Ka-
binett dem folgen würde. Das ist ein typisches Bei-
spiel dafür, wie hier eine ganz klare Linie, die diese 
Bundesregierung und diese Koalition gemeinsam 
verfolgt haben, plötzlich in Frage gestellt werden 
soll, obwohl es keinen echten Anhaltspunkt dafür 
gibt, sondern wir im Gegenteil immer wieder be-
weisen, daß wir diesen Weg konsequent gegangen 
sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Strauß? — 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, 
warum zitieren Sie falsch? Das haben Sie doch nicht 
nötig. 

(Abg. Mischnick: Ich zitiere nicht falsch!) 
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Herr Carstens hat nicht gesagt, daß das Kabinett 
dem Bundeskanzler Brandt dabei nicht folgt, son-
dern, daß nicht alle Kabinettsmitglieder damit über-
einstimmen. 

(Abg. Mischnick: Daß sie ihm im Kabinett 
nicht folgen! 	Widerspruch bei der 

CDU/CSU.) 

— Nein, Sie haben hier falsch zitiert! 

Mischnick (FDP) : Entschuldigen Sie, Herr Strauß, 
er hat Zweifel zum Ausdruck gebracht, daß das Ka-
binett nicht voll folgt. Das hat er hier gesagt; da 
gibt es gar keinen Zweifel. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Nicht alle!) 

Und das Kabinett folgt dieser Politik. Das ist doch 
ganz eindeutig immer wieder dargestellt worden; 
daran kann es keinen Zweifel geben. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Alle Mitglieder? 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Und die Koalition folgt dieser Politik; auch daran 
kann es keinen Zweifel geben. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Alle?) 

Denn es gibt nicht eine Entscheidung in dieser 
Bundesregierung oder in diesem Hause, die etwas 
anderes beinhaltet hätte als das Vorantreiben der 
europäischen Union. 

Wenn Sie davon ausgehen, daß der eine oder der 
andere einmal eine andere Meinung hat, dann zitie-
ren Sie sie hier, aber bringen Sie nicht die Unter-
stellung, es gebe einen Unterschied zwischen der 
Kabinettsmeinung und dem, was der Herr Bundes-
kanzler hier vorgetragen hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Carstens? — 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Mischnick, ist Ihnen entgangen, daß ich in der 
Sitzung dieses Hohen Hauses am 3. Oktober aus-
führlich das zitiert habe, woraus ich schließe, daß 
der Bundesminister Bahr eine andere politische Ziel-
setzung verfolgt? 

Mischnick (FDP) : Und ist Ihnen, Herr Kollege 
Carstens, entgangen, daß dazu hier in aller Aus-
führlichkeit Stellung genommen worden ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Wieso wirbeln Sie denn immer wieder alles auf, 
was hier längst zurückgewiesen ist? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das kann doch nur bedeuten, daß Sie entweder 
keine anderen Themen haben, so daß Sie immer 
wieder das Alte aufwärmen müssen, oder aber be-
wußt versuchen, dort, wo Klarheit geschaffen ist, 
Zweifel zu säen. Beides ist nicht gut. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Breidbach? 

Mischnick (FDP) : Bitte sehr. 

Breidbach (CDU/CSU): Herr Kollege Mischnick, 
können Sie dem Hohen Hause ein Zitat nennen, das 
einen Anhaltspunkt dafür gibt, das zu belegen, was 
Sie gerade im Zusammenhang mit der Auseinander-
setzung Bahr/Carstens gesagt haben? 

Mischnick (FDP) : Aber Herr Kollege Breidbach, 
waren Sie denn nicht dabei, wie hier im Plenum 
am 3. Oktober und am Tage danach dazu Stellung 
genommen worden ist? 

(Abg. Breidbach: Deshalb frage ich doch!) 

Das ist doch ganz deutlich geschehen! Haben Sie da 
nicht zugehört? Das würde ich bedauern. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Hier ist dazu mehrfach Stellung genommen wor-
den. Sie brauchen aber einen Dauerlutscher, weil Sie 
nicht in der Lage sind, sachlich etwas entgegenzu-
setzen. Das ist doch der ganze Hintergrund! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Carstens hat dann davon gespro-
sprechen, man habe in diesem Hause zu dem wirk-
lichen Inhalt Ihres Gesetzes — nämlich Steuersen-
kungen vorzunehmen — nicht klar Stellung genom-
men. Herr Kollege Carstens, der ganze Mittwoch 
wurde damit in der Plenarsitzung verbracht, zu 
Ihrem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. Wir blei-
ben dabei: es ist ein Inflationsförderungsgesetz ge-
wesen. Deshalb haben wir es abgelehnt. Nun sagen 
Sie, daß einmal eins eins sei, man brauche doch nur 
darauf hinzuweisen, daß 1 % oder 2 % geringere 
Abschlüsse bei den Tarifverträgen sich entsprechend 
hei den Arbeitnehmern durch die Steuerprogression 
positiv ausnähmen. Das war doch das, was Sie vor-
hin hier zum Ausdruck gebracht haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Leicht: 
Sie haben das Einmaleins noch nicht ver

-

standen! Es war zu schwer für Sie!) 

— Natürlich, Sie haben deutlich gemacht, daß da-
durch ein Einfluß auf die Tarifpartner käme. Das 
haben Sie doch gesagt. Oder bezweifeln Sie das? 

(Abg. Stücklen: Herr Vetter hat das ja 
auch gesagt in Stuttgart! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Lieber Herr Kollege Carstens, bei all Ihren Berech-
nungen haben Sie offensichtlich eines übersehen: Ihr 
Steuersenkungsprogramm, zu diesem Zeitpunkt be-
schlossen, hätte nicht nur die Stabilitätspolitik un-
terlaufen, sondern wäre doch gerade in der Wir-
kung auf die Gewerkschaften deshalb nicht positiv 
gewesen, weil 1 % oder 2 % weniger Lohn-
abschluß für den, der keine Lohnsteuer zu zahlen 
hat, keine Verbesserung, für den, der 19% Lohn-
steuer zu zahlen hat, eine geringe Verbesserung, 
und für den, der 30 oder 40 % Lohnsteuer zu zahlen 
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hat, eine hohe Verbesserung gebracht hätte. Sie 
hätten mit Ihrem Gesetzentwurf gerade für die 
weniger Verdienenden eine negative Wirkung er-
reicht. Das ist der maßgebende' Punkt. Deshalb 
haben wir es abgelehnt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn Sie dieses Einmaleins nicht verstehen, tut 
mir's leid. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Leicht? 

Mischnick (FDP) : Immer noch nicht kapiert? Tut 
mir leid. 

Leicht (CDU/CSU): Sie brauchen mich nicht zu 
belehren zum Kapieren, Herr Mischnick, denn die 
Frage habe ich mit Sicherheit besser kapiert als Sie; 
sonst würden Sie so etwas, was Sie eben sagten 
und überlegen Sie sich das und bestätigen Sie es 
vielleicht — — 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, Sie 
wollen eine Frage stellen! — Eine Frage! 

Leicht (CDU CSU) : Haben Sie, Herr Mischnick, 
immer noch nicht begriffen, daß der Hauptvorschlag 
in diesem Steuerprogramm - wir bräuchten an sich 
nicht mehr darüber zu reden, aber da die Diskussion 
sich ergeben hat, muß man es eben klarstellen —, 
die Erhöhung des Grundfreibetrages von 1 680 auf 
3 000 DM, eine steuerliche Entlastung für Ledige 
und Verheiratete, allerdings dann doppelt bei Ver-
heirateten, wenn sie Steuer gezahlt haben, in glei-
cher Höhe erbracht hätte und keine Unterschiede we-
gen Progression vorhanden sind? 

Mischnick (FDP) : Haben Sie denn noch immer 
nicht festgestellt, daß Ihr Gesamtprogramm, diese 
8 Milliarden, 

(Abg. Dr. Althammer: Jetzt weicht er wie-
der aus!) 

genau zu diesem Ergebnis geführt hätte, das ich hier 
genannt habe? 

(Abg. Leicht: Nein!) 

Wenn Sie das nicht sehen, tut es mir herzlich leid; 
dann kann ich das nur bedauern. Aber Sie wollen 
es eben nicht verstehen. Sie wollen der Öffentlich-
keit weismachen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

daß sie damit tatsächlich stabilitätsfördernd gewe-
sen wären. In Wahrheit war es ein Inflationsförde-
rungsgesetz, sonst gar nichts, dabei bleiben wir. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Leicht: Sie sollten es sich anschauen, bevor 
Sie darüber reden! — Abg. Rawe: Sie wol-
len doch im nächsten Jahr dasselbe ma-
chen! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Sie reden doch an der Sache vorbei!) 

— Also, entschuldigen Sie: Inflationsförderungsge-
setz ist so zutreffend, daß- ich es mit Sicherheit im-
mer wiederholen werde. Denn jedermann weiß jetzt 
draußen, daß Sie eben nicht bereit waren, die Stabi-
litätspolitik zu unterstützen, sondern im Gegenteil 
versucht haben, sie zu unterlaufen. Das haben wir 
mit aller Deutlichkeit gesagt. 

Herr Kollege Carstens, Sie haben dann davon ge-
sprochen, es sei zu spät gegen die Inflationsentwick-
lung vorgegangen worden. Sie haben davon gespro-
chen, daß Kollege Möller zurückgetreten sei, und 
dann haben Sie Herrn Kollegen Schiller gepriesen, 
der nach Ihrer Ansicht eine andere Meinung gehabt 
hat und sich nicht durchsetzen konnte. Haben Sie 
sich eigentlich einmal überlegt: wenn 1970 der Kol-
lege Schiller gegangen wäre, daß dann vielleicht 
manche andere Entwicklung gar nicht so eingetreten 
wäre? Denn Sie haben doch selbst in Ihrer Ehe mit 
ihm im Wahlkampf 1972 gemerkt, daß manches von 
dem, was der Kollege Schiller damals vertreten hat, 
eben doch nicht das Richtige war. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

Sie sollten deshalb nicht immer wieder vom Rück-
tritt des Kollegen Möller anfangen, sondern sollten 
dann das Ganze sehen. Hier können Sie mit Sicher-
heit wirklich keinen Blumentopf gewinnen. 

Eines, Herr Kollege Carstens, möchte ich aller-
dings mit aller Deutlichkeit sagen. Sie haben es für 
richtig gehalten, aus der Arbeit, aus den noch nicht 
abgeschlossenen Beratungen des Untersuchungsaus-
schusses hier Teile in die Diskussion einzuführen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Sie, Herr Kollege Carstens, legen immer sehr gro-
ßen Wert — und dafür habe ich Verständnis — auf 
Stil. Ich empfinde es als Stillosigkeit, daß zu diesem 
Zeitpunkt, wo die Beratungen des Untersuchungs-
ausschusses nicht abgeschlossen sind, sie hier in die 
Plenardebatte eingeführt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Leicht: Die sind doch öffentlich!) 

Ich empfinde es als Stillosigkeit, daß Sie hier über 
Punkte diskutieren, von denen Sie genau wissen, 
daß in den Beratungen im Ausschuß Fragen erörtert 
worden sind, wie weit man auch einmal Praxen der 
Vergangenheit mit prüfen muß. Ich hätte es für 
besser gehalten, Sie hätten dazu zu diesem Zeit-
punkt nichts gesagt. Es ist niemand daran gehindert,. 
das, wenn die Berichte hier auf dem Tisch des Hau-
ses liegen und beraten werden, im Detail zu tun. 
Aber das zwischenzeitlich zu tun, war bisher in die-
sem Hause nicht üblich. Ich bedauere das. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Rawe? 

Rawe (CDU/CSU) : Über Stilfragen kann man 
immer streiten. Aber wie beurteilen Sie es denn, 
wenn Sie in Ihrem Pressedienst und die andere 
große Fraktion, die der Regierungskoalition ange- 
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hört, in ihrem Pressedienst schon dauernd Unter-
suchungsergebnisse vorwegnehmen und Herr 
Carstens lediglich das hier wiedergegeben hat, was 
in der Öffentlichkeit diskutiert wird? 

Mischnick (FDP) : Lieber Herr Kollege, Sie wis-
sen doch ganz genau, daß während der gesamten 
Arbeit des Untersuchungsausschusses die Presse-
stellen aller Parteien dazu immer wieder Stellung-
nahmen abgegeben haben. Allerdings ist  es für 
mich ein ganz entscheidender Unterschied, ob ich 
hier von dieser Stelle aus im Deutschen Bundestag 
Teile zur Diskussion stelle, und das als Fraktions-
vorsitzender, 

(Abg. Dr. von Bülow: Und als Professor!) 

und ihnen damit ein Gewicht gebe, das einzelne 
Presseerklärungen niemals in der gleichen Weise 
haben können. Das ist der Punkt, über den Sie sich 
klar sein müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Das ist aber 
das Letzte! — Abg. Rawe: Bescheidenheit, 
Herr Mischnick! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Haben Sie eine so schlechte 
Pressestelle, daß Sie ihr kein Gewicht bei-

messen!) 

— Wenn Sie so darauf antworten, dann bitte ich Sie 
nachzulesen, was . Sie immer gesagt haben, wenn 
wir hier Presseerklärungen von Ihnen zitiert haben. 
Sie antworteten darauf, eine Presseerklärung sei 
nicht die offizielle Meinung, die offizielle Meinung 
würde hier von diesem Podium aus gesagt. Dieser 
Zwischenruf war also völlig neben der Sache. 

Herr Kollege Wehner hat davon gesprochen, daß 
die Freien Demokraten sich nicht in Fremdbestim-
mung nehmen lassen und nicht in Fremdbestimmung 
genommen werden wollen. Ein sehr wahres Wort. 
Ich habe hier anläßlich der Diskussion über die Re-
gierungserklärung davon gesprochen, daß diese 
Koalition nicht wie eineiige Zwillinge handeln wird, 
sondern daß ihre Partner von ihren unterschied-
lichen Standpunkten aus an die Sachfragen heran-
gehen werden. Das hat sich in den verschiedensten 
Punkten gezeigt. Wir haben mit unserem Koalitions-
partner in Sachfragen gerungen, und wir sind mit 
großem Interesse den Vorschlägen der Opposition, 
soweit sie Gegenpositionen bezog, gefolgt. Ich 
möchte hier allerdings die Behauptung zurückwei-
sen, es sei nicht mehr möglich gewesen, wenn in die-
sen letzten Jahren wesentlich andere Gesichtspunkte 
kamen, sie in die Ausschußberatungen mit einzube-
ziehen. Das ist nicht richtig. Ich erinnere daran, daß 
beispielsweise bei dem Betriebsverfassungsgesetz 
eine Reihe von Vorschlägen aus den Reihen der 
Opposition in dem zuständigen Ausschuß aufgenom-
men wurden. Daß wir allerdings hier im Plenum 
nicht mit wechselnden Mehrheiten gearbeitet haben, 
daß ist der entscheidende Fortschritt dieser Koalition 
gegenüber der Koalition mit der CDU/CSU. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Da wußten wir nie genau, ob nicht wieder eine 
Gruppe ausbricht, ob nicht mit einem Gruppenantrag 

versucht wird, das, was man mühsam als gemein-
same Basis geschaffen hatte, wieder zu verändern. 
Diese Art Politik werden wir nicht wieder machen, 
die wird man mit uns nicht wieder machen. Deshalb 
führen alle Hoffnungen so mancher Ihrer Gruppen 
— ich denke an die Sozialausschüsse —, man könnte 
vielleicht mit diesem oder jenem Vorschlag etwas 
erreichen, an der Sache vorbei. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir wissen, daß wir in manchen Fragen noch hart 
ringen müssen. Wir wissen, daß es manche Punkte 
gibt, wo die Meinungsverschiedenheiten nicht über-
brückt werden können. Aber wir werden nie den 
Fehler machen, dann nicht offen zu sagen, wo die 
Schwierigkeiten liegen, sondern wir werden uns 
immer bewußt sein, daß diese sozialliberale Koa-
lition als Koalition einen Wählerauftrag erteilt be-
kommen hat, den wir mit aller Ruhe und Nüchtern-
heit und mit Zielstrebigkeit bis 1976 auch erfüllen 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Eppler. 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich habe mich auf drei ganz kurze Be-
merkungen zu beschänken. 

Erstens. Herr Kollege Carstens, Ihr Zitat des Spre-
chers des Auswärtigen Amtes. Dieser Sprecher hat 
mir auf Anfrage mitteilen lassen, daß er, als er dies 
gesagt habe, den Aufsatz im „Vorwärts", auf den 
sich das bezieht, noch nicht gelesen gehabt habe 
und daß er deshalb diese Äußerung bedauere. 

(Abg. Dr. Cartens [Fehmarn] : Es blieb ihm 
nichts anderes übrig, nehme ich an! — Zu

- ruf von der CDU/CSU: Schon wieder einer 
zu kurz gekommen!) 

Zweiter Punkt, Herr Kollege Carstens:  zum The-
ma Dummheit. Ich habe keine Angst, daß dieser 
Vorwurf meinem Image sehr viel schaden wird. 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Das ist auch 
kaum möglich!) 

Aber ich glaube, es könnte Ihrem Image schaden, 
wenn Sie aus solchem Anlaß schon so aus der Rolle 
fallen, wie Sie das hier getan haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Herr Oberlehrer, schnallen Sie ab!) 

Im übrigen, Herr Kollege Carstens, biete ich Ihnen 
an, über die Themen, um die es hier geht, öffent-
lich mit Ihnen, notfalls im Fernsehen, zu diskutieren 
und dann dem deutschen Publikum das Urteil über 
unseren jeweiligen Intelligenzquotienten zu über-
lassen. 

(Abg. Leicht: Diese Replik unterstreicht vie

-

les! — Abg. Stücklen: Jetzt das mit dem 
Fusel!) 

— Jetzt kommt die Sache mit dem Fusel,  ja,  Herr 
Stücklen, das ist meine dritte Bemerkung. Ich habe 
— nun ist Herr Kollege Strauß nicht mehr hier — 
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den Artikel im „Spiegel", der Sie offenbar so er-
regt hat, begonnen mit einem Zitat eines Journa-
listen, der zu den führenden Journalisten des deut-
schen Protestantismus gehört und der mir gesagt 
hat, im Augenblick habe er den Eindruck, daß die 
ganze Union von Schelsky besoffen sei. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Würden Sie 
den Namen nennen, Herr Minister Eppler? 

— Weitere Zurufe von er CDU/CSU.) 

— Ich möchte ihn jetzt nicht nennen; ich möchte 
ihn erst fragen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Der große 
Unbekannte, nicht?! — Abg. Rawe: Sie 
haben es natürlich nicht gesagt! — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ach, ich bitte Sie! Ich bin gern bereit, Ihnen 
nachher diesen Namen zu sagen, Herr Carstens. 
Ich möchte ihn jetzt nicht vor dem Plenum sagen, 
weil ich das mit dem betreffenden Journalisten 
nicht abgesprochen habe. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Aber sich da-
mit verteidigen, das wollen Sie, nicht?!) 

Jedenfalls war es so, daß Herr Strauß dieses 
Zitat gar nicht angegriffen hat, wenn Sie das rich-
tig gehört haben. Dann habe ich dieses Bild fort-
geführt: Wenn das so ist, wo liegt dann in dem, 
was Schelsky zu sagen hat, der hochprozentige Al-
kohol? Das ist also die Fortsetzung dieses Bildes. 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Das ist eine 
Geschmacksfrage!) 

Und dann habe ich am Schluß gesagt 	dem Sinne 
nach —, dies ist für mich schlechter Alkohol, was 
der Mann da geboten hat, und ein anderes Wort da-
für ist Fusel — ein schlechter Alkohol. Und nun habe 
ich wieder das Bild aufgegriffen: Also ist es 
schlimm, daß sich eine Partei ihrer Größe an sol-
chem Fusel betrinkt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage. 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Bitte! 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Eppler, würden Sie bereit sein, zur Kenntnis zu 
nehmen, was Sie wirklich gesagt haben? 

(Bundesminister Dr. Eppler: Ja sicher!) 

Sie haben gesagt: „Wie muß es um eine große 
Partei bestellt sein, wenn sie sich an solchem Fusel 
besaufen kann!" 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ja, exakt das habe ich geschrie-
ben, weil ich der Meinung war, daß dies, wenn man 
in diesem Bild bleibt, schlechter Alkohol oder, wenn 
Sie so wollen, Fusel ist. 

(Abg. Dr. Jobst: Schlechte Verteidigung! — 
Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Das ist nicht Fusel, sondern Gefasel!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, wenn sich der Herausgeber des „Bayern-
kurier" über ein solches Bild empört, dann kommt 
mir das vor, wie wenn ein Metzger den Vegetaris-
mus predigen wollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat  der 
 Herr Bundesminister Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich war 
leider nicht im Raum, als Herr Kollege Carstens mich 
— wenn ich das recht verstanden habe, sonst korri-
gieren Sie mich bitte — dahin angegriffen hat, daß 
ich „neunmal" im Untersuchungsausschuß die Aus-
sage verweigert hätte, obgleich es um den Vor-
wurf gehe, ob die Regierung auf die Stimm-
abgabe eines Abgeordneten Einfluß genommen 
habe. Herr Kollege Carstens, ich darf zunächst 
sagen, ich verstehe natürlich, daß Sie durch 
einen solchen Angriff von dem Umstand ablenken 
wollen, daß das einzige, was bisher in diesem Aus-
schuß herausgekommen ist, eigentlich nur zwei Tat-
sachen sind: erstens, daß ein Mann wie Steiner in 
der CDU nicht nur Abgeordneter werden, sondern 
auch wichtige Funktionen in einem CDU-Landesver-
band wahrnehmen konnte, 

(Abg. Rawe: Reden Sie doch mal über die 
anderen Beteiligten! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

und zweitens, daß die Geldtransaktionen dieses 
Herrn ein seltsames Licht auf die Finanzierung Ihrer 
Partei werfen. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Nein! 

Was im übrigen den Angriff auf mich betrifft, 
Herr Kollege Carstens, so scheint er mir ein Muster-
beispiel für das zu sein, was Sie — im Gegensatz zu 
mir — als Fairneß verstehen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie sollten die Rechtslage kennen. Ich bin mit einer 
Aussagegenehmigung in diesen Ausschuß hineinge-
gangen, die sich eben nicht darauf erstreckte, Aus-
kunft über die Verwendung dieser Fonds zu geben. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Das kritisiere 
ich ja gerade! Das ist doch der Punkt!) 

— Herr Kollege Carstens, warten Sie doch ein biß-
chen! Zu all dem komme ich noch. — Zweitens be-
stand dazu gar kein Grund; denn nach dem Gesetz 
liegt die Kontrolle allein beim Präsidenten des Rech-
nungshofes. Dieser Präsident des Rechnungshofes, 
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den Sie ja wohl nicht auch noch in Ihr parteipoliti-
sches Spiel hereinziehen wollen, 

(Abg. Dr. Jobst: Der weiß doch nichts!) 

hat nicht nur erklärt, er könne bestätigen, daß kein 
Geld an Abgeordnete geflossen sei, sondern er hat 
auch noch, wie Herr Kollege Leicht, der hinter Ihnen 
sitzt, bestätigen wird, in einem an den Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses dargelegt, er wisse, wofür 
dieses Geld ausgegeben worden sei. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

— Jawohl, so ist es, Herr Leicht; ich kenne den Brief. 

(Abg. Haehser: Ich habe die Abschrift!) 

— Bitte! Das heißt, der Fall ist geklärt, es sei denn, 
Sie wollen auch noch die Institution der Kontrolle 
durch den Präsidenten des Rechnungshofes in Ihr 
parteipolitisches Spiel hineinziehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Carstens? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Nein, im Augenblick nicht! 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Das ist die 
Fairneß, wie Sie sie verstehen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Drittens. Herr Kollege Carstens, Sie haben doch 
nun wirklich aus Ihrer Zeit im Kanzleramt und im 
Verteidigungsministerium eine ganz hervorragende 
Einsicht, warum es so ist, daß über die Verwen-
dung dieser Mittel nicht gesprochen werden soll. 
Wohin würden wir kommen — es geht keineswegs 
nur um diesen Titel, sondern gleichzeitig auch um 
einen Titel des Auswärtigen Amts —, wenn wir 
diese Dinge im Widerspruch zum Gesetz offenleg-
ten? Aus dieser Sache, die nach der Rechtslage klar 
ist, machen Sie nun, ich hätte neunmal die Aussage 
verweigert. Für mich, Herr Kollege Carstens — um 
das klarzumachen —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

fällt dieser Vorgang unter die Rubrik — darunter 
fällt für mich übrigens auch die Rede, die Sie heute 
zum dritten- oder viertenmal hier im Bundestag ge-
halten haben —: Der Biedermann als Demagoge. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Carstens [Fehmarn] : Das klingt gut aus 

Ihrem Munde, Herr Ehmke!) 

Ich gestehe auch, Herr Kollege Carstens, daß ich 
von dieser Methode nicht überrascht bin. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Man muß auch 
wissen, was ein Biedermann ist!) 

Ich habe nämlich die Art, in der Sie so etwas 
machen, schon an dem Tag kennengelernt, als ich 
seinerzeit das Kanzleramt von Ihnen übernahm, Sie 
mir die streng geheime „Akte Bahr" gaben und 
meinten, das sei eine wichtige Sache, das könne nur 
der Chef des Kanzleramtes machen, das müsse ge-
klärt werden. Ich habe mich dazu schon einmal im 

vorigen Bundestag geäußert. Da gab es einen De-
nunzianten, der den damaligen Planungschef des 
Auswärtigen Amtes, der der Fürsorgepflicht des 
Kanzleramtes mit unterlag, denunziert hatte, 

(Abg. Dr. Althammer: Was plaudern Sie 
denn jetzt aus?) 

geheime Verbindungen zur SED zu haben, 

(Abg. Schröder [Lüneburg] : War das Herr 
Dissler?) 

und dafür wurden Zeugen, namhafte Journalisten, 
angegeben. In den Akten befand sich nichts darüber, 
woher dieser Mann eigentlich kam und wer er war. 
Es ergab sich aber, daß man die angeblichen Zeu-
gen jedenfalls nicht gehört hatte. Ich habe das dann 
in einer Woche getan. Die ganze Sache klärte sich 
als eine der miesesten Intrigen auf, die ich in Bonn 
gesehen habe. Vielleicht sollte man noch einmal 
versuchen festzustellen, woher dieser Denunziant 
damals eigentlich gekommen ist. 

Ich hoffe jedenfalls, ich kann diesem, wie ich 
meine, sehr unqualifizierten Angriff auf mich positiv 
entnehmen, Herr Kollege Carstens, daß Sie, wenn es 
jetzt um die Klärung des Vorwurfs geht, daß der 
BND in früheren Zeiten systematisch parteipolitisch 
mißbraucht worden ist, hinsichtlich Ihrer Aussage-
bereitschaft die Auffassung vertreten werden, die 
Sie mir heute — bei einer anderen Rechtslage — 
zum Vorwurf machen wollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Wie war es denn 
mit dem Mann aus der Schweiz? — Abg. 
Rawe: Ziemlich schwach! Das mit dem 
Mann aus der Schweiz scheint doch wohl 
alles richtig gewesen zu sein! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Bahr. 

(Abg. Rawe: Die machen jetzt alle in Recht

-

fertigung! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Jetzt marschieren alle Angeklagten auf! 
— Heiterkeit und weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Bahr, Bundesminister für besondere Aufgaben: 
Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Es geht 
nicht um eine Rechtfertigung, sondern darum, daß 
wir Herrn Professor Carstens korrigieren müssen. 
Er hat vorhin ein Zitat benutzt, mit dem er bewei-
sen wollte, daß die Sowjetunion eine Verpflichtung 
übernommen habe, Berlin in die Verträge einzu-
schließen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das finden Sie 
ganz schrecklich?!) 

Frau Präsident, ich zitiere mit Ihrer Genehmigung 
das, was Herr Professor Carstens unvollständig 
zitiert hat: 

Unter der Voraussetzung, daß Angelegenheiten 
der Sicherheit und des Status nicht berührt 
werden, wird die Sowjetunion keine Einwände 
haben   gegen die Ausdehnung von völker- 
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rechtlichen Vereinbarungen und Abmachungen, 
    vorausgesetzt, daß die Ausdehnung sol-
cher Vereinbarungen und Abmachungen je-
weils ausdrücklich erwähnt wird. 

Ich stelle fest, daß das Zitat, das Sie gebracht haben, 
nicht korrekt war. Daraus folgt, daß auch Ihre 
Schlüsse nicht korrekt sein konnten. 

(Abg. Reddemann: Das ist Ihre Interpre-
tation, Herr Bahr!) 

- Nein, es geht um den Wortlaut. 

(Abg. Reddemann: Dies ist ein neuer Rück

-

zug! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Sie wollen das gar nicht!) 

Es war aus folgendem Grunde nötig, dies richtig-
zustellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist unerhört, 
wie man für die nationalen Belange ein

-

tritt!) 

Aus solchen unvollständigen und nicht korrekten 
Zitaten könnten unsere Vertragspartner den Ein-
druck herleiten, als ob wir die strikte Einhaltung 
des Viermächteabkommens verändern wollten. 

(Abg. Reddemann: Hurra, der Bahr hat auch 
vor Wehner kapituliert!) 

Dies ist nicht der Fall. Wir sind für die strikte Ein-
haltung und volle Anwendung des Viermächte-
abkommens. 

Damit das nicht korrekte Zitat nicht so stehen-
blieb, war es notwendig, das richtigzustellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. 	 - 

(Abg. Leicht: Ist das Happening schon zu 
Ende?) 

— Damit schließe ich die allgemeine Aussprache. 

Zu einer persönlichen Erklärung nach § 36 der 
Geschäftsordnung hat Herr Bundesminister Schmidt 
das Wort. 

(Abg. Stücklen: Als Bundesminister oder 
Abgeordneter?) 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Frau Prä-
sidentin, ich habe mich kurz nach Beginn der Rede 
des Oppositionsführers zu einer tatsächlichen Erklä-
rung nach § 36 der Geschäftsordnung gemeldet. 
Diese Erklärung möchte ich abgeben. Der Opposi-
tionsführer hat davon gesprochen, daß 6 Milliarden 
DM wegen vorwerfbaren Zögerns seitens der Bun-
desregierung in unser Land geströmt seien. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Ist das eine per

-

sönliche Erklärung? — Abg. Reddemann: 
Das ist doch eine Einlassung zur Sache!) 

- Eine tatsächliche Erklärung! 

Der Oppositionsführer sprach weiter davon, der 
Bundesminister der Finanzen habe währungspoli-
tisch eigentlich nicht handeln wollen. Er hat dazu  

ein „Times"-Interview als scheinbaren Beleg heran-
gezogen. Diese Darstellungen entsprechen nicht den 
Tatsachen. 

(Abg. Reddemann: Will er die Debatte neu 
eröffnen? - Abg. Rawe: Frau Präsidentin, 
liegt Ihnen diese Erklärung schriftlich vor?) 

— Dies ist eine tatsächliche Erklärung, die nach der 
Geschäftsordnung zulässig ist und die rechtzeitig 
angemeldet wurde. Ich darf die Frau Präsidentin 
bitten, mir Gehör zu verschaffen. 

(Abg. Rawe: Sie haben eine persönliche Er

-

klärung angemeldet! So geht das nicht! Sie 
müssen die dann vorher schriftlich vor

-

legen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich meine, die 
Mitglieder des Ältestenrates sollten die Geschäfts-
ordnung kennen. Es heißt in § 36 der Geschäftsord-
nung: „Zu einer tatsächlichen oder persönlichen Er-
klärung ...". Ich habe das Wort nach § 36 erteilt. 

(Abg. Rawe: Aber dann muß diese Erklä

-

rung Ihnen vorliegen! Dies ist keine!) 

Ich wäre dankbar, wenn man die Bestimmung nach-
läse. 

Bitte schön, Herr Bundesminister! 

Schmidt, Bundesminister vier Finanzen: Ich stelle 
hierzu drei Tatsachen fest. 

Erstens. Die Bundesregierung hat seit Einsetzen 
der Weltwährungskrise im Februar 1973 darauf hin-
gewirkt, daß sich die Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft gemeinsam vom festen Wechselkurs zum 
amerikanischen Dollar lösen. Dies ist im Februar 
zunächst aus zwei Gründen gescheitert. Zum einen 
hatte sich Frankreich seine Bereitschaft zwar erst-
mals abringen lassen, sie jedoch von der Mitwir-
kung Großbritanniens im EG-Währungsverbund ab-
hängig gemacht. Großbritannien sah sich dazu jedoch 
nicht in der Lage. Zum anderen wurde die Situation 
zunächst durch die Abwertung des amerikanischen 
Dollars entschärft. 

Zweitens. Das beharrliche Festhalten an der Erfül-
lung unserer vertraglichen völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen im Februar, von dem der Oppositions-
führer meint, Deutschland hätte sich einseitig und 
allein davon lösen wollen, hat überhaupt erst die 
Handlungsbereitschaft der anderen Staaten herbei-
geführt. Ein isoliertes Handeln der Bundesrepublik 
hätte den europäischen Währungsverbund zerstört. 
Die unseren EG-Partnern gegenüber klar ausge-
sprochene Eventualkonsequenz, sich schließlich doch 
davon lösen zu müssen, hat im März dann zu zweier-
lei Ergebnissen geführt. Zum einen haben die bis-
herigen Partner des Verbundes schließlich doch 
— und zwar ohne Bedingungen in bezug auf Eng-
land und Italien — unseren Vorschlag auf Lösung 
vom amerikanischen Dollar angenommen. Zum an-
deren haben die Vereinigten Staaten von Amerika 
dies ausdrücklich akzeptiert. Niemand, Herr Profes- 
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sor Carstens, bezweifelt die Rolle der deutschen Re-
gierung bei diesem Vorgang. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Die Debatte ist 
wieder aufgenommen!) 

Die Bezugnahme auf vorweggehende Zeitungs-
interviews ist hier ohne Bedeutung. 

(Abg. Dr Carstens [Fehmarn] : Das ist eine 
Debatte zur Sache!) 

Jedermann ist geläufig, daß man währungspolitische 
Absichten nicht im Vorwege bekanntgeben kann. 

Der Vorwurf mangelnden Handlungswillens ist 
nicht belegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Sachdebatte 
ist wieder eröffnet!) 

Ich darf für Sie persönlich hinzufügen, Herr Pro-
fessor Carstens, daß ich um Ihre Nachsicht bitte, 
wenn ich bei Ihrer Rede nicht anwesend war. Ich 
bitte, mir zu glauben, daß ich seit Montagabend mit 
einer ziemlichen Grippe zu tun habe. Aber ich habe 
Ihre Rede Wort für Wort in meinem Zimmer gehört. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort zur 
Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Frau 
Präsidentin hat darauf hingewiesen, daß der Herr 
Bundesminister der Finanzen das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung nach § 36 der Geschäftsordnung 
erbeten habe. Es heißt dort: 

Zu einer tatsächlichen oder persönlichen Erklä-
rung kann der Präsident außerhalb der Tages-
ordnung das Wort erteilen. 

Auf diese Möglichkeit hat sich der Herr Bundes-
minister der Finanzen berufen. Die Frau Präsidentin 
ging wahrscheinlich davon aus, daß nicht nur nach 
dem Wortlaut, sondern auch nach dem Sinn dieser 
Vorschrift hier eine tatsächliche Erklärung abge-
geben werden sollte. Was wir gehört haben, ist eine 
Erklärung, mit der die Sachdebatte wieder eröffnet 
worden ist und die nicht als tatsächliche Erklärung 
im Sinne dieser Vorschrift aufgefaßt werden kann. 
Ich möchte das hier ausdrücklich sagen. 

Gleichzeitig rege ich an, Herr Kollege Schulte, 
daß hier von § 129 Gebrauch gemacht wird. Ich 
darf ihn einmal vorlesen: 

Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinaus

-

gehende Auslegung einer Vorschrift dieser Ge

-

schäftsordnung kann nur der Bundestag nach 

Prüfung durch den Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung beschließen. 

Ich möchte nämlich nicht erleben, daß die Bundes-
regierung — — 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
haben Sie einen Antrag zu stellen? Sie haben sich 
dazu gemeldet. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Frau Präsidentin, 
ich habe zur Geschäftsordnung das Wort erbeten 
und zunächst einmal eine Anregung gegeben. Ich 
rege nämlich an, daß von § 129 Gebrauch gemacht 
wird — „über den Einzelfall hinausgehende Aus-
legung" —, und möchte zur Erläuterung dazu sagen, 
daß ich nicht erleben möchte, daß sich diese Bundes-
regierung einer Sachdebatte im Parlament entzieht, 
indem sie sich unter Hinweis auf § 36 zu Wort mel-
det. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Zur Geschäfts-
ordnung, Herr Abgeordneter Rawe. 

Rawe (CDU/CSU) : Frau Präsidentin, ich bitte um 
Nachsicht. Ich melde mich noch einmal zur Ge-
schäftsordnung, weil Sie darauf hingewiesen haben, 
daß wir dann einen Antrag zu stellen haben. Ich 
stelle hiermit den Antrag, daß die Debatte wieder 
eröffnet wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Debatte war 
geschlossen. Wer möchte sich dem Antrag anschlie-

ßen, die Debatte wieder zu eröffnen? — Gegenprobe! 
- Das letzte war die Mehrheit; die Debatte bleibt 

geschlossen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Das werden 
wir uns fürs nächste Mal merken! — Abg. 
Haehser: Sie haben doch gar keinen Redner 
mehr! Was wollen Sie denn? Sie geben ja 

an!) 

Der Ältestenrat hat Ihnen die Überweisungsvor-
schläge unterbreitet. Wer der Überweisung beider 
Vorlagen an den Haushaltsausschuß zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe das Haus auf Mittwoch, den 7. No-
vember 1973, 13.30 Uhr zu einer Fragestunde ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.54 Uhr.) 
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Behrendt * 26. 10. 
Frau Benedix 26. 10. 
Dr. Dr. h. c. Birrenbach 26. 10. 
Blumenfeld 30. 10. 
Brandt (Grolsheim) 27. 10. 
Bredl 27. 10. 
Buchstaller 30. 10. 
Dr. Bußmann 28. 10. 
Dr. Corterier 30. 10. 
Damm 30. 10. 
van Delden 30. 10. 
Dregger 30. 10. 
Entrup 26. 10. 
Erhard (Bad Schwalbach) 26. 10. 
Fellermaier * 10. 11. 
Flämig 30. 10. 
Frehsee * 26. 10. 
Friedrich 26. 10. 
Dr. Geßner 30. 10. 
Graaff 26. 10. 
Härzschel 26. 10. 
Hupka 30. 10. 
Dr. Jaeger 30. 10. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 2. 11. 
Jaschke 26. 10. 
Jaunich 26. 10. 
Dr. Kempfler 26. 10. 
Kiep 26. 10. 
Dr. h. c. Kiesinger 26. 10. 
Klepsch 30. 10. 
Dr. Kliesing 28. 10. 
Dr. Köhler (Duisburg) 26. 10. 
Krall 30. 10. 
Krampe 30. 10. 
Dr. Kreile 26. 10. 
Lagershausen 26. 10. 
Lange 30. 10. 
Lücker * 2. 11. 
Dr. Martin 27. 10. 
Dr. Marx 26. 10. 
Mattick 30. 10. 
Memmel * 26. 10. 
Dr. Müller (München) 26. 10. 
Neumann 30. 10. 
Frau Dr. Neumeister 26. 10. 
Neumann 30. 10. 
Dr. Nölling 26. 10. 
Frau Dr. Orth 26. 10. 
Pfeifer 26. 10. 
Picard 27. 10. 

*) Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Pieroth 26. 10. 
Dr. Prassler 26. 10. 
Richter 30. 10. 
Ronneburger 30. 10. 
Scheu 26. 10. 
Schirmer 26. 10. 
Frau Schleicher 28. 10. 
Schmidt (Kempten) 26. 10. 
Schmidt (München) * 26. 10. 
Schmidt (Würgendorf) 30. 10. 
Schmöle 26. 10. 
von Schoeler 26. 10. 
Schulte (Schwäbisch-Gmünd) 26. 10. 
Dr. Schulz (Berlin) * 26. 10. 
Schwabe 26. 10. 
Dr. Schwörer * 26. 10. 
Seefeld * 26. 10. 
Seibert 26. 10. 
Dr. Slotta 26. 10. 
Dr. Starke (Franken) 26. 10. 
Walkhoff * 26. 10. 
Frau Dr. Walz 26. 10. 
Weber (Heidelberg) 26. 10. 
Dr. Wendig 26. 10. 
Werner 26. 10. 
Frau Will-Feld 26. 10. 
Wolfram. 26. 10. 
Zebisch 26. 10. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 26. Oktober 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Hansen (SPD) (Drucksache 7/1122 Fragen A 84 
und 85) : 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um Nachteile bei 
der Zulassung zum Studium für die Studienbewerber, die eine 
Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 des Grundgesetzes abge-
leistet haben, zu verhindern? 

Bleiben verschärfte Zulassungsbedingungen, die erst während 
der Dienstzeit eingeführt worden sind, bei der Zulassung ehema-
liger Soldaten außer Betracht, und wird die Zeit der Dienst-
pflicht als Wartezeit für einen Studienplatz anerkannt? 

Zu Frage A 84: 

Die Länder haben im Staatsvertrag über die Ver-
gabe von Studienplätzen vom 20. 10. 1972 das Aus-
wahlverfahren für Fächer mit Zulassungsbeschrän-
kungen festgelegt. Nach § 12 Abs. 1 und 2 der von 
den Ländern einheitlich erlassenen Rechtsverord-
nungen, die der Ausfüllung des Staatsvertrages die-
nen, erhalten unter anderem diejenigen, die den 
Wehrdienst absolviert haben, vorab einen Studien-
platz. 

Zu diesem Kreis der bevorzugt Zuzulassenden 
gehören einmal diejenigen, die vor Dienstantritt 
einen Studienplatz erhalten haben, das Studium aber 
wegen des Wehrdienstes nicht beginnen konnten, 
zum anderen diejenigen, denen ein Studienplatz von 
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der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen (ZVS) vor Antritt des Dienstes noch nicht zuge-
wiesen worden ist, sie aber zu diesem Zeitpunkt 
einen Studienplatz aufgrund ihrer Qualifikation oder 
ihrer Wartezeit erhalten hätten. Weitere Voraus-
setzung ist weiterhin, daß bei oder nach Beginn ihres 
dort genannten Dienstes für den betreffenden Stu-
diengang nicht an Hochschulen Zulassungsbeschrän-
kungen bestanden oder Höchstzahlen festgesetzt wa-
ren. Nachdem Zeitsoldaten von der ZVS zunächst 
nicht in diese Regelung einbezogen worden waren, 
hat die Bundesregierung im Verwaltungsausschuß 
der ZVS darauf hingewirkt, daß die o. a. Rechtsver-
ordnung der Länder dahingehend geändert wird, daß 
auch diese Personengruppe in den Genuß der Vor-
weg-Regelung kommt und vor Nachteilen bewahrt 
bleibt. 

Zu Frage A 85: 

Eine Verschärfung der Zulassungsbedingungen, 
die erst während der Dienstzeit eingeführt worden 
ist, bleibt bei der Zulassung dieser Bewerbergruppe 
außer Betracht. 

Der Staatsvertrag der Länder über die Vergabe 
von Studienplätzen bewertet diejenige Zeit als 
Wartezeit, die nach Erwerb der Berechtigung für den 
gewählten Studiengang verstrichen ist. Danach fällt 
auch die Zeit der Dienstpflicht nach Erlangung der 
Hochschulreife in die Wartezeit gemäß Artikel 11 
Abs. 1 Nr. 2 des o. a. Staatsvertrages in Verbindung 
mit § 9 der dazugehörenden Rechtsverordnung. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 26. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Wernitz (SPD) (Drucksache 7/1122 Frage A 86) : 

Wie steht die Bundesregierung zur öffentlich vorgetragenen 
Anregung nach Aufstellung eines Rahmenplans für den Hoch-
schullehrerbedarf, detailliert für die einzelnen Bereiche bzw. 
Hochschullehrerkategorien? 

Die Bundesregierung mißt Bedarfsfragen für alle 
Bereiche des Bildungswesens besondere Bedeutung 
bei. Sie ist daher ständig bemüht, durch die Verga-
be entsprechender Forschungs- und Untersuchungs-
aufträge sowie durch eigene Analysen und Untersu-
chungen, Unterlagen für eine möglichst fundierte 
Prognose des zukünftigen Bedarfs an Absoventen 
der einzelnen Bildungsstufen zu gewinnen. Dies gilt 
vorrangig auch für den Lehrer- und Hochschulleh-
rerbedarf, da einerseits die öffentliche Hand hier 
weitgehend der einzige Arbeitgeber ist und anderer-
seits die Prognostizierbarkeit aufgrund relativ gesi-
cherter Vorhersagen über die Entwicklung und Ver-
teilung der Anzahl der Auszubildenden sowie über 
die politisch „vorgebbaren" Schüler-Lehrer-Relatio-
nen relativ gut ist. Der Bildungsgesamtplan enthält 
bereits eine Prognose des Gesamtbedarfs an Hoch-
schullehrern bis 1985. Hierauf gilt es nun aufzubau-
en und unter Berücksichtigung des Bestands an 

Hochschullehrer sowie ihrer voraussichtlichen Be

-

rufsaustritte des Netto- bzw. Neubedarf zu bestim-
men. 

Insofern trifft sich die Anregung eines Rahmen-
plans für den Hochschullehrerbedarf mit entspre-
chenden Überlegungen des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft, die darauf abzielen, eine 
solche Prognose auch zur Grundlage der Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses aufgrund des 
Graduiertenförderungsgesetzes und ähnlicher Maß-
nahmen zu machen. Neben internen Vorbereitungen 
und Analysen läuft gegenwärtig in Übereinstim-
mung mit den Ländern eine entsprechende Unter-
suchung im Seminar für Soziologie der Universität 
Erlangen/Nürnberg, die im Laufe des nächsten Jah-
res abgeschlossen werden wird. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ravens vom 24. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Althammer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122, 
Frage A 93) : 

Trifft es zu, daß sich Sonderminister Bahr bemüht hat, west-
liche Botschafter zu einer Aktion gegen die  Fluchthilfeorganisa-
tionen in Berlin zu bewegen? 

Ihre mündliche Anfrage Nummer 93 beantworte 
ich mit Nein. 

Im übrigen beziehe ich mich zu diesem Thema auf 
die Antworten des Chefs des Bundeskanzleramtes 
in der Fragestunde am 18. Oktober 1973. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Moersch vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Leicht (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122, Frage B 1) : 

Unter Bezugnahme auf die Antwort des Auswärtigen Amts 
vom 10. Mai 1973 in Sachen Sequesterland — insbesondere im 
Raum Berg Scheibenhard — frage ich die Bundesregierung, ob 
sich Änderungen gegenüber den im genannten Schreiben ge-
troffenen Feststellungen ergeben haben, bzw. bis wann Regelun-
gen für die Betroffenen zu erwarten sind? 

Die Freigabe des grenznahen beschlagnahmten 
deutschen Grundeigentums ist Bestandteil der Re-
gelungen des deutsch-französischen Abkommens 
vom 31. 7. 1962. Dieses Abkommen, das von der 
französischen Nationalversammlung bereits vor 
mehreren Jahren verabschiedet wurde, ist mehrfach 
Gegenstand deutsch-französischer Gespräche ge-
wesen, die unsererseits mit dem Ziel geführt wur-
den, Frankreich anstelle der darin vorgesehenen 
endgültigen Abtretung des Mundatwaldes eine fi-
nanzielle Abfindung zu zahlen. Zuletzt wurde das 
Thema bei der deutsch-französischen Außenminister-
konsultation am 12. 6. 1973 in Bonn 'besprochen. Der 
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französische Außenminister Jobert sagte dabei zu, 
die Angelegenheit prüfen zu wollen. Unsere Bot-
schaft in Paris ist inzwischen angewiesen worden, 
sich nach dem Sachstand zu erkundigen. 

Nach unseren bisherigen Erfahrungen ist jedoch 
mit einer baldigen Regelung der Angelegenheit 
durch Änderung des Abkommens nicht zu rechnen. 
Die betroffenen Grundeigentümer bleiben daher 
weiterhin auf das Verfahren nach dem Reparations-
schädengesetz angewiesen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Oktober 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Alber 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Frage B 2) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Feststel-
lung des Dritten Senats des Bundesarbeitsgerichts (3 AZR 2672 
und 3 AZR 34/72), der Grundsatz von Treu und Glauben gebiete 
es, bei einem Währungsverfall großen Ausmaßes den Beziehern 
von betrieblichen Altersrenten einen Ausgleich zu gewähren, 
wegen des Grundsatzes der Gleichbehandlung auch auf die frei-
willig Versicherten in der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder Anwendung finden muß, und wenn ja, ist die Bundes-
regierung bereit, auf eine Verwirklichung dieses Grundsatzes 
hinzuwirken? 

Das Bundesarbeitsgericht hat in den von Ihnen 
bezeichneten Entscheidungen die Auffassung ver-
treten, daß nach den Geboten von Treu und Glau-
ben mindestens bei einer Verteuerung von über 
40 v. H. für Bezieher betrieblicher Altersrenten ein 
Ausgleich gefunden werden müsse. Beiden Entschei-
dungen lagen Tatbestände zugrunde, nach denen die 
Kläger bis zum Eintritt des Versorgungsfalls bei 
ihrem Arbeitgeber beschäftigt waren. 

Die diesen Klägern vergleichbaren früheren Ar-
beitnehmer des öffentlichen Dienstes erhalten be-
reits seit dem 1. Januar 1967, dem Tag der Einfüh-
rung der sog. „Reformsatzung" bei der Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Länder (VBL), Versor-
gungsrenten, deren währungsbedingte Wertminde-
rung nicht nur jeweils ausgeglichen wird, sondern 
die sogar darüber hinaus am Wirtschaftswachstum 
teilhaben. Damit ist im öffentlichen Dienst schon 
wesentlich früher und in wesentlich größerem Um-
fange den Anforderungen entsprochen, die das Bun-
desarbeitsgericht in seinen beiden Entscheidungen 
herausgestellt hat. 

Hinsichtlich der von Ihnen angesprochenen frei-
willig Versicherten der VBL darf ich zunächst auf 
die Begründung der genannten Entscheidungen des 
Bundesarbeitsgerichts hinweisen, in denen aus-
drücklich betont wird, daß sich die Urteile wegen 
des vielschichtigen und kontroversen Problems des 
„Ausgleichs der Geldentwertung" nicht auf Formen 
der betrieblichen Altersversorgung beziehen, die 
auf privatrechtlicher Versicherung beruhen. Bei den 
freiwillig Versicherten der VBL handelt es sich im 
Regelfall um Arbeitnehmer, die aus ihrem Arbeits-
verhältnis zu einem an der VBL beteiligten Arbeit-
geber vor dem Eintritt des Versicherungsfalls aus-
geschieden und daher im Zeitpunkt des Versiche-

rungsfalls nur freiwillig oder beitragsfrei versichert 
sind. Diese Personen haben ihre Bindungen an den 
Arbeitgeber aufgegeben und das Versicherungs-
verhältnis zur VBL in eigener Verantwortung wei-
tergeführt. Ihre Ansprüche können daher auch nur 
nach den folgenden versicherungsrechtlichen Grund-
sätzen beurteilt werden: 

Die Versicherungsrenten sind in ihrer Höhe, wie 
z. B. auch die Leistungen aus Lebensversicherungs-
verträgen, von der Summe der eingezahlten Bei-
träge abhängig. Sie stellen den versicherungsmathe-
matisch errechneten Gegenwert der eingezahlten 
Beiträge dar. Solche Renten können nicht ohne wei-
teres laufend den wirtschaftlichen Verhältnissen an-
gepaßt werden. Denn die für eine laufende Anpas-
sung erforderlichen Mehrbeträge müßten aus der 
Deckungsrücklage des Versicherungsträgers für an-
dere Versicherungsrentner sowie für solche Arbeit-
nehmer entnommen werden, die künftig Versiche-
rungsrentner werden. Diese Deckungsrücklage ist 
aber versicherungsmathematisch berechnet. Ihre 
Höhe war und ist für die Höhe der eingezahlten und 
noch einzuzahlenden Beiträge maßgebend und kann 
wegen der individualrechtlichen Stellung der frei-
willig bei der VBL versicherten Personen nicht etwa 
durch eine sich auf die Zukunft auswirkende Anhe-
bung des Beitrags auch für Dynamisierungszwecke 
bereits abgeschlossener Versicherungsfälle aufge-
stockt werden. 

Unter diesen Voraussetzungen sehe ich keine 
Möglichkeit, die in den genannten Entscheidungen 
des Bundesarbeitsgerichts auf einen völlig anderen 
Personenkreis bezogene Rechtsauffassung auch auf 
die freiwillig Versicherten der VBL zu erstrecken. 

Anlage 7 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 25. Oktober 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Niegel 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Frage B 3) : 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung im einzelnen 
über die Errichtung von Zentren für den Katastrophenschutz. auf 
Kreisebene (K-Zentren)? 

Die zusäztliche Ausstattung für den Katastrophen-
schutz (Bundesanteil) soll nach Nr. 15 der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift über die zusätzliche 
Ausstattung des Katastrophenschutzes vom 27. Fe-
bruar 1972 (Gemeinsames Ministerialblatt 1972, 
Seite 188) zusammen mit der friedensmäßigen Aus-
stattung, möglichst in KS-Zentren, untergebracht 
werden. Diese allgemeine Vorschrift wird für ihre 
Anwendung im Einzelfall noch ergänzt durch die 
Verwaltungsvorschrift über die Unterbringung des 
Katastrophenschutzes, deren Entwurf vom Bundes-
amt für zivilen Bevölkerungsschutz z. Z. erarbeitet 
wird. 

Die gemeinsame Unterbringung der verschiedenen 
Fachdienste sowie des friedensmäßigen Katastro-
phenschutzes mit dem Bundesanteil bietet beispiels-
weise die Möglichkeit, Unterkunfts-, Aufenthalts- 
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und sanitäre Räume, die Einsatzleitung sowie Fern-
melde-, Alarmierungs- und Wartungseinrichtungen 
gemeinsam zu nutzen. Sie ist daher wirtschaftlicher 
und effektiver. Die Zusammenarbeit der Fachdienste 
wird erleichtert und das Zusammenwachsen des 
friedensmäßigen Katastrophenschutzes mit dem Bun-
desanteil zu einem einheitlichen Instrument der 
Katastrophenabwehr gefördert. Bei der Unterbrin-
gung des Bundesanteils des Katastrophenschutzes 
wird daher im konkreten Fall jeweils geprüft, ob 
nicht die Errichtung eines KS-Zentrums auf Kreis-
ebene möglich ist. Die Bundesregierung will mit die-
ser Förderung der KS-Zentren insbesondere die 
Vorteile nutzen, die solche Zentren bieten. 

KS-Zentren werden z. B. zur Zeit gebaut bzw. sind 
geplant für Osterholz, Kiel, Bochum, Castrop-Rauxel, 
Soest, Mühlheim, Köln, Alsfeld, Aalen, Schwäbisch 
Gmünd, Landshut, Augsburg-Göggingen, Ingolstadt, 
Bamberg und Bayreuth. 

Bei einer gemeinsamen Unterbringung mit dem 
friedensmäßigen Katastrophenschutz ist nicht immer 
der Bund Träger des Katastrophenschutz-Zentrums, 
sondern oftmals die Kommune oder eine Hilfsorga-
nisation. In einem solchen Fall gewährt der Bund 
für die Unterbringung seines Anteils einen Zuschuß. 

Die Abstimmung der verschiedenen Interessen 
der jeweiligen Bedarfsträger gestaltet sich erfah-
rungsgemäß oft schwierig und zeitraubend. 

Der große Nachholbedarf an ordnungsgemäßen 
Unterkünften und die Vielzahl der Förderungsan-
träge lassen es im Hinblick auf die knappen Haus-
haltsmittel oft nicht zu, den Wünschen nach Errich-
tung eines KS-Zentrums zeitgerecht zu entsprechen. 
Entsprechend den oben dargelegten Grundsätzen 
bemühe ich mich aber, die Errichtung von Kata-
strophenschutz-Zentren zu fördern. 

Anlage 8 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 25. Oktober 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wer-
nitz (SPD) (Drucksache 7/1122 Frage B 4): 

Wann ist mit einer Rechtsverordnung zu § 62 des Bundesgrenz-
schutzgesetzes, die eine Übertragung von Grenzschutzaufgaben 
auf die Zollverwaltung regelt, zu rechnen? 

Der Referentenentwurf einer Rechtsverordnung 
zu § 62 BGSG ist bereits mit den beteiligten Bundes-
ministerien, insbesondere dem Bundesminister der 
Finanzen, erörtert worden. Dabei konnte über einen 
Teil der wesentlichen Fragen Einvernehmen erzielt 
werden. Die Verhandlungen über die noch zu klä-
renden Probleme werden in Kürze fortgesetzt. 

Ein endgültiger Termin für den Erlaß der Rechts-
verordnung kann zur Zeit noch nicht genannt wer-
den. Dies gilt auch deshalb, weil ein sachlicher Zu-
sammenhang der Rechtsverordnung zu § 62 BGSG 
mit der vorgesehenen Verwaltungsvereinbarung ge-
mäß § 63 BGSG besteht, die noch mit dem Land Bay-
ern abzuschließen ist. Auch die Verhandlungen mit  

dem Land Bayern über diese Vereinbarung konnten 
noch nicht zum Abschluß gebracht werden. 

Ich bleibe bemüht, den Erlaß der Rechtsverord-
nung zu § 62 BGSG soweit möglich zu beschleunigen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner vom 25. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1122 Frage B 5) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele gemeinnützige 
ländliche Vereine in die Körperschaftsteuerpflicht hineingeraten, 
weil ihre Überschüsse infolge der Preissteigerungen die Baqatell-
grenze von 5 000 DM übersteigen, und ist die Bundesregierung 
bereit, hier Abhilfe zu schaffen? 

Kulturelle, sportliche und gesellige Veranstaltun-
gen gemeinnütziger Vereine, bei denen Einnahmen 
erzielt werden, stellen grundsätzlich steuerschäd-
liche wirtschaftliche Geschäftsbetriebe dar, die der 
Körperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer unter-
liegen. Sie werden nach § 9 Abs. 3 Gemeinnützig-
keitsverordnung ausnahmsweise als steuerlich un

-

schädliche Geschäftsbetriebe behandelt, das bedeu-
tet Steuerfreiheit bei der Körperschaftsteuer und 
Gewerbesteuer, ermäßigter Steuersatz bei der Um-
satzsteuer, wenn der Überschuß der Einnahmen, 
über die Unkosten nicht mehr als 50 v. H. der Einna-
men, höchstens jedoch 5 000 DM im Jahr beträgt und 
nur für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke des Vereins verwendet wird. Da die betref-
fenden Vereine mit ihren wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben zu voll steuerpflichtigen gewerblichen Un-
ternehmen in Wettbewerb treten, kann die Bundes-
regierung aus Gründen steuerlicher Gleichbehand-
lung eine Anhebung der bereits großzügig bemesse-
nen Grenze von 5 000 DM nicht befürworten. 

Die Bundesregierung ist im übrigen nicht der Auf-
fassung, daß Preissteigerungen zwangsläufig zur 
Überschreitung der Grenze von 5 000 DM führen. 
Soweit gemeinnützige Vereine im Rahmen kulturel-
ler, sportlicher oder geselliger Veranstaltungen die 
Preise lediglich erhöhen, um gestiegene Unkosten 
abzudecken, ändert sich an dem bisherigen Zustand 
nichts. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1122 Fragen B 6 und 7): 

ist die Bundesregierung bereit, gemäß der Ziffer 7 der Schluß-
erklärung der Pariser Gipfelkonferenz eine schrittweise und 
wirksame Offe ring des öffentlichen Vergabewesens (Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft) durchzufüh-
ren, und wenn ja, in welcher Form soll das geschehen? 

Glaubt die Bundesregierung, daß, wie es die Schlußerklärung 
der Pariser Gipfelkonferenz vorsah, am 1. Januar 1974 der Über- 
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gang zur Zweiten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
möglich ist, und wenn nicht, welches sind die Ursachen? 

Zu Frage B 6: 

Eine Öffnung der Beschaffungsmärkte der öffent-
lichen Hand für ausländische Bewerber ist seit jeher 
das Bestreben der Bundesregierung. Sie hat daher 
bereits 1960 durch den sogenannten Liberalisierungs-
erlaß ohne Rücksicht auf die Gegenseitigkeit anderer 
Staaten die Auftragsvergabe liberalisiert und dieses 
Ziel ständig weiter verfolgt. 

Durch den Beschluß der Bundesregierung vom 27. 
Oktober 1972, der die Pariser Beschlüsse vom 19./ 
20. Oktober 1972 in innerstaatliche Maßnahmen um-
setzt, ist der Bundesminister für Wirtschaft und Fi-
nanzen beauftragt worden, auf dem Gebiete des 

öffentlichen Auftragswesens insbesondere darauf 
hinzuwirken, daß gewichtige öffentliche Bauaufträge 
nicht mehr ausschließlich im Bundesgebiet, sondern 
im gesamten gemeinsamen Markt ausgeschrieben 
werden. 

In Erfüllung dieses Auftrags hat der Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Finanzen noch im Oktober 
1972 die seinen Weisungen unterstehenden Verga-
bestellen strikt angewiesen, alle größeren öffentli-
chen Bauaufträge im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften auszuschreiben und Bewerber aus 
dem EWG-Bereich wie Inländer zu behandeln. Für 
die anderen Vergaberessorts des Bundes sind die 
gleichen Weisungen ergangen. An die Ministerprä-
sidenten der Länder hat der Bundesminister für Wirt-
schaft und Finanzen Anfang November letzten Jah-
res die Bitte gerichtet, dafür Sorge zu tragen, daß 
auch die Vergabestellen der Bundesländer und Ge-
meinden bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
entsprechend der für den Bereich des Bundes ge-
troffenen Regelung verfahren. 

In einem erneuten Appell, den der Bundesmini-
ster für Wirtschaft im Juni dieses Jahres an die Ver-
gaberessorts des Bundes und an die Ministerpräsi-
denten der Länder gerichtet hat, wird darauf hinge-
wiesen, wie anstehende Auftragsvergaben noch wirk-
samer dem gemeinsamen Markt geöffnet werden 
können. 

Als Erfolg der Maßnahmen der Bundesregierung 
liegt die Bundesrepublik ein Jahr nach Inkrafttreten 
der EWG-Bauvergaberichtlinien mit den Ausschrei-
bungen größerer öffentlicher Bauaufträge im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften an der Spitze 
der Mitgliedstaaten. Es konnte festgestellt werden, 
daß ausländische Bewerber selbst in ihnen räumlich 
entfernten Gebieten der Bundesrepublik Angebote 
eingereicht haben. 

Für die öffentlichen Lieferaufträge steht die Ver-
abschiedung der Richtlinie, die den Weg für eine 
Publizierung der größeren Aufträge im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften freimacht, noch 
aus. Auf wiederholtes Drängen der Bundesregierung 
beginnen in Kürze die abschließenden Richtlinien-
Beratungen. Die Bundesregierung wird sich für eine 
rasche Anwendung dieser Richtlinie einsetzen, damit 
auch der Bereich der vielfältigen Lieferungen an die 
öffentliche Hand voll einem EWG-weiten Wettbe-
werb erschlossen und auch diese Aufträge durch 

Publizierung im Amtsblatt der Gemeinschaften dem 
Wettbewerb der Unternehmen im gesamten gemein-
samen Markt unterworfen werden können. 

Zu Frage B 7: 

Die Bundesregierung wird — wie sie mehrfach be-
tont hat mit Nachdruck dafür eintreten, daß die 
Gemeinschaft Anfang 1974 zu einer neuen Phase 
der Wirtschafts- und Währungsunion übergeht. Weil 
das Programm der ersten Stufe in vielen Punkten 
nicht oder nicht vollständig erfüllt worden ist, wird 
es sich dabei allerdings wohl nicht um die zweite 
Stufe handeln können, wie sie in der Entschließung 
vorn 22. März 1971, insbesondere hinsichtlich der 
institutionellen Konsequenzen, vorgesehen war, Die 
Bundesregierung bedauert das. Bei der jetzt ins 
Auge gefaßten zweiten Stufe sollen nach Auffas-
sung der Bundesregierung insbesondere die Kon-
junktur- und Währungspolitik enger koordiniert 
und dazu die institutionellen Grundlagen verbessert 
werden. Außerdem soll mit dem europäischen Re-
gionalfonds begonnen werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Kater (SPD) (Drucksache 7/1122 Fragen B 8 und 9): 

Sieht die Bundesregierung für bestimmte Bereiche der Wirt

-s

chaft Gefahren bei der Fortsetzung der Politik globaler Kredit-
restriktionen? 

Was hat die Bundesregierung getan bzw. zu tun vor, um re-
zessive Auswirkungen bei der Fortsetzung der Politik globaler 
Kreditrestriktionen in verschiedenen Bereichen der Wirtschaft zu 
verhindern? 

Frage B 8: 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache be-
wußt, daß eine Restriktionspolitik die Bereiche der 
Wirtschaft unterschiedlich treffen kann. Allerdings 
muß deutlich gesehen werden, daß eine solche Politik 
als Instrument der Globalbesteuerung ihren Zweck 
nur dann erfüllen kann, wenn sie nicht durch Aus-
nahmen durchlöchert wird. Jede sektorale Differen-
zierung würde kaum abweisbare Berufungsfälle her-
ausfordern. Zudem dürften Sonderregelungen die 
Gefahr mit sich bringen, auf andere konjunktur-
politische Instrumente ausgedehnt zu werden, Um 
eine anhaltende konjunkturelle Entspannung zu er-
reichen, muß die Restriktionspolitik zunächt fortge-
setzt werden. Die Wiedergewinnung von mehr Sta-
bilität liegt nicht nur im allgemeinen Interesse, sie 
dient letztlich auch allen Bereichen der Wirtschaft. 

Frage B 9: 

Die Bundesregierung beobachtet die Auswirkun

-

gen der Restriktionspolitik auf die Wirtschaft sehr 
sorgfältig. Gegenwärtig läßt sich trotz erkennbarer 
Bremsspuren und stärkerer Differenzierung der kon-
junkturellen Entwicklung noch keine durchschla-
gende Änderung im Konjunkturbild und keine nach-
haltige Konsolidierung der Preissituation feststellen. 
Außerdem macht sich in einzelnen Wirtschaftszwei- 
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gen nicht nur eine konjunkturelle Beruhigung, son-
dern auch eine Strukturumstellung bemerkbar. Je 
eher die erstr=ebten Wirkungen der Stabilitätspolitik 
eintreten, um so früher wird es möglich, die kredit-
politischen Maßnahmen entsprechend zu lockern. 
Die Bundesregierung wird besonders darauf achten, 
daß ein konjunktureller Rückschlag durch rechtzei-
tige Anpassung an die Marktsituation verhindert 
wird. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 24. Okto-
ber 1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeord-
neten Immer (SPD) (Drucksache 7/1122 Fragen B 10 
und 11) : 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, uni 
insbesondere im ländlichen Raum die Monopolstellung einzel-
ner industrieller oder auch gewerblicher Betriebe einmal auf dein 
Arbeitsmarkt und zum anderen auf dem Bodenmarkt (Erwerb 
von Sperrparzellen) zu verhindern? 

Inwieweit wird die Bundesregierung eine sinnvolle Konzen-
tration von Industrie- und Gewerbebetrieben mit einem diffe-
renzierten Arbeitsplatzangebot (z. B. nach dem Modell nieder-
ländischer Industrieparks) fördern bei gleichzeitiger verstärkter 
Entwicklung von industriearmen und damit umweltfreundlicheren 
Siedlungs-, Versorgungs- und Erholungs- (bzw. Freizeit-)-Zentren 
in einem für die Bewohner zumutbaren Entfernungsradius (ent-
sprechend einer 30- bis 40-Minuten-Isochrone)? 

Von Bund und Ländern ist im Rahmen der regio-
nalen Wirtschaftsförderung das Schwerpunktprin-
zip entwickelt worden, gerade auch um eine Mono-
polstellung einzelner Unternehmen in einzelnen 
Gemeinden zu verhindern oder abzubauen. Zweck 
dieses Schwerpunktprinzips ist es, mehrere Betriebe 
in einer als Schwerpunktort geeigneten Gemeinde 
durch die Gewährung entsprechender Förderungs-
hilfen zusammenzuführen, damit der lokale und 
regionale Wettbewerb um die Produktionsfaktoren 
Arbeit und Boden belebt wird. 

Das Schwerpunktprinzip dient einer effizienten 
Konzentration von Industrie- und Gewerbebetrie-
ben und damit Arbeitsplätzen einerseits und dem 
Ausbau von Versorgungs- und Freizeitanlagen 
andererseits. Deshalb konzentriert die Regionale 
Wirtschaftspolitik die Förderung der gewerblichen 
Produktionsbetriebe ebenso wie die Hilfen zur Erhö-
hung des Wohn- und Freizeitwertes auf Schwer-
punktorte. Bei der Auswahl dieser Orte achten 
Bund und Länder darauf, daß sie aus ihrem Um-
land in der Regel mit einem Zeitaufwand von einer 
halben Stunde erreicht werden können. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 
Frage B 12) : 

Wann und durch wen ist der Bundesregierung die beabsich

-

tigte Schließung des im Alleineigentum der gewerkschaftseigenen 
Bank für Gemeinwirtschaft Frankfurt stehenden Betriebs der 
G. G. Fittings GmbH in Sontra im hessischen Zonenrandkreis 
Eschwege und der damit verbundene Verlust von rund 530 Ar-
beitsplätzen bekannt geworden, der einen schweren wirtschaft-
lichen Schlag für diesen Raum an der Zonengrenze darstellt, und 
welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in dieser Angelegen-
heit ergriffen? 

Die wirtschaftlichen Probleme der Stadt Sontra 
und ihrer näheren Umgebung, die ihre Ursachen in 
der unmittelbaren Nähe der Zonengrenze haben, 
sind schon immer im Rahmen der regionalen Förde-
rungspolitik der Bundesregierung mit großer Nach-
haltigkeit verfolgt worden. Dies findet u. a. seinen 
Ausdruck darin, daß die Stadt Sontra im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" wegen der extremen 
Zonenrandlage als E-Schwerpunkt anerkannt wor-
den ist und somit Investitionsvorhaben zur Errich-
tung neuer und zur Erweiterung bereits bestehender 
gewerblicher Produktionsbetriebe mit öffentlichen 
Hilfen bis zu einem Subventionswert von 25 "/o ge-
fördert werden können. Damit steht die Schaffung 
von neuen Dauerarbeitsplätzen und die damit ver-
bundene Verbesserung des Einkommens- und Le-
bensniveaus der Bevölkerung in diesem Gebiet ein-
deutig im Vordergrund der regionalen Wirtschafts-
politik. 

Das Bundeswirtschaftsministerium ist erstmals 
durch ein Schreiben des Magistrats der Stadt Sontra 
von der beabsichtigten Stillegung der Gießereige-
sellschaft G. G. Fittings unterrichtet worden. Die 
Bundesregierung teilt die Sorge, daß die drohende 
Stillegung der Gießereigesellschaft für die hiervon 
betroffenen Arbeitnehmer zweifelsohne mit Schwie-
rigkeiten und Härten verbunden ist, aber auch Rück-
wirkungen auf die wirtschaftliche Situation der Stadt 
Sontra und ihres Umlandes hat. Der von der Werks-
leitung im Benehmen mit dem Betriebsrat aufzustel-
lende Sozialplan wird den betroffenen Arbeitneh-
mern einen gewissen finanziellen Ausgleich bieten. 
Im Vordergrund aller Bemühungen muß die Sorge 
um die Schaffung neuer Dauerarbeitsplätze in Sontra 
stehen. 

Die Bundesregierung vermag jedoch nicht unmit-
telbar einzugreifen, da sie hierzu keinerlei rechtliche 
Möglichkeiten hat. Die für eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation von Sontra möglichen 
Hilfsmaßnahmen gründen sich ausschließlich auf die 
in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" gegebenen Förde-
rungsmöglichkeiten bei der Schaffung von neuen 
Dauerarbeitsplätzen für die von der Entlassung be-
drohten Arbeitnehmer. Die Bundesregierung hat 
auch keine Möglichkeit, auf ansiedlungswillige In-
dustrieunternehmen dahin gehend einzuwirken, ihre 
Investitionsentscheidungen zugunsten der Stadt 
Sontra zu fällen. 

Sofern sich Unternehmen für eine Ansiedlung in 
der Stadt Sontra interessieren und Dauerarbeits-
plätze schaffen, stehen Mittel der Gemeinschafts-
aufgabe hierfür zur Verfügung. Allerdings entschei-
det ausschließlich das Land Hessen über die Vergabe 
dieser Mittel im Einzelfall. 
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Die Bundesregierung ist sicher, daß die Hessische 
Landesregierung zusammen mit den übrigen Landes-
behörden und der Arbeitsverwaltung mit Rücksicht 
auf die besondere Situation der Stadt Sontra alles 
nur Mögliche tun wird, um die anstehenden Pro-
bleme zu lösen. 

Die in Ihrem Fernschreiben vom 8. Oktober 1973 
enthaltene Anregung, einen Krisenstab zur Lösung 
der anstehenden Probleme in Sontra zu bilden, ver-
mag die Bundesregierung nicht aufzugreifen, da 
die Durchführung regionalwirtschaftspolitischer 
Maßnahmen verfassungsrechtliche Ländersache ist. 

Anlage 14 

Antwort 

des Bundesministers Ertl vom 22. Oktober 1973 auf 
die Schriftlichen Fragen ,des Abgeordneten Eigen 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen B 13 und 14): 

Ich frage die Bundesregierung, nachdem sie kürzlich erneut 
bestätigt hat, daß sie sich nach wie vor für eine Einbeziehung 
von Obst und Gemüse in den Grenzausgleich einsetzt, welche 
Voraussetzungen für die Festsetzung von Grenzausgleichsbeträ-
gen fur Obst und Gemüse vorliegen müssen und warum die 
Marktkrisen im Spätsommer d. J. bei Tomaten und Blumenkohl 
nicht Anlaß einer Festsetzung von Ausgleichsbeiträgen waren. 

Hat die Bundesregierung in Erfüllung ihrer Aufgaben zur Siche-
rung der Ernährung bereits Untersuchungen darüber angestellt, 
wieweit eine Phosphatversorgung insbesondere für die land-
wirtschaftliche Produktion langfristig gesichert ist, und sind ihr 
Meldungen über eine Verknappung der Rohphosphatversorgung 
bekannt? 

Zu Frage B 13: 

Währungsausgleichsbeträge werden nach den 
 Vorschriften der EWG-Verordnung 974/71 nur für 

solche Erzeugnisse festgesetzt, für die Interventions-
maßnahmen vorgesehen sind oder deren Preis sich 
nach den Preisen der Interventionserzeugnisse rich-
tet. Außerdem wird der Grenzausgleich nur ange-
wandt, sofern die Währungsmaßnahmen zu Störun-
gen des Warenverkehrs mit Iden betreffenden Agrar-
erzeugnissen führen würden. 

Bei Obst und Gemüse könnten ,demzufolge Wäh-
rungsausgleichsbeträge nur für solche Produkte 
festgesetzt werden, für die in der gemeinsamen 
Marktorganisation Ankaufspreise vorgesehen sind. 
(z. B. Tomaten, Blumenkohl, Äpfel, Birnen). Für die 
Festsetzung der Ausgleichsbeträge ist die EG-Kom-
mission zuständig. Sie  hat  bisher das Erfordernis 
der Marktstörung als nicht erfüllt angesehen. Auch 
die im Spätsommer 1973 bei Tomaten und Blumen-
kohl infolge des witterungsbedingten, zeitlich be-
grenzten Überangebots vorgenommenen Interven-
tionen haben ,die Kommission nicht zur Einbezie-
hung dieser Erzeugnisse in den Grenzausgleich be-
wegen können. 

Zu Frage B 14: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß weltweit 
eine angespannte Situation in der Versorgung der 

 Düngerindustrien mit Rohphosphaten besteht. Dies 
ist nach den der Bundesregierung vorliegenden In-
formationen insbesondere darauf zurückzuführen, 
daß im Bereich der Rohphosphatgewinnung wegen  

der hier unbefriedigenden Preissituation jahrelang 
Investitionen unterblieben oder nur sehr zögernd 
vorgenommen wurden. 

Inzwischen sind die Preise für Rohphosphat auf 
dem Weltmarkt aber sehr erheblich — um 50% 
unid mehr — angestiegen. 'Bei 'deutschen Verarbei-
tungswerken rechnet man langfristig mit einer bes-
seren Versorgung wenn auch zu erheblich höheren 
Einstandspreisen. Das wird sich auf die Verbrau-
cherpreise für phosphathaltige Ein- und Mehrnähr-
stoffdünger auswirken. 

Für die inländische Versorgung mit Phosphatdün-
gemitteln ist außerdem zu bedenken, daß Umstel-
lungen auf rationelle Stahlgewinnungsverfahren 
und die Verwendung phosphatarmer Erze zu einer 
rückläufigen Belieferung mit Thomasphosphat füh-
ren. Thomasphosphat war bekanntlich bisher zu 
mehr als einem Drittel an der Belieferung der deut-
schen Landwirtschaft mit Phosphatdüngern beteiligt. 
Daraus ergaben sich zwangsläufig Engpässe in den 
Gebieten, die bevorzugt Thomasphosphat anwende-
ten. 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, auf 
die Rohstoffversorgung der Düngerindustrien Ein-
fluß zu nehmen, zumal Phosphate auch für andere 
Wirtschaftskreise, wie z. B. die Waschmittelindu-
strie, ein zur Zeit unentbehrlicher Rohstoff ist. Sie 
befürchtet aber auch keine krisenhafte Entwicklung, 
wenn die Landwirtschaft die bestehenden Liefermög-
lichkeiten an verschiedenartigen phosphathaltigen 
Düngemitteln nutzt und die Düngergaben nach der 
Nährstoffversorgung der Boden und den Ansprü-
chen ,der Kulturpflanzen ausrichtet. Im übrigen ha-
ben die deutschen Düngemittelhersteller erneut ihre 
Bereitschaft betont, der Versorgung des Inlands-
marktes gegenüber dem Export Vorrang einzuräu-
men. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rohde vom 23. Okto-
ber 1973 auf die Schriftliche Frage der Abgeordne-
ten Frau Dr. Riedel-Martiny (SPD) (Drucksache 
7/1122 Frage B 15) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, ausländische 
Arbeitskräfte und ihre Familien verstärkt auf die Möglichkeiten 
zur Gesundheitsvorsorge insbesondere durch die Vorsorgeunter-
suchungen hinzuweisen, und ist insbesondere daran gedach!, 
fremdsprachiges Aufklärungsmaterial dazu zu entwickeln? 

Die Reichsversicherungsordnung verpflichtet die 
Kassen, im Zusammenwirken mit den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen die Versicherten und ihre 
Familienangehörigen mit allen geeigneten Mitteln 
und in bestimmten Zeitabständen über die zur 
Sicherung der Gesundheit notwendige und zweck-
mäßige Inanspruchnahme von Untersuchungen zur 
Früherkennung von Krankheiten aufzuklären. Diese 
Verpflichtung gilt auch gegenüber ausländischen 
Arbeitnehmern. 
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Ich bin unterrichtet worden, daß die Krankenkas-
sen zur Information der ausländischen Arbeitneh-
mer und ihrer Familienangehörigen über die Lei-
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung ein-
schließlich der Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten fremdsprachige Merkblätter heraus-
geben. Die Spitzenverbände der Träger der Kran-
kenversicherung befassen sich darüber hinaus mit 
weitergehenden Aufklärungsaktionen. 

Die Bundesregierung ist mit Ihnen hinsichtlich 
der Aufklärung der ausländischen Arbeitnehmer 
über die Vorsorgeuntersuchungen der gleichen Auf-
fassung. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung hat deshalb sowohl in seinem 
Taschenbuchkalender 1973 als auch in seiner Zeit-
schrift „Arbeitsplatz Deutschland" die Vorsorge-
untersuchungen behandelt und wird auch in dem 
Taschenbuchkalender für 1974 darauf eingehen. 
Taschenbuchkalender und Zeitschrift erscheinen in 
den Sprachen griechisch, italienisch, portugiesisch, 
serbokroatisch, spanisch und türkisch. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rohde vom 23. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Slotta (SPD) (Drucksache 7/1122 Frage B 16) : 

Treffen die Pressemeldungen zu, wonach die Bundesregierung 
beabsichtigt, sich für die Verbesserung der Stellung der Jugend-
vertreter, die sich in einem Ausbildungsverhältnis befinden, ein-
zusetzen, nachdem der DGB festgestellt hat, daß seit dein In-
krafttreten des Betriebsverfassungsgesetzes über 600 Jugendver-
treter von dem Ausbildungsverhältnis nicht in ein Arbeiter- oder 
Angestelltenverhältnis übernommen wurden, da sin sich inner-
halb der Unternehmen für die Rechte der jungen Arbeitnehmer 
eingesetzt haben, und welches werden diese Maßnahmen sein? 

Die Bundesregierung hat zum Schutz der Mitglie-
der von Jugendvertretungen und Betriebsräten bei 
Beendigung des von Gesetzes wegen befristeten Be-
rufsausbildungsverhältnisses bereits mehrfach Stel-
lung genommen (vgl. z. B. Drucksache 7/928, S. 30; 
Stenografischer Bericht über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 9. Mai 1973, S. 1485). 

Es ist Ihnen sicher bekannt, daß die Koalitions-
fraktionen Vorarbeiten für einen Gesetzentwurf zur 
Lösung des von Ihnen genannten Problems einge-
leitet haben. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß dieser Entwurf in Kürze vorgelegt wird. Mit 
dem Initiativentwurf aus der Mitte des Bundestages 
soll erreicht werden, daß zügig die Gesetzesgrund-
lagen für einen verbesserten Schutz der Jugendver-
treter geschaffen werden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 25. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 
Frage B 17) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Ober-
befehlshabers der Warschauer-Pakt-Truppen über eine zusätz-
liche Stationierung der sowjetischen Streitkräfte der Nordgruppe 
in Polen, und welche Konsequenzen ergeben sich daraus für das 
Kräfteverhältnis in Mitteleuropa? 

Ihre Frage nach der zusätzlichen Stationierung 
von sowjetischen Streitkräften der „Nordgruppe in 
POLEN" und den sich daraus ergebenden Konse-
quenzen für das Kräfteverhältnis in MITTEL-
EUROPA beantworte ich wie folgt: 

1. Die anläßlich des 30. Jahrestages der polnischen 
Armee durch den Oberbefehlshaber der WAR-
SCHAUer PAKT-Streitkräfte, Marschall JAKU-
BOWSKI, hervorgehobenen engen Beziehungen 
zwischen polnischen Soldaten und den sowjeti-
schen Streitkräften in POLEN sind als bei sol-
chen Ereignissen übliche Äußerungen zu wer-
ten. 

2. Die Bezeichnung „vorübergehend auf polnischem 
Territorium stationiert" entspricht ständigem 
Sprachgebrauch im WARSCHAUer PAKT. Auch 
die sowjetischen Truppen in der DDR, die so-
wjetischen Streitkräfte in der Tschechoslowakei 
und in UNGARN werden als „vorübergehend auf 
dem Territorium der DDR, der TSCHECHO-
SLOWAKEI bzw. UNGARNs stationierte Streit-
kräfte" bezeichnet. Darüber hinaus kann im 
vorliegenden Falle diese Äußerung als verbale 
Geste gegenüber dem polnischen Nationalgefühl 
gewertet werden. 

3. Die Frage nach den Konsequenzen für das 
Kräfteverhältnis in MITTELEUROPA stellt sich 
daher hier nicht; denn die o. a. Äußerung des 
Marschalls JAKUBOWSKI bedeutet nicht, daß 
zusätzlich sowjetische Streitkräfte in POLEN 
stationiert wurden. 

4. Nach den im Bundesministerium der Verteidi-
gung vorliegenden Erkenntnissen verfügen die 
UdSSR unverändert über rund 46 000 Mann bei 
der „Nordgruppe der Truppen" in POLEN (NGT). 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 25. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Braun (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Frage B 18) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß das Verteidigungsministerium 
zwischen Radevormwald und Halver die Anlegung eines Muni-
tionsdepots plant, und ist der Bundesregierung bekannt, daß, 
sollte es zu der Anlegung dieses Depots kommen, ein großes 
Erholungsgebiet für die Großstädte des Bergischen Landes und 
zum Teil des Ruhrgebiets verlorengeht? 

Pressemeldungen, wonach das Bundesministerium 
der Verteidigung zwischen Radevormwald und Hal-
ver die Anlegung eines Munitionsdepots plant, tref-
fen nur insoweit zu, als vorgesehen ist, in diesem 
Gebiet eine gemeinsame Standortmunitionsnieder-
lage für die Kasernen in Wuppertal, Hilden, Düssel-
dorf und Essen mit einem Geländebedarf von etwa 
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19,5 ha zu bauen. Ein eigentliches Munitionsdepot 
würde mindestens ca. 75 ha Gelände benötigen. 

Befürchtungen, daß durch den Bau der Anlage 
ein großes Erholungsgebiet verloren gehe, sind in 
Anbetracht des verhältnismäßig geringen Gelände-
bedarfs und der Gesamtgröße des Waldgebietes un-
begründet. Im übrigen wird die Verteidigungsanlage 
in ihrer Ausführung dem Landschaftsbild angepaßt 
werden unter weitgehender Schonung des Baum-
bestandes. Soweit Wanderwege abgeschnitten wer-
den sollten, werden sie im erforderlichen Umfange 
verlegt werden. Der Betrieb der militärischen An-
lage wird — abgesehen von der Bauzeit — weder 
Lärm noch Verkehrsbelästigungen verursachen, weil 
es sich größtenteils um ruhende Lagerbestände han-
deln wird. 

Bei der Landesregierung von Nordrhein-West-
falen läuft zur Zeit ein Raumordnungsverfahren ge-
mäß § 1 Absatz 2 des Landbeschaffungsgesetzes. In 
diesem Verfahren wird allen beteiligten Stellen die 
Möglichkeit gegeben sein, Einwände gegen das Vor-
haben der Bundeswehr geltend zu machen. Erst nach 
Vorliegen der abschließenden Stellungnahme des 
Landes wird im Bundesministerium der Verteidi-
gung über die Inanspruchnahme des Geländes end-
gültig entschieden werden. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen 
B 19 und 20) : 

Welche Schwierigkeiten stehen derzeit dein dringend erforder-
lichen Ausbau der B 20 auf dem Teilstück Freilassing-Süd bis 
zum Anschluß an die B 304 entgegen, und wann ist frühestens 
mit einer kreuzungsfreien Anbindung dieser beiden Bundesstra-
ßen zu rechnen? 

Gibt es konkrete Pläne, die Ausfahrt Piding an der Bundes-
autobahn München—Salzburg durch einen weiteren Ausbau dem 
stark gestiegenen Verkehrsaufkommen anzupassen, und wann 
und in welcher Form ist bejahendenfalls ein solcher Ausbau vor-
gesehen? 

Zu Frage B 19: 

Dem Ausbau der B 20 auf dem Teilstück Freilas-
sing/Süd bis zum Anschluß an die B 304 standen 
keine Schwierigkeiten entgegen. Dieser neue Stra-
ßenabschnitt wurde vor kurzem dem Verkehr über-
geben, wobei der Anschluß an die B 304 zunächst 
plangleich erfolgte. Eine planfreie Ausgestaltung 
der Kreuzung B 20/B 304 ist erst im Zusammenhang 
mit dem Weiterbau der B 20 nach Norden vorge-
sehen. 

Zu Frage B 20: 

Ja, für den Umbau und die Erweiterung der BAB- 
Anschlußstelle Piding (nördlich von Bad Reichen-
hall) gibt es konkrete Pläne. Danach soll für die 
Fahrtrichtung Bad Reichenhall–BAB/Richtung Grenze 
eine zusätzliche Auffahrtsrampe und für die Fahrt-
richtung Bad Reichenhall–BAB/Richtung München 
eine Linksabbiegespur im Zuge der B 20 errichtet 
werden. Die genannten Maßnahmen können voraus-
sichtlich schon im Jahre 1974 anlaufen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Häfele (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen B 21 
und 22) : 

Wie und wann gedenkt die Bundesregierung, die immer un-
erträglicher werdende Verkehrssituation der Ortsdurchfahrt der 
Bundesstraße 33 in Marbach bei Villingen durchgreifend zu ver-
bessern? 

Ist für die Umgehungsstraße die 1. Dringlichkeit vorgesehen, 
etwa auch als Zubringer zur Autobahn Stuttgartwestlicher 
Bodensee? 

Der Neubau der Bundesstraße 33 im Bereich von 
Marbach bei Villingen und des Autobahnzubringers 
im Zuge der Bundesstraße 311 bei Bad Dürrheim ist 
im Bedarfsplan für cien Ausbau der Bundesfern-
straßen in erster Dringlichkeit enthalten. Beide Maß-
nahmen können voneinander unabhängig durchge-
führt werden, wobei verkehrlich und auch entspre-
chend der fortgeschritteneren Bauvorbereitung die 
Bundesstraße 311 vorrangig verwirklicht werden 
soll. Die Baudurchführung ist jedoch aus Finanzie-
rungsgründen im 1. Fünfjahresplan nicht mehr zu 
erwarten. Bautermine können daher noch nicht ge-
nannt werden. 

Da somit die Entlastung der Ortsdurchfahrt Mar-
bach durch die Verlegung der Bundesstraße 33 noch 
nicht abzusehen ist, wird zur Verbesserung der Ver-
hältnisse die Fahrbahndecke erneuert und eine Fuß-
gängerunterführung gebaut. Eine baldige Durchfüh-
rung dieses Vorhabens wird angestrebt. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Len-
zer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen B 23 
und 24) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Bau einer Unterfüh-
rung für die B 277 (Ortslage Wetzlar, Frankfurter Straße/Höhe 
Wiesenaue), um für die Schaler der Albert-Schweitzer-Schule ein 
gefahrloses Übergueren der Straße zu ermöglichen? 

Wann ist mit der Bereitstellung der Bundesmittel für Gien Bau 
der Umgehungsstraße Herborn (B 277/B 255) zu rechnen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Dringlichkeit dieser Maß-
nahme? 

Zu Frage B 23: 

Die Bundesregierung ist allgemein der Auffas-
sung, daß Fußgängerunterführungen in Städten dort 
errichtet werden sollen, wo sie unter Beachtung der 
technischen Richtlinien zur sicheren Abwicklung der 
kreuzenden Verkehrsströme notwendig sind. Für 
die Abwicklung des Fußgängerverkehrs im Stadt-
gebiet Wetzlar ist aber die Stadt zuständig. Dem 
Vernehmen nach hat die Stadt erste Vorunter-
suchungen für den Bau einer Fußgängerunterfüh-
rung im Zuge der Frankfurter Straße an der Ein-
mündung der Wiesenaue durchgeführt. Ein entspre-
chender Antrag der Stadt ist jedoch bei der hes- 
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sischen Straßenbauverwaltung bisher noch nicht 
eingegangen. Es besteht mit der hessischen Straßen-
bauverwaltung Einvernehmen dahingehend, daß 
bei Vorlage der erforderlichen Unterlagen eine 
sofortige Prüfung vorgenommen wird. 

Zu Frage B 24: 

Nach der gegenwärtigen Haushaltssituation ist 
vorgesehen, ab 1975 die weiteren, für den Bau der 
Umgebung Herborn erforderlichen Bundesmittel 
bereitzustellen. In dem Zusammenhang wird darauf 
hingewiesen, daß gegenwärtig bereits vorberei-
tende Arbeiten (Leitungsverlegungen) im Gang sind, 
für die in diesem Jahr rd. 1,0 Millionen DM zur 
Verfügung stehen. Außerdem werden zur Fertig-
stellung der Maßnahme zur Beseitigung des schie-
nengleichen Bahnübergangs in Burg im Zuge der 
B 255, die  als Teilmaßnahme zum Gesamtbauvor-
haben der Umgehung Herborn gehört, in diesem 
Jahr noch rd. 0,6 Millionen DM benötigt. Die Über-
führung über die Bahn wurde schon am 12. Dezem-
ber 1972 dem Verkehr übergeben und hat ins-
gesamt rd. 6 Millionen DM gekostet. 

Die Dringlichkeit zum Bau der Umgehung Her-
born ist unbestritten. Das Bauvorhaben ist daher 
auch in die I. Dringlichkeitsstufe des Bedarfsplans 
für die Bundesfernstraßen eingereiht worden. Mit 
den im Straßenbauhaushalt des Bundes zur Ver-
fügung stehenden Bundesmitteln können aber nicht 
alle Maßnahmen der I. Dringlichkeitsstufe des Be-
darfsplans gleichzeitig durchgeführt werden. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Klein (Göttingen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 
Fragen B 25 und 26) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß das Straßenbauamt Northeim 
mit der Planung von Baumaßnahmen am Weserübergang He-

meln/Veckerhagen betraut ist, die militärischen Zwecken dienen 
sollen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß eine 
solche Maßnahme dem gerade anlaufenden Fremdenverkehr der 
beiden Gemeinden schweren Schaden zufügen würde? 

Zu Frage B 25: 

Pressemeldungen, wonach das Straßenbauamt 
Northeim mit der Planung von Baumaßnahmen am 
Weserübergang Hemeln-Veckerhagen betraut ist, 
die militärischen Zwecken dienen sollen, sind unzu-
treffend. Das Straßenbauamt Northeim ist mit der 
Planung von Baumaßnahmen befaßt, die zivilen 
Zwecken dienen sollen. 

Zu Frage B 26: 

Aus der Antwort auf Ihre erste Frage ist zu fol-
gern, daß kein Anlaß zu der in der zweiten Frage 
geäußerten Befürchtung besteht. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau 
Meermann (SPD) (Drucksache 7/1122 Frage B 27) : 

Beabsichtigt das Bundesverkehrsministerium, die B 462 von 
Schiltach bis Rottweil in den Bedarfsplan für Bundesfernstraßen 
aufzunehmen im Hinblick darauf, daß dieses Straßenstück ein 
Teil der Fernverbindung der Räume Rottweil—Tuttlingen, Balin-
gen—Ebingen und Sigmaringen durch das Kinzigtal nach Offen-
burg und Straßburg ist? 

Die Bundesstraße 462 zwischen Schiltach und Rott-
weil wurde erst am 1. Januar 1971 zur Bundesstraße 
aufgestuft. Zu diesem Zeitpunkt war der Bedarfs-
plan für den Ausbau der Bundesfernstraßen bereits 
aufgestellt, so daß diese -  neue Bundesstraße darin 
noch nicht berücksichtigt werden konnte. Sie ist je

-

doch im 1. Fünfjahresplan bereits enthalten. Der 
Bedarfsplan wird somit zwangsläufig bei der gesetz-
lich vorgeschriebenen Überprüfung im Jahre 1975 
entsprechend ergänzt werden. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Milz (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen B 28 
und 29) : 

Ist die finanzielle Sicherstellung des Ausbaus der A 203 im 
Bereich des Kreises Bergheim/Erft zwischen Königshoven und 
Bergheim durch den Bund hinreichend gewährleistet, und wann 
kann mit dem Beginn des Ausbaus der A 203 und mit der Fertig-
stellung gerechnet werden? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine kartogra-
phische Darstellung der Gesamtinitiativen in den ländlichen und 
schwach strukturierten Gebieten im Bereich der Straßenbau-
investitionen notwendig ist? 

Zu Frage B 28: 

Auf Grund des derzeitigen Vorbereitungsstandes 
wird der Abschnitt Königshoven—Bergheim der 
BAB A 203 (Erfttalstraße) bis 1977/78 baureif vor-
bereitet sein. Bei den Dispositionen ist in Aussicht 
genommen, die Finanzierung zeitlich auf diesen Bau-
beginn abzustellen. Da jedoch die mittelfristige 
Finanzplanung den Zeitraum nach 1978 noch nicht 
umfaßt, vermag ich mich über eine genauere Ter-
mindisposition noch nicht zu äußern. 

Zu Frage B29: 

Die kartographische Abgrenzung der schwach 
strukturierten und ländlichen Gebiete setzt voraus, 
daß wissenschaftlich begründete und anerkannte 
Abgrenzungskriterien zur Verfügung stehen. An der 
Erstellung solcher Kriterien wird seit längerer Zeit 
gearbeitet. Eine erste einschlägige Empfehlung hat 
die Ministerkonferenz für Raumordnung — als erste 
Arbeitsgrundlage für künftige Abgrenzungen — am 
16. April 1970 verabschiedet (vgl. Raumordnungs-
bericht 1970 der Bundesregierung, Drucksache 
VI/1340, Karte nach Seite 32). Sobald in dieser Rich-
tung endgültige Ergebnisse vorliegen, können darauf 
aufbauende Auswertungen vorgenommen werden. 
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Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Gerster (Mainz) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 
Frage B 30) : 

Ich frage die Bundesregierung: kann nach dem bisherigen Stand 
der Planung für den Ersatzflughafen Rhein/Main lI davon aus-
gegangen werden, daß eine Lösung gefunden wird, die eine zu-
sätzliche Belästigung der Bewohner von Mainz und Umgehung, 
die bereits durch die Einflugschneisen des Frankfurter Flug

-

ha fens erhebliche Nachteile erleiden, vermieden wird? 

Bereits von Planungen für einen zweiten Flug-
hafen Rhein-Main-Gebiet zu sprechen, ist verfrüht. 
Soweit dem Bundesminister für Verkehr bekannt ist, 
stellt die Flughafen Frankfurt/Main AG zur Zeit 
Überlegungen an, die sich mit der Frage befassen, 
ob ein zweiter Flughafen notwendig ist. Damit be-
findet sich die Angelegenheit in einem Stadium, in 
dem sich noch keinerlei Aussagen über Einzelheiten, 
insbesondere noch nicht über den Standort, machen 
lassen. Selbstverständlich wird man zu gegebener 
Zeit alles daran setzen, eventuell zu erwartende 
Lärmbelästigungen auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken. Ob solch ein Flughafen — sollte er erforderlich 
werden — einmal in räumlicher Beziehung zu der 
Stadt Mainz geplant werden wird, läßt sich heute 
noch nicht absehen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Wernitz (SPD) (Drucksache 7/1122 Frage B 31) : 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob die mit der ge-
planten Autobahnquerspange Feuchtwangen—Donauwörth ver-
folgte verkehrspolitische Zielsetzung nicht durch einen entspre-
chenden Ausbau des dortigen Bundes- und Staatsstraßennetzes 
annähernd und landschaftsadäquater erreicht werden kann? 

Ja, die Bundesregierung ist bereit, die Notwendig-
keit der Autobahnverbindung Feuchtwangen–Do-
nauwörth im Rahmen der Überarbeitung des Be-
darfsplanes zu überprüfen. Die BAB-Verbindung 
Feuchtwangen–Donauwörth ist bislang in die 3. 
Dringlichkeitsstufe des Bedarfsplanes für den Aus-
bau der Bundesfernstraßen eingereiht und kann so-
mit in absehbarer Zeit ohnehin nicht finanziert wer-
den. Hingegen ist der Ausbau der B 25 Feuchtwan-
gen–Donauwörth als vordringlich anzusehen. Dieser 
Ausbau wurde deshalb in die 1. Dringlichkeitsstufe 
eingestellt und soll in den nächsten Jahren ab-
schnittsweise fortgeführt werden. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 24. Oktober 1973 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Böhm 

(Melsungen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Frage 
B 32) : 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anwendung des Zonenrand-
förderungsgesetzes für den Bestand der Umladehalle und der 

Stückgutabfertigung in Bebra im hessischen Zonenrandkreis 
Hersfeld/Rotenburg zu sorgen, weil anderenfalls im Gefolge der 
beabsichtigten Schließung beider Einrichtungen für die Eisen-
bahnerstadt Bebra und ihr Umland schwerer wirtschaftlicher 
Schaden eintreten würde? 

Die Reorganisation des Stückgutverkehrs liegt in 
der Hand der Deutschen Bundesbahn. Sie entschei-
det selbständig und ist in dieser Beziehung nicht an 
die Weisung des Herrn Bundesministers für Verkehr 
gebunden. 

Die mit der Konzentration des Stückgutverkehrs 
verbundene stärkere Individualbedienung mit  Kraft-
wagen steht den Bemühungen der Gemeinden und 
der Länder um eine notwendige strukturelle Ver-
besserung bestimmter Gebiete nicht entgegen. Es 
ist davon auszugehen, daß eine individuelle Ver-
kehrsbedienung des jeweiligen Raumes vom künfti-
gen Stückgutkonzentrationspunkt aus mit Transport-
mitteln des Straßenverkehrs das allgemeine wirt-
schaftliche Wachstum sogar fördern könne. 

Die vorgesehene Konzentration im Stückgutver

-

kehr hat u. a. eine nachträgliche Verminderung der 
Zahl der Umladevorgänge zum Ziel. Die Anforde-
rungen an die Ladekapazität im Umladedienst und 
die Zahl der Wagenstandplätze werden dadurch er-
heblich sinken, so daß voraussichtlich die Hälfte 
der zur Zeit noch bestehenden Umladestellen zur 
Verkehrsabwicklung genügen wird. Bei der Auswahl 
dieser Stellen werden neben der Leistungsfähigkeit 
u. a. die verkehrliche Lage im Netz, die betriebliche 
Bedienung und die Arbeitsmarktlage zu berücksich

-

tigen sein. 

Im Falle der Umladestelle Bebra muß nach dem 
Stand der derzeitigen Planungen davon ausgegan-
gen werden, daß sie künftig entbehrlich ist. Aller-
dings ist besonderer Wert auf die Feststellung zu 
legen, daß bei allen Konzentrations- und Rationali-
sierungsmaßnahmen die Belange der betroffenen 
Mitarbeiter über die hierfür bestehenden gesetz-
lichen Regelungen hinaus gewahrt werden. Bei gege-
benenfalls notwendig werdenden Personalumset-
zungen wird durch entsprechende Sozialpläne sicher-
gestellt, daß Härtefälle soweit wie möglich vermie-
den werden. Zu Entlassungen wird die neue Konzep-
tion in keinem Falle führen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack vom 25. Okto-
ber 1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-
neten Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 
Frage B 33) : 

Welche Vorschläge beabsichtigt die Bundesregierung im Zu-
sammenhang mit der Novellierung des Bundesbaugesetzes dein 
Deutschen Bundestag in ihrem Gesetzentwurf über eine bessere 
Information einspruchsberechtigter Bürger hei der Offenlegung 
von Bebauungsplänen zu machen, um zu gewährleisten, daß die 
von einem Bebauungsplan betroffenen Bürger nicht nur durch den 
üblichen Hinweis in den Verkündungsorganen, der oft übersehen 
wird und in zahlreichen Fällen für die Bürger nicht erkennen 
läßt, daß sie von dem offengelegten Bebauungsplan unmittelbar 
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berührt werden, sondern auch durch andere geeignete Maßnah-
men, etwa kommunale Rundschreiben, über die beabsichtigte 
Verabschiedung eines Bebauungsplanes und über die damit ver-
bundene Anschlußfrist unterrichtet werden? 

Nach den bisherigen Überlegungen zur Novel-
lierung des BBauG soll die Gemeinde verpflichtet 
werden, die Bürger möglichst frühzeitig über die 
Grundlagen sowie die Ziele, Zwecke und Auswir-
kungen der Planung in geeigneter Weise zu unter-
richten und allgemein Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. Sie soll dabei auch, soweit dies möglich 
ist, verschiedene Lösungen für die städtebauliche 
Entwicklung des Gebiets aufzeigen. Das Ergebnis 
der Erörterung ist in einem Bericht darzustellen, in 
den jedermann Einsicht nehmen kann. Zusätzlich soll 
es bei der bereits jetzt im Gesetz enthaltenen Rege-
lung des § 2 Abs. 6 BBauG verbleiben, nach der die 
Gemeinde die Entwürfe der Bauleitpläne öffentlich 
auszulegen hat und die Bürger Bedenken und Anre-
gungen vorbringen können. 

Die vorgesehene neue Regelung über die früh-
zeitige Unterrichtung der Bürger bezüglich der Pla-
nungsabsichten der Gemeinde gewährleistet, daß 
die Betroffenen bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
auch wirklich Kenntnis erhalten, daß ihr Gebiet 
voraussichtlich in den Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans einbezogen wird. Sie können sich daher 
auch darauf einrichten, daß sie bei der später erfol-
genden öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans 
gemäß § 2 Abs. 6 BBauG Bedenken und Anregun-
gen vorbringen können. 

Es wäre jedoch nicht sachgerecht, wenn im Gesetz 
in den Einzelheiten vorgeschrieben würde, auf 
welche Art und Weise der Bürger an der Bauleit-
planung zu beteiligen ist und wie erforderliche 
Benachrichtigungen zu erfolgen haben. Dies sind 
vielmehr Fragen, die nur nach den jeweiligen Um-
ständen des Einzelfalles beantwortet werden kön-
nen. Eine gesetzgeberische Festlegung würde den 
Erfordernissen der Praxis nicht gerecht. Dies gilt 
für die vorgesehene frühzeitige Beteiligung der 
Bürgerschaft schon deshalb, weil sich in der Praxis 
die möglichen Partizipationsformen noch im Experi-
mentierstadium befinden. 

Mein Haus wird jedoch durch Forschungsaufträge 
untersuchen lassen, welche Möglichkeiten der Bür-
gerbeteiligung bestehen. Dabei werden auch die 
Fragen einer zweckmäßigen Benachrichtigung der 
interessierten Personen sowie eines rationellen 
Verwaltungsablaufs eine Rolle spielen. Das Ergeb-
nis der Untersuchungen wird den Gemeinden für 
ihre praktische Arbeit zur Verfügung gestellt 
werden. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 25. Oktober 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Spranger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen 
B 34 und 35) : 

Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundespost für den Be-
reich von Frankfurt Main verfügte, daß die nächste Leerungszeit 
der Briefkästen nicht mehr angezeigt wird, und ist beabsichtigt, 
diese Verfügung auf das übrige Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland auszuweiten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Maß-
nahme die Kontrolle des pünktlichen Postdienstes durch den 
Bürger erschwert, eine möglichst schnelle Briefzustellung ge-
fährdet und daß dadurch die vorn Burger zu entrichtenden Gebüh-
ren unverhältnismäßig höher sind als die dann noch gebotene 
Dienstleistung der Deutschen Bundespost? 

Zu Frage B 34: 

Die Deutsche Bundespost hat bereits vor einem 
Jahr bei der Einführung neuer Briefkästen in Berlin 
und Osnabrück unter Beibehaltung der Anzeige der 
einzelnen Leerungszeiten auf die zusätzliche An-
gabe — Nächste Leerungszeit — verzichtet. Durch 
den Wegfall des dafür erforderlichen Mechanismus 
konnten die Anschaffungs-, Bedienungs- und In-
standhaltungskosten eingespart werden. Die Be-
völkerung beider Städte hat für diese Maßnahme 
Verständnis gezeigt. 

In Kenntnis dieses Sachverhalts hat eine Dienst-
stelle in der Außenverwaltung der Deutschen Bun-
despost kurzfristig angeordnet, daß vom 15. Oktober 
1973 an auch im Leerungsbereich des Postamts 
Frankfurt am Main 2 auf den Briefkästen die 
„Nächste Leerung" nicht mehr angezeigt wird. Maß-
gebend für diese Anordnung war die äußerst schwie-
rige personelle Situation im dortigen Kastenlee-
rungsdienst, in dem überwiegend ausländische 
Kräfte aus insgesamt acht verschiedenen Nationen 
beschäftigt sind. Diesen Kräften bereitet die richtige 
Einstellung der „Nächsten Leerung" erhebliche 
Schwierigkeiten. Unter Berücksichtigung der schwie-
rigen Verhältnisse hat der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen die Anordnung nachträg-
lich gebilligt. Ob und inwieweit diese Maßnahme 
auf weitere Leerungsbereiche der Deutschen Bun-
despost ausgedehnt wird, ist zur Zeit noch offen. 

Zu Frage B 35: 

Es ist Aufgabe der Deutschen Bundespost, die 
ordnungsgemäße und zeitgerechte Leerung der 
Briefkästen zu kontrollieren. Der Wegfall der zu-
sätzlichen Angabe der „Nächsten Leerung" beein-
trächtigt die möglichst schnelle Beförderung und 
Zustellung der Sendungen nicht. Im übrigen er-
scheint bei der angespannten Finanzlage der Deut-
schen Bundespost der generelle Verzicht auf die be-
sondere Anzeige der „Nächsten Leerung" durchaus 
als ein vertretbares Mittel, die Kosten für die Ka-
stenleerung zu senken. Es entfallen nämlich nicht 
nur die Bedienungs- und Instandhaltungskosten, son-
dern bei neuen Briefkästen auch die Anschaffungs-
kosten für den Mechanismus. Die Bundesregierung 
ist nicht der Auffassung, daß dadurch die vom Bür-
ger zu entrichtenden Gebühren unverhältnismäßig 
höher sind als die dann noch im Briefdienst insge-
samt gebotene Dienstleistung. Alle Leerungszeiten 
für jeden Briefkasten sind ohnehin auf dem Lee-
rungsanzeiger angegeben. Kein Briefkasten darf vor 
der angegebenen Zeit geleert werden. Der Bürger 
kann sich daher auch weiterhin nach den angege-
benen Leerungszeiten richten; er kann lediglich 
nicht mehr feststellen, ob die Leerung bereits er-
folgt ist, wenn er nach dem angegebenen Zeitpunkt 
zum Briefkasten kommt. 
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Sollte der Wegfall der besonderen Anzeige der 
„Nächsten Leerung" auf weitere Leerungsbereiche 
ausgedehnt werden, so wird die Bevölkerung in je-
dem Fall rechtzeitig darüber informiert werden. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 25. Oktober 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Piccard (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Fragen B 36 
und 37) : 

Wie wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß die ange-
sichts der guten Ertragslage des Fernsprechbereichs unverständ-
lichen Schwierigkeiten und Verzögerungen, besonders zu be-
stimmten Tageszeiten Fernverbindungen im Fernsprechnetz der 
Bundesrepublik Deutschland zu bekommen, beseitigt werden? 

Hält es die Bundesregierung für weiterhin vertretbar, daß bei 
der jetzt schon hohen und in "Zukunft noch höheren Grundgebühr 
Störungen von Fernsprechapparaten an Samstagen und Sonntagen 
in der Regel nicht behoben werden? 

Die Dienstzeit in Fernsprechentstörungsstellen ist 
eng verknüpft mit den Anmeldezeiten der Störungs-
meldungen, der Zugänglichkeit von Sprechstellen 
zur Fehlereingrenzung und der Anzahl des hierfür 
bereitgestellten Personals. 

In den größeren Städten sind im allgemeinen 
Dienstzeiten festgelegt, die einerseits den Wünschen 
von Kunden und Verwaltung auf rasche und zuver-
lässige Bedienung entsprechen, andererseits auch 
gleichzeitig Ansprüche des Personals auf eine zeit-
gemäße Arbeitszeitregelung erfüllen. Für kleinere 
Städte und schwach besiedelte Landbezirke lassen 
sich ausgedehntere Dienstzeiten nur schwer ver-
wirklichen. Dort verursachen regelmäßige Spät-, 
Wochenend- und Feiertagsdienste Dienstpläne, die 
mit der im Arbeitsleben weitgehend eingeführten 
Fünftagewoche nur schwer abzustimmen sind. 

Für Dienstschichten am Wochenende muß z. B. im 
allgemeinen Freizeitausgleich an anderen Wochen-
tagen gewährt werden. Nun liegt an diesen Werk-
tagen aber das Hauptarbeitsaufkommen und gerade 
dann besteht auch das begründeteste Anliegen der 
Kunden auf schnellste Fehlerbeseitigung. Ein Aus-
fall von Arbeitskräften an diesen Tagen führt 
zwangsläufig zu längeren Erledigungszeiten. 

Wirtschaftlich vertretbare und bei dem derzeitigen 
Kräftemangel realisierbare Personalzuschläge lösen 
dieses Problem bei kleinen Kräftegruppen nicht. Es 
ist auch nicht ratsam, die Arbeitsbedingungen für 
diesen betroffenen Personenkreis zu ungünstig fest-
zulegen; so würden solche Maßnahmen Abwande-
rungen insbesondere des noch im Arbeitsverhältnis 
stehenden fachlich qualifizierten Nachwuchsperso-
nals zu Privatfirmen mit günstigeren Arbeits- und 
Entlohnungsbedingungen verstärken. 

Die Deutsche Bundespost ist bemüht, dieses Dienst-
zeitproblem u. a. durch weitere Zentralisierungs-
maßnahmen zu regeln. In den dünn besiedelten 
Gebieten sind jedoch aus geografischen Gründen 
auch hier Grenzen gesetzt. Durch den z. Z. starken 

Sprechstellenzugang werden die Fernsprechentstö-
rungsstellen sehr schnell größer. So wird sich in den 
nächsten 10 Jahren im Bundesgebiet der Sprech-
stellenbestand etwa verdreifachen. Damit entstehen 
zusätzliche Voraussetzungen für erweiterte Dienst-
schichten, insbesondere wenn es gelingt, den Perso-
nalbedarf annähernd zu befriedigen. 

Die Störungsannahme für Fernsprecheinrichtungen 
ist heute schon überall ganztägig erreichbar. Außer-
halb der Dienstzeit der bereichsmäßig zuständigen 
Fernsprechentstörungsstelle nehmen benachbarte 
länger dienstbereite (größere) Fernsprechentstö-
rungsstellen oder andere besetzte Betriebsstellen 
Störungsmeldungen entgegen. Bei dringlichem An-
laß werden Instandsetzungsmaßnahmen auch außer-
halb der Dienstzeit sogleich eingeleitet. Sie 
sind begrenzt auf Fernsprechanschlüsse, die zum 
Sichern menschlichen Lebens und zur Aufrechter-
haltung der staatlichen Ordnung und Sicherheit 
unbedingt betriebsfähig sein müssen. Darüber 
hinaus werden ebenfalls unverzüglich größere Ka-
belschäden oder Massenstörungen beseitigt. Nach 
den derzeitigen Fehleraufzeichnungen ist der ein-
zelne Anschlußinhaber im Mittel von Störungen 
am Wochenende recht selten betroffen, seltener als 
10 Jahre. Z. Z. werden rd. 56 v. H. aller Störungen 
innerhalb von 6 Stunden, 22 v. H. zwischen 6 und 
24 Stunden und lediglich weitere 22 v. H. in mehr 
als 24 Stunden beseitigt. 

Die Deutsche Bundespost hat den vor einigen Jah-
ren einsetzenden ungewöhnlichen Verkehrsanstieg, 
der konjunkturbedingt und in diesem Ausmaß nicht 
vorhersehbar war, nicht tatenlos hingenommen. Ob-
wohl die investierten Mittel für den Ausbau des 
Fernleitungsnetzes einschließlich der Übertragungs- 
und Vermittlungstechnik im Bereich der Deutschen 
Bundespost fortlaufend gesteigert worden sind und 
die Fernmeldeindustrie mit großen Anstrengungen 
die Produktion an Fernmeldeeinrichtungen und ihre 
Montagekapazität erweitert hat, konnte der sprung-
hafte Verkehrszuwachs bisher nicht überall voll auf-
gefangen werden. 

Im Jahre 1971 ist das 1,7fache und 1972 das 
2,4fache der 1970 für diesen Zweck ausgegebenen 
Mittel investiert worden. Im laufenden Rechnungs-
jahr beträgt das hierfür angesetzte Mittelvolumen 
das 3fache von 1970, so daß damit die äußerste 
Grenze der Leistungsfähigkeit der Fernmeldeindu-
strie und der Finanzierungsmöglichkeit der Deut-
schen Bundespost erreicht ist. 

Leider ließen sich die Engpässe auch deshalb nicht 
so kurzfristig abbauen, wie sie aufgetreten sind, 
weil von der Planung bis zur Inbetriebnahme der 
technischen Einrichtungen zwei bis drei Jahre be-
nötigt werden. Wenn dazu neue Gebäude erforder-
lich sind, dauert es auch noch länger. 

Aufgrund der vorstehenden Maßnahmen zeichnet 
sich bereits in diesem Jahre eine allgemeine Entla-
stung der Fernnetzebene ab; daneben ist zu erwar-
ten, daß noch bestehende Engpässe in einigen 
Schwerpunkten des Verkehrs bis 1975 völlig abge-
baut sein werden. 
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Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 24. Oktober 
1973 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/1122 Frage 
B 39) : 

Trifft es zu, daß für das viersemestrige Aufbaustudium Heil-
pädagogik (z. B. an der Fachhochschule für Sozialwesen und Reli-
gionspädagogik beim DCV in Freiburg) nur eine Förderungs-
möglichkeit für zwei Semester nach dem Berufsausbildungsförde-
rungsgesetz besteht, und ist die Bundesregierung bereit, das 
Studium der Heilpädagogik mit der notwendigen Zahl von vier 
Semestern in die Förderungshöchstdauer-Verordnung aufzuneh-
men? 

Die Förderungshöchstdauerverordnung vom 9. No-
vember 1972 (BGBl. I S. 2076) bestimmt für jede Aus-
bildung an den in § 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 BAföG 
bezeichneten oder diesen nach § 2 Abs. 3 BAföG als 
gleichwertig bestimmten Ausbildungsstätten die För-
derungshöchstdauer. In § 3 Abs. 2 der Verordnung 
ist die Förderungshöchstdauer für Zusatzausbildun-
gen an Fachhochschulen festgesetzt; sie beträgt für 
die meisten Fachrichtungen zwei Semester. Um auch 
solche Ausbildungen fördern zu können, die in der 

Verordnung noch nicht individuell genannt sind, 
bestimmt § 7 der Verordnung eine vorläufig gel-
tende Förderungshöchstdauer, die nach der kürze-
sten Studiendauer bemessen ist, die für eine ver-
gleichbare Ausbildung gilt. Zusatzausbildungen an 
Hochschulen werden nach dieser Auffangnorm ge-
nerell zwei Semester gefördert. 

Das Aufbaustudium Heilpädagogik war seinerzeit 
von keinem Land zur Aufnahme in den Fachrich-
tungskatalog des § 3 Abs. 2 angemeldet worden. 
Eine Förderung dieser Ausbildung kam daher bis-
lang nur nach § 7 in Betracht, also mit einer Höchst-
dauer von zwei Semestern. Mit Schreiben vom 
14. September 1973 hat das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialordnung des Landes Baden-
Württemberg das Aufbaustudium Heilpädagogik im 
Land Baden-Württemberg mit einer Förderungs-
höchstdauer von vier Semestern zur Aufnahme in 
den Katalog des § 3 Abs. 2 der Verordnung ange-
meldet. Die Bundesregierung wird diesen Vorschlag 
zusammen mit Anmeldungen aus anderen Bundes-
ländern prüfen und dem Bundesrat alsdann eine Än-
derungsnovelle zur Zustimmung vorlegen. 
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